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Vorwort. 


\\  ährend  der  grössern  Hälfte  seines  Lebens  wenig  beachtet, 
ist  Rodbertus  in  den  letzten  zwei  Decennien  einer  der  gefeiertsten 
Autoren  der  Sexualwissenschaft  in  Deutschland  geworden.  Wie  bei 
Homer  die  Helden  nicht  ohne  schmückende  Beiwörter  erwähnt 
werden,  so  wird  jetzt  Rodbertus  kaum  mehr  citirt  ohne  Beifügungen 
wie  verdienstvoll,  originell,  meisterhaft,  u.  s.  f.  In  Anbetracht  der 
grossen  Bedeutung,  zu  der  dieser  Autor  demnach  gelangt  ist,  dürfte 
vorliegende  Schrift,  wie  wir  hoffen,  nicht  ohne  Interesse  sein,  indem 
sie  eine  der  wichtigsten  theoretischen  Lehren  und  eines  der  be- 
kanntesten Werke  von  Rodbertus  zum  Gegenstand  hat. 

Die  beiden  Theile  unserer  Schrift  sind  ganz  unabhängig  von  ein- 
ander. Die  erste  Abhandlung  enthält  eine  kurze  Beantwortung  der 
Aufforderung,  welche  R.  in  seinem  unseres  Wissens  bisher  noch  nicht 
beantworteten1)  „Probleme"  an  die  Freunde  der  Ricardo'schen  Grund- 
rententheorie gerichtet  hat.  Es  wird  zu  zeigen  versucht,  dass  die 
R'sche  Grundrententheorie  unhaltbar  ist.  Hierbei  ergibt  sich  auch, 
dass  die  von  R.  und  andern  Socialisten  vertretene  These  „Nur  die 
Arbeit  ist  werthbildend"  wenigstens  für  die  bisherigen  Organisationen 
der  Produktion  nicht  richtig  ist.  Hingegen  wird  die  Frage,  ob  dies 
auch  in  einer  volkswirtschaftlichen  Organisation  ohne  Privateigen- 
thum  an  Boden  und  Kapital  der  Fall  sei,  durch  unsere  gegenwärtige 
Untersuchung  nicht,  berührt. 

In  der  zweiten  Abhandlung  wird  beabsichtigt,  eine  Kritik  des 
hen  Werkes  „Zur  Erklärung  und  Abhülfe  der  heutigen  Credit- 


')  Während  des  Druckes  erhalten  wir  Kenntniss  von  einem  Aufsatze  von 
ippel   .- i  •rtus'sche  Grundrententheorie  und  die  Werthtfceorie 

RicardoV,  der  in  den  „Staatswissenschaftlichen  Abhandlungen"   herausgegeben 
von  I  Berie,  '■>.  und  10.  Heft  (Juli  1882)  erschienen  ist. 
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noth  des  Grundbesitzes"  zu  geben,  soweit  sich  dieses  Werk  auf 
die  landwirtschaftlichen  Creditverhältnisse  bezieht.  Die  Abschnitte 
über  den  städtischen  Immobiliarcredit  sowie  die  zahlreichen  z.  Th. 
ausführlichen  Excurse,  welche  die  allgemeineren  socialökonomischen 
Theorien  von  R.  zum  Ausdruck  bringen,  sind  nicht  in  diese  Unter- 
suchung mit  einbezogen.  Denn  ein  directer  Zusammenhang  der- 
selben mit  dem  Haupttheile,  der  die  landwirtschaftlichen  Credit- 
verhältnisse behandelt,  ist  in  der  „Creditnoth"  nicht  vorhanden  und 
ausserdem  könnten  jene  Stellen  allgemeineren  theoretischen  Inhalts 
überhaupt  nur  in  einer  systematischen  Untersuchung  der  socialökono- 
mischen Lehren  von  R.  besprochen  werden. 

Das  Werk  „Zur  Erklärung  und  Abhülfe  der  heutigen  Credit- 
noth des  Grundbesitzes"  hat  gleich  bei  seinem  Erscheinen  die  all- 
gemeine Aufmerksamkeit  auf  sich  gelenkt  und  die  Periode  der 
Nichtbeachtung  R.  gegenüber  abgeschlossen.  Der  III.  Congress  Nord- 
deutscher Landwirthe  hat  zur  Prüfung  der  von  R.  aufgestellten 
„Rententheorie"  eine  eigene  Comrnission  eingesetzt.  Stein  spricht 
begeistert  über  das  R'sche  Werk.  Selbst  die  Gegner  wie  Knies  und 
Conrad  geben  zu,  dass  das  R'sche  Werk  eine  bedeutende  Leistung  sei. 

So  gerne  auch  wir  zugeben,  dass  in  den  Schriften  von  R. 
sehr  scharfsinnige  und  bedeutende  Leistungen  enthalten  sind,  hin- 
sichtlich der  „Creditnoth",  soweit  sie  sich  auf  die  landwirtschaft- 
lichen Verhältnisse  bezieht,  muss  unser  Urtheil  viel  ungünstiger 
lauten.  Die  Hauptlehren  scheinen  uns  entweder  nicht  richtig  zu 
sein  oder  in  Widerspruch  mit  andern  Ausführungen  R.'s  zu  stehen. 
Aehnliches,  glauben  wir,  muss  hinsichtlich  einer  Reihe  minder 
wichtiger  Ausführungen  behauptet  werden.  Wegen  der  gedachten 
zahlreichen  Widersprüche  ist  eine  systematische  Erörterung  des 
R'schen  Werkes  sehr  schwierig  und  kann  man  häufig  nicht  mit 
Bestimmtheit  sagen,    ob    R.   diese  oder  jene  Ansicht  gehabt  habe. 

Der  Ansicht,  dass  die  Verschuldung  des  Grundbesitzes  haupt- 
sächlich durch  das  gleiche  Erbrecht  und  durch  Restkaufgelder 
verursacht  werde,  welche  die  Grundlage  des  R'schen  Werkes  bildet, 
haben  viele  namhafte  deutsche  Autoren  mit  grosser  Entschiedenheit 
zugestimmt.  Sie  übersahen  hinsichtlich  der  letztern  Ursache,  dass  sie 
nur  ein  äusserer  Vorgang  ist,  der  selbst  wieder  durch  psychologische 
Motive  erklärt  werden  muss.  Die  Thatsache,  dass  man  sich  mit 
Erklärungen  begnügt,  die  selbst  wieder  der  Erklärung  bedürfen 
und  ohne   solche  ganz  unverständlich   sind,    hat   uns  hauptsächlich 
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zu  vorliegender  Schrift  veranlasst.  In  der  zweiten  Abhandlung  haben 
wir  vielfach  auf  unsere  frühere  Schrift  „Zwei  Fragen  des  Unter- 
nehmereinkommens"  Bezug  genommen,  in  welcher  die  Frage 
„Warum  lassen  denn  die  Landwirthe  in  der  Regel  Restkaufgelder 
in  bedeutendem  Umfange  stehen"  in  abstracter  Weise  implicite 
schon  behandelt  ist. 

Da  bereits  eingehende  und  scharfsinnige  Kritiken  der  „Credit- 
noth"  von  Knies,  Conrad  und  Bekker  vorliegen,  so  genügt  es,  viele 
Punkte  des  R'schen  Werkes  nur  kurz  zu  berühren  und  konnten 
einige  andere  ganz  unerörtert  bleiben. 

Wien,  im  Juni  1883. 

Der   Verfasser^ 


I.  Das  RodTDertus'sche  Grundrenten-Problem. 


Veranlasst  durch  eine  Kritik  in  der  „Geschichte  und  Kritik 
der  Lehre  von  der  Grundrente"  von  T.  Trunk,  welche  in  Hilde- 
brand's  Jahrbüchern  für  National-Oekonomie  und  Statistik  von  1868 
veröffentlicht  worden  war,  bat  Rodbertus  in  derselben  Zeitschrift, 
Jahrgang  1870,  S.  468  Folgendes  publicirt: 

Ein  Problem  für  die  Freunde  der  Blcardo'schen 
Grundrententheorie. 

„Nehmen  wir  eine  von  aller  Welt  abgesonderte  kreisförmige 
Insel  an,  —  auch  einen  „isolirten  Staat,"  —  in  welchem  das  heutige 
Grund-  und  Kapital-Eigenthum  herrscht. 

Im  Centrum  der  Insel  liegt  die  Stadt,  in  der  alle  Fabrikation 
betrieben  wird;  der  Umkreis,  das  Weichbild  der  Stadt,  dient  aus- 
schliesslich der  Rohproduktion. 

Der  Staat  ist  nicht  gross.  Der  Halbmesser  vom  Mauerring 
der  Stadt  bis  zum  Meeresufer  ist  nur  so  lang,  dass  jeder  der 
nebeneinander  liegenden  landwirtschaftlichen  Gutscomplexe  von 
der  Stadtmauer  bis  zum  Ufer  reicht.  Die  Güter  mögen  —  wie 
unsere  grösseren  norddeutschen  Latifundien  —  5000  Magd.  M. 
enthalten  und  werden  je  von  einem  Wirthschaftshofe  aus  bewirth- 
schaftet. 

Der  Acker  ist  überall  von  gleicher  Bonität.  Die  Rohprodukte 
werden  an  die  Städter  verkauft  und  die  Fabrikate  von  den  Land- 
wirthen  wieder  zurückgekauft. 
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Der  Werth,  sowohl  des  Rohprodukts  wie  des  zusätzlichen 
Fabrikationsproduktes,  soll  sich  genau  nach  der  auf  ihnen  haften- 
den Produktions-Arbeitssumme  richten  —  d.  i.  der  aufgewendeten 
Quantität  unmittelbarer  Arbeit  und  der  nach  Maassgabe  der  Ab- 
nutzung der  Werkzeuge  hinzuzurechnenden  Quantität  mittelbarer 
Arbeit  und  nach  diesem  Werth  sollen  Rohprodukt  und  Fabrikations- 
produkt gegen  einander  vertauscht  werden. 

Die  nationale  Produktivität  ist,  sowohl  im  Ganzen,  wie  je  in 
der  Rohproduktion  und  Fabrikation  so  gross,  dass  über  Kapital- 
ersatz und  Arbeitslohn  hinaus  noch  ein  bedeutendes  nationales  Ein- 
kommen übrig  bleibt,  das  natürlich  dem  Besitz  zufällt,  oder  rich- 
tiger, ihm  verbleibt,  da  das  Grund-  und  Kapitaleigenthum  es  mit 
sich  bringt,  dass  alles  Arbeitsprodukt  von  seiner  Entstehung  an 
den  Besitzern  gehört.  Der  Satz  des  städtischen  Kapitalgewinns  ist 
natürlich  das  Ergebniss  einer  Proportion  —  derjenigen  Proportion, 
die  durch  den  Werthbetrag,  der  als  Gewinn  dem  Fabrikbesitzer 
übrig  bleibt,  zu  dem  Werthbetrage,  den  er  zur  Erzielung  diese» 
Gewinns  hat  auslegen  müssen,  gebildet  wird. 

Dieser  Satz  bestimmt  natürlich  auch  den  Satz  des  Kapital- 
gewinns, nach  welchem  die  Grundbesitzer  sich  vom  Gutsertrage 
einen  Theil  als  Gewinn  von  ihrem  aufgewendeten  Kapital  berechnen 
müssen. 

In  der  vorliegenden  Hypothese  sind  mithin  —  um  die  Frage 
rein  zu  erhalten  —  alle  Momente  ausgeschlossen,  die  in  Bezug  auf 
Absatz  und  Werth  der  Rohprodukte,  den  einen  Grundbesitzer  vor 
dem  andern  zu  begünstigen  geeignet  sind :  sowohl  die  Verschieden- 
heit der  Güte  der  Aecker,  wie  die  Entfernung  vom  Absatzorte, 
wie  die  sogenannte  zunehmende  Unproduktivität  des  Bodens.  Selbst 
der  Werth  sowohl  des  Rohprodukts  wie  des  Fabrikationsprodukts 
ist  hier  als  der  denkbar  normalste  vorausgesetzt,  denn  lässt  man 
diesen  Werth  bei  einem  oder  dem  andern  Produkt  willkürlich 
steigen  oder  fallen,  so  ist  es  leicht,  Grundrente  oder  Kapitalgewinn 
verschwinden  zu  lassen. 

Man  kann  auch  aus  dieser  abgesonderten  Insel  ein  grosses 
isolirtes  Land  machen,  das  ganz  und  gar  aus  solchen  kreisförmigen 
Fabrikations-  und  Ackerbau-Communen  besteht  und  sich  vor- 
stellen, dass  die  zwischen  ihnen  liegenden  Ausschnitte  —  die 
„Subseciven"  dieses  agrarischen  Zustandes  —  mit  Holz  bestanden 
wären.     Auf  dieser  Insel  nun  oder  in  solchem  Lande,  in  welchem, 


wie  man  sieht,  keine  der  Voraussetzungen,  die,  nach  Ricardo  allein 

erst    die    Grundrente    zu    erzeugen    im    Stande    sind,     existiren, 

behaupte  ich, 

fällt  dennoch   Grundrente   ab, 

weil    den    Grundbesitzern  jedenfalls   noch  ein  ihren  Kapitalgewinn 

überschiessender  Reinertrag  verbleibt. 

Wesshalb  fällt  hier  dennoch  Grundrente  ab? 

Die  Antwort  auf  diese  Frage  enthält  nach  meiner  Ansicht 
allein  das  sogenannte  Grundrentenprincip,  denn  man  verwechselt 
dann  nicht  mehr  accidentelle  und  wesentliche  Erscheinungen,  nicht 
mehr  die  Grundrente  mit  der  Differenz  der  Grundrenten. 

In  der  unter  dem  Titel:  „Zur  Beleuchtung  der  socialen  Frage" 
erschienenen  neuen  Auflage  des  zweiten  und  dritten  seiner  Socialen 
Briefe  2)  hat  Rodbertus  dieses  Problem  S.  112  f.  nochmals  ab- 
gedruckt und  hinzugefügt:  „Kein  Anhänger  Ricardo's  hat  mir 
hierauf  geantwortet,  oder  dies  Problem  erörtert.  Solange  das  nicht 
geschieht,  nehme  ich  an,  dass  es  Keiner  vermag." 

Rodbertus  nimmt  demnach  an,  dass  auf  der  in  dem  obigen 
Probleme  fingirten  Insel  Grundrente  abfalle,  und  zwar  glaubt  er 
dies  auf  Grundlage  der  von  ihm  aufgestellten  Grundrententheorie, 
die  in  dem  Probleme  nur  gestreift,  in  den  „Socialen  Briefen"  aber 
eingehend  ausgeführt  ist. 

Wenn  die  R'sche  Grundrententheorie  haltbar  ist,  so  wäre  auch 
die  Behauptung  von  R.  richtig,  dass  die  Ricardo'sche  Grundrenten- 
theorie falsch  sei,  oder  es  würde  der  letztern,  selbst  wenn  sie 
theilweise  richtig  wäre,  mindestens  der  Vorwurf  zu  machen  sein, 
dass  sie  nicht  „die  Grundrente"  sondern  höchstens  die  „Differenz 
der  Grundrenten"  erkläre. 

Angesichts  der  grossen  Bedeutung,  zu  der  R.  in  den  letzten 
zwei  Decennien  gelangt  ist,  veranlasst  uns  die  Aufforderung ,  welche 
dieser  Autor  durch  sein  Problem  an  die  Freunde  der  Ricardo'schen 
Grundrententheorie,  zu  denen  auch  wir  gehören,  gerichtet  hat,  die 
iie  Grundrententheorie  näher  zu  untersuchen.  Wir  geben  daher 
zunächst  eine  kurze  Darstellung  der  R'schen  Grundrententheorie 
auf  Grundlage  der  in  den  „Socialen    Briefen"    enthaltenen  Lehren. 

I. 
Der  Furidainentalsatz  von  R.  ist:    Nur   die  Arbeit   ist   werth- 
bildend.  Hieraus  folgt  nach  R. :  der  Werth  jedes  Produkts  ist  gleich 


der  in  ihm  enthaltenen  Kostenarbeit.  Dieser  Satz  gilt  nicht  nur 
von  dem  fertigen  Produkte,  sondern  auch  von  dem  unvollendeten. 
Der  Werth  jedes  noch  unfertigen  Produkts  ist  mithin  während  jedes 
Abschnitts  der  Produktion  gleich  der  in  ihm  enthaltenen  Kosten- 
arbeit. Unter  Kostenarbeit  ist  immer  die  durch  Arbeiter  von  durch- 
schnittlicher Tüchtigkeit  zur  Herstellung  der  Produkte  aufzuwen- 
dende Arbeitszeit  verstanden.  Die  Verschiedenheit  der  in  den  ein- 
zelnen Zweigen  der  Produktion  producirten  Waaren  und  die  Unter- 
schiede in  der  Qualification  der  Arbeiter  stehen  diesem  Principe 
nicht  entgegen.  Denn  es  „lässt  die  Arbeit,  so  verschieden  sie  in 
den  verschiedenen  Produktionen  ist  oder  scheint,  eine  Ausgleichung 
und  ein  Maass  nach  Werk  und  in  Zeit  —  Arbeitstage,  Arbeits- 
stunden —  berechnet  zu."  (2,  Soc.  Br.  S.  42,  ähnlich  S.  28.)  In 
das  Produkt  geht  über  „die  aufgewendete  Quantität  unmittelbarer 
Arbeit  und  die  nach  Maassgabe  der  Abnutzung  der  Werkzeuge  hinzu- 
zurechnende Quantität  mittelbarer  Arbeit".  („Problem.")  Als  Arbeitslohn 
erhalten  die  Arbeiter  aber  nicht  den  ganzen  Ertrag  ihrer  Arbeit 
d.  i.  das  ganze  Arbeitsprodukt,  Die  Arbeiter  sind  vielmehr  ge- 
zwungen, sich  mit  dem  notwendigen  Lebensunterhalte  zu  begnügen 
und  aller  Arbeitsertrag,  der  denselben  übersteigt,  fällt  den  Eigen- 
tümern der  Produktionsmittel,  welchen  ja  das  Arbeitsprodukt  in 
allen  Stadien  der  Produktion  gehört,  zu  und  zwar  als  Rente,  die 
somit  lediglich  auf  Grund  des  Privateigentums  an  dem  Kapital 
und  dem  Boden  bezogen  wird. 

Damit  ein  Abzug  vom  Arbeitsertrage  überhaupt  möglich  sei, 
muss  dieser  natürlich  den  notwendigen  Lebensunterhalt  über- 
steigen, ein  Verhältniss,  welches  zuerst  in  Folge  der  Arbeitsteilung 
eingetreten  ist. 

So  lange  Rohprodukten  und  Fabrikation  durch  dieselben 
Eigenthümer  vorgenommen  werden 2),  stellt  der  Abzug  vom  Arbeits- 
ertrage eine  einheitliche  Rente  dar,  so  dass  im  Allgemeinen  alle 
Eigenthümer  einen  gleich  hohen  Procentsatz  ihres  Kapitalvermögens 
beziehen.  Erst  wenn  Rohproduktion  und  Fabrikation  unter  ver- 
schiedenen Eigentümern  vorgenommen  werden 3),  zerfällt  die  bisher 
einheitliche  Rente  in  zwei  Theile  ,  nämlich  in  Grundrente  und  in 
Kapitalgewinn.  Kapitalgewinn  ist  der  Theil  der  bisher  einheitlichen 
Rente,  welcher  den  Fabrikanten  und  Rohproducenten  auf  Grund 
ihres  Kapitalbesitzes  zufällt  und  Grundrente  derjenige,  welchen  die 
Rohproducenten  als  Eigenthümer  des  Bodens  beziehen. 


Die  Grundrente  entsteht  in  der  folgenden  Weise: 
Wenn  Rohprodukte  und  Fabrikate,  wie  vorausgesetzt,  nach 
ihrem  inneren  Werthe,  d.  h.  nach  der  in  ihnen  enthaltenen  Kosten- 
arbeit ausgetauscht  werden,  muss  in  der  Fabrikation  ein  geringerer 
Gewinnsatz  abfallen  als  in  der  Rohproduktion  und  in  der  frühern 
einheitlichen  Produktion.  Die  Fabrikanten  haben  nämlich  als  Ka- 
pitalauslage vorzulegen : 

a)  den  Werth  des  Rohproduktes  ; 

b)  die    in   der  Fabrikation  zu  zahlenden  Arbeitslöhne, 

wogegen   die  Rohproducenten  (da  der  Boden  als  kostenfrei 
vorausgesetzt  und  daher  keine    Auslage    für   das    Rohprodukt 
zu  machen  ist)  als  Kapitalauslage    nur  vorzuschiessen  haben: 
b)  die  für  das  Rohprodukt  zu  zahlenden  Arbeitslöhne. 

Die  Fabrikanten  können  sonach  nur  aus  Einer  ihrer  beiden 
Kapitalauslagen,  der  Auslage  b),  einen  Abzug  vom  Arbeitsertrage 
erzielen  und  es  stellt  desshalb  derselbe  einen  niedrigem  Procent- 
satz dar  als  der  Gewinnsatz  in  der  Rohproduktion,  bei  welcher 
der  Abzug  vom  Arbeitsertrage  an  der  ganzen  Kapitalauslage  statt- 
findet. Die  Fabrikanten  können  nicht  Land  occupiren,  um  als 
<.rundeigenthümer  den  höhern  Gewinnsatz  der  Rohproduktion  zu 
erzielen.  Denn  aller  Boden  steht  bereits  im  Privateigenthume 
und  wird  nur  gegen  eine  Rente  verpachtet,  die  den  Pächtern 
lediglich  den  in  der  Fabrikation  abfallenden  Gewinnsatz  übrig 
lässt.  Es  muss  daher  in  der  Rohproduktion  immer  ein  Ueber- 
schuss  vorhanden  sein  und  dieser  fällt  den  Eigenthümern  des 
Bodens  als  Grundrente  zu. 

Die  einzelnen  Abschnitte  der  Fabrikation  werden  selbst 
wieder  von  verschiedenen  Eigenthümern  vorgenommen,  aber  das 
ist  nach  R.  (.rSoc.  Br.u.  S.  106)  irrelevant. 

Die  weitere  Theilung  des  Kapitalgewinns  in  Unternehmer- 
Einkommen  und  Kapitalzins  ist  für  die  R'sche  Grundrententheorie 
ohne  Bedeutung. 

Unter  Fabrikation  sind  auch  die  Transportgewerbe  mit  ein- 
begriffen. Für  die  Handelsgewerbe  nehmen  wir  dasselbe  an,  da 
R.  nichts  hierüber  sagt  und  doch  anzunehmen  ist,  dass  er  die 
Handelsgewerbe  sonst  besonders  erwähnt  haben  würde. 

Die  Voraussetzungen,  von  denen  R.  in  dem  Probleme  und  in 
den  „Socialen  Briefen"    ausgeht,    sind   nicht   ganz    dieselben.    Der 


Unterschied  zwischen  beiden  besteht  wesentlich  darin,  dass  in  dem 
Probleme  bereits  vorausgesetzt  wird,  dass  Rohproduktion  und 
Fabrikation  unter  verschiedenen  Eigenthümern  stattfinden,  während 
in  den  „Socialen  Briefen"  dieser  Zustand  erst  aus  einer  Produk- 
tionsweise entwickelt  wird,  in  der  Rohproduktion  und  Fabrika- 
tion unter  denselben  Eigenthümern  vor  sich  gehen. 
Wir  haben  mithin  zu  untersuchen: 

1)  Ob  nach  den  Lehren  der  „Socialen  Briefe"  aus 
der  einheitlichen  Produktion  sich  überhaupt  eine 
getrennte  Produktion  entwickeln  kann? 

2)  Ob  die  R'sche  Grundrententheorie  haltbar  ist, 
wenn  getrennte  Produktion  bereits  vorausgesetzt  wird? 

Die  letzterwähnte  Untersuchung  umfasst  auch  die  Frage: 
Ob  auf  der  von  R.  in  dem  Probleme  fingirten  Insel 
aus  Gründen  der  R'schen  Grundrententheorie  Grund- 
rente abfalle? 

II. 

Indem  wir  nunmehr  zu  der  Erörterung  unserer  ersten  Frage: 
,,Ob    nach  den  Lehren    der  „Socialen  Briefe"    aus 
einer    einheitlichen  Produktion    sich   eine    getrennte 
Produktion   entwickeln  könne?" 

übergehen,  müssen  wir  uns  vor  Allem  nach  den  Voraussetzun- 
gen der  „Socialen  Briefe"  4)  ein  klares  Bild  der  einheitlichen  Pro- 
duktion zu  verschaffen  suchen.  Dies  geschieht  am  besten  durch 
Beispiele.  Wir  nehmen  also  an,  die  Kostenarbeit,  die  in  dem 
Gesammtprodukte  aller  einzelnen  Wirthschaften  fixirt  ist,  betrage 
2,000.000  (Arbeitstage,  Arbeitsstunden  oder  was  man  sonst  annehmen 
will),  und  der  Abzug  vom  Arbeitsertrage  betrage  20%;  er  ist  also 
400.000.  Da  R.  das  Zeitmoment  in  der  Produktion  ganz  unbeachtet 
lässt  —  und  das  ist  einer  der  grössten  Fehler  seiner  Grundrenten- 
theorie sowie  seiner  und  ähnlicher  socialistischer  Lehren  überhaupt, 
—  so  muss  es  auch  von    uns   vorläufig  unbeachtet  bleiben. 

Nach  den  obigen  Annahmen  kann  nun  in  der  einheitlichen 
Produktion  das  zur  Produktion  erforderliche  Kapital  und  folglich 
auch  der  Procentsatz,  welchen  der  400.000  betragende  Abzug  vom 
Arbeitsertrage  von  diesem  Kapital  bildet,  sehr  verschieden 
gross  sein. 


1)  Die  einzelnen  Produkte  können  von  denselben  Arbeitern 
angefangen  und  vollendet  werden. 

Die  Eigenthümer  der  einheitlichen  Produktionsbetriebe  haben 
alsdann  als  Kapitalauslage    vorzulegen: 

a)  den  Arbeitslohn ,  den  sie  ihren  Arbeitern  zu  zahlen 
haben  = 1,600.000 

Sonst  haben  sie  keine  Auslage  zu  machen.  Der  Abzug  vom 
Arbeitsertrage  von  2,000.000  beträgt  20°/0  —  400.000,  er  ist 
also  25°/„  ihres  Kapitalvermögens   von  1,600.000. 

2)  Es  kann  das  Rohprodukt  für  die  ganze  Produktion  bereits 
als  Kapital  vorhanden  sein. 

Es  wird  von  uns  angenommen,  dass  das  Rohprodukt  gleich 
dem  halben  Werthe  der  ganzen  Produktion,  also  ==  1,000.000  ist. 
Die  Eigenthümer  der  einzelnen  Produktionsbetriebe  haben  alsdann 
als  Kapitalanlage  vorzulegen: 

a)  Den  Arbeitslohn,    den   sie   ihren   Arbeitern   zu 

zahlen   haben  - 1,600.000 

b)  Den  Werth  des  Rohproduktes  ==       .     .     .     .     .      1,000.000 

zusammen     2,600.000 

Der  Abzug  vom  Arbeitsertrage  beträgt  20%  ==  400.000,  er 
ist  also  circa  15*38°  0  ihrer  Kapitalsauslage  von  2,600.000. 

3)  Das  Rohprodukt  und  die  Produkte  der  verschiedenen  Ab- 
schnitte der  Fabrikation,  mit  alleiniger  Ausnahme  des  letzten 
Abschnitts  der  Fabrikation,  können  bereits  als  Kapital  vorhanden  sein. 

Es  soll  angenommen  werden,  die  Produktion  zerfalle  in  vier 
Abschnitte,  in  jedem  dieser  Abschnitte  werde  für  500.000  Kosten- 
arbeit im  Produkte  fixirt.  Die  Eigenthümer  aller  Produktionsbetriebe 
haben  aksdann  als  Kapitalauslage  vorzulegen : 

a)  Den  Arbeitslohn,    den    sie   ihren    Arbeitern    zu 

zahlen  haben  = 1,600  000 

b)  Den  Werth  des  Rohproduktes  =       500.000 

c)  „  „,    den   das  Produkt   nach   dem    ersten 

Abschnitt  der  Fabrikation  hat  = 1,000.000 

d)  Den  Werth,  den  das  Produkt  nach  dem  zweiten 

Abschnitt  der  Fabrikation  hat  =       ...     .     .     1,500.000 

zusammen     4,600.000 
Der  Abzug   vom  Arbeitsertrage    ist    400.000  —   circa    8*7 % 
ihres  Kapitalvermögens  von  4,600.000. 


Nach  den  Voraussetzungen  von  R.  erzielen  somit  die  Eigen- 
thümer  der  einheitlichen  Produktionsbetriebe  in  dem  oben  ausge- 
führten ersten  Falle  25°/0,  in  dem  zweiten  15*380/0  und  in  dem 
dritten  8-70/0  Gewinn.  Man  muss  sich  daher  die  einheitliche  Pro- 
duction  nach  R's  Lehren  in  der  Weise  vorstellen,  dass  die  ein- 
zelnen Produkte  von  denselben  Arbeitern  angefangen 
und  vollendet  werden.  Denn  diese  Produktionsweise  wirft 
nach  unserem  Beispiele  25%  Gewinn  ab,  während  die  beiden 
andern  Produktionsweisen  nur  15*38°/0  bez.  8'70/0  Gewinn  einbringen. 

Nun  muss  man  sich  aber,  den  Erfordernissen  einer  metho- 
dischen Untersuchung  entsprechend,  die  ungetrennte  Produktion  in 
allen  wesentlichen  Punkten  genau  so  vorstellen,  wie  die  getrennte. 
Der  getrennten  Produktion  würde  aber  eine  ungetrennte  Production 
nach  unserem  zweiten  Beispiele,  also  mit  einer  Kapitalauslage  von 
2,600.000  und  15'38°/0  Gewinn  conform  sein5).  Es  ist  nun  nicht 
einzusehen,  wie  sich  eine  ungetrennte  Produktion  mit  einem  Kapital- 
erfordernisse von  1,600.000  in  eine  getrennte  mit  einem  Kapital- 
erfordernisse von  2,600.000  verwandeln  könne,  da  hiezu  noch 
1,000.000  Kapital  erforderlich  wäre.  Denn  dadurch,  dass  Roh- 
produktion  und  Fabrikation  unter  verschiedenen  Eigenthümern  statt- 
finden, wird  doch  das  vorhandene  Kapital  nicht  vermehrt. 

R.  macht  auch  gar  keinen  Versuch,  dies  zu  erklären,  sondern 
weist  einfach  auf  die  Geschichte  hin,  nach  welcher  im  Alterthume  im 
Allgemeinen  ungetrennte  Produktion  vorhanden  gewesen  sei  und  diese 
sich  im  germanischen  Mittelalter  in  eine  getrennte  Produktion  verwan- 
delt habe.  Diese  historischen  Thatsachen,  die  wir  als  richtig  annehmen 
wollen,  könnten  höchstens  zur  Erklärung  beitragen,  warum  in  einem 
Theile  von  Europa  Rohproduktion  und  Fabrikation  unter  verschie- 
denen Eigenthümern  stattfinden  und  das  ist  sicher  nicht  genügend 
„wenn  man  ein  Princip,  wie  das  der  Grundrente,  ermitteln  will" 
(„Soc.  Br.a  S.   111). 

Ausserdem  müssen  theoretische  Lehren  auf  theoretischem 
Wege  begründet  werden.  Sie  finden  durch  historische  Thatsachen 
ihre  etwaige  höchst  wünschenswerthe  Bestätigung.  Es  ist  aber  un- 
zulässig, historische  Darstellungen  einfach  als  nackte  Thatsachen 
zu  geben,  ohne  sie,  wenn  sie  wirthschaftlicher  Natur  sind,  psycho- 
logisch, sei  es  nun  durch  das  wirthschaftliche  Selbstinteresse  oder 
eventuell  in  anderer  Weise,  zu  begründen.  Nur  diese  hier  fehlende 


psychologische   Begründung    könnte   zur    Erklärung    einer   Theorie 
dienen,  nicht  aber  die  historischen  Thatsachen  selbst. 
Wir  sind  also  zu  dem  Resultate  gekommen, 

dass  nach  den  Voraussetzungen  der  „Socialen 
Briefe"  sich  aus  der  einheitlichen  Produktion  eine 
getrennte  Produktion  nicht  entwickeln  kann  und 
ohne  getrennte  Production  ist  keine  Grundrente 
möglich. 

III. 

Wir  kommen  nunmehr  zu  dem  zweiten  Theile  unserer  Auf- 
gabe, nämlich  zu  der  Frage: 

Ob  die  R' sehe  Grundrententheorie  haltbar  ist, 
wenn  getrennte  Produktion  vorausgesetzt  wird? 
Wir  aeeeptiren  hier  einfach  die  Voraussetzung,  dass  eine 
Trennung  von  Rohproduktion  und  Fabrikation  stattgefunden  habe, 
ohne  einen  logischen  Beweis  der  Möglichkeit  dieser  Trennung  zu 
fordern.  Hiermit  stellen  wir  uns  zugleich  auch  auf  den  Boden  des 
Problems,  in  welchem  ja  eine  solche  Trennung  als  vorhanden  hin- 
gestellt ist. 

Wenn  nichts  anderes  bemerkt  ist,  legen  wir  unsern  weitern 
Ausführungen  immer  die  Zahlen  unseres  in  der  Anmerkung  5) 
gegebenen  Beispiels  zu  Grunde. 

Die  R'sche  Grundrententheorie  ist  nun  unserer  Ansicht  nach 
auch  bei  Annahme  einer  getrennten  Produktion  unhaltbar  aus  den 
folgenden  zwei  Gründen: 

a)   Weil  weitere  Kapitalanlagen  in  der  Rohproduktion  stattfinden 
und  diese  bewirken  werden,    dass    der   über  11, 11%    hinaus- 
gehende Gewinn  im  Betrage  von  111,111  wieder  vernichtet  wird. 
Hinsichtlich   der    Kapitalanlagen    in    der    Rohproduktion    sind 
nämlich  zwei  Fälle  möglich: 

1.  Die  weitern  Kapitalanlagen  werfen  im  Allgemeinen  immer 
geringem  Ertrag  ab.  Dies  ist  die  Lehre  Ricardo's. 

2.  Die  weitern  Kapitalanlagen  werfen  im  Allgemeinen  den 
gleichen   Ertrag    ab,   wie   die  bisherigen.    Dies  müssen  wir  für  die 

cht  von  li.  haltt  i 
Der  dritte  Fall,  dass  die  weitern  Kapitalanlagen  im  Allgemeinen 
einen  höhern   Ertrag  abwerfen  als  die  bisherigen  ist  von  vornherein 
ausgeschlossen.    Denn  wenn  der  durchschnittliche  Ertrag  des  Kapi- 
tales  in   der  Rohproduktion   25°/0  beträgt,    so  ist  nicht  einzusehen, 


warum  Kapitalanlagen,  welche  mehr  als  25°/0  abwerfen,  nicht  schon 
früher  gemacht  sein  sollten. 

In  dem  ersten  Falle  werden  die  Rohproducenten  alle  Kapital- 
anlagen machen,  welche  nach  unserem  Beispiele  Anmerkung  5) 
einen  Reinertrag  von  25 — 1 1,1 1°/0  abwerfen.  In  dem  zweiten 
Falle  werden  die  Rohproducenten  weitere  Kapitalanlagen  in  noch 
viel  grösserem  Umfange  machen,  da  diese  unvermindert  25°/0  Rein- 
ertrag abwerfen. 

In  beiden  Fällen  wird  in  der  Rohproduktion  mehr  und  folg- 
lich in  der  Fabrikation  weniger  Kapital  angewandt  werden,  da  das 
vorhandene  Kapital  ja  unverändert  2,600.000  ist.  Das  Kapital 
werden  die  Rohproducenten  entweder  von  den  Leihkapitalisten  oder 
von  den  Fabrikanten  selbst  entleihen.  Denn  letztere  erzielen  ja  nur 
11,11%  Gewinn,  während  die  Rohproducenten  viel  mehr  erübrigen 
und   also    eventuell   auch  mehr  als  11,11%  Zinsen  zahlen  könnten. 

Die  Rohprodukte  werden  nun  durch  das  vermehrte  Angebot 
sinken,  da  die  Nachfrage  sich  nicht  geändert  hat,  und  die  Fabrikate 
werden  wegen  des  verminderten  Angebots  steigen  und  zwar  so  lange, 
bis  die  Gewinnsätze  in  der  Rohproduktion  und  Fabrikation  gleich 
hoch  sind  7);  Rohprodukte  und  Fabrikate  tauschen  sich  mithin  nicht 
nach  ihrer  Kostenarbeit  aus  und  die  bisher  als  vorhanden  ange- 
nommene Grundrente  von  111,111  wird  durch  die  Rohproducenten 
selbst  vernichtet  werden. 

b)  Weil  die  getrennte  Produktion  sich  wieder  in  eine  einheitliche 

verwandeln  wird. 

Nach  unserem  in  der  Anmerkung  5)  gegebenen  Beispiele  er- 
halten die  Rohproducenten  25%  Gewinn  für  ihre  Kap  italaus  läge 
von  800,000  und  die  Fabrikanten  11,11%  ihrer  1,800,000  betra- 
genden Kapitalauslage. 

Nach  unserm  ersten  Beispiele  werden  aber  in  der  einheit- 
lichen Produktion  25%  Gewinn  erzielt,  wenn  die  einzelnen 
Produkte  von  denselben  Arbeitern  angefangen  und  vollendet,  also 
alle  Abschnitte  der  Produktion  nach  einander  vorgenommen  werden. 
Die  Rohproducenten  werden  sich  daher  das  Kapital  der  Fabrikanten 
anleihen  und  Rohproduktion  und  Fabrikation  nach  einander  vor- 
nehmen lassen.    Dieselben  erzielen  alsdann: 

a)  25%  Gewinn  auf  ihr  eigenes  Kapital  von  800,000  =  . .  .200,000 

b)  25%  Gewinn  auf  die  von  den  Fabrikanten  angeliehenen 
1,800,000  = 450,000 


Hievon  könnten  sie  den  bisherigen  Fabrikanten  eventuell  mehr 
als  11,11%  Zinsen  zahlen  und  würden  noch  Hunderttausende  für 
sich  übrig  behalten.  Das  wirthschaftliche  Selbstinteresse  der  Roh- 
producenten  würde  also  bewirken,  dass  die  getrennte  Produktion, 
in  der  R's  Grundrententheorie  überhaupt  erst  denkbar  ist,  sich 
wieder  in  eine  einheitliche  umwandelt. 

Es  ist  hiermit  der  Nachweis  erbracht,  dass 

die  R'sche  Grundrententheorie  unhaltbar  ist, 
wenn  getrennte  Produktion  bereits  vorausgesetzt  wird. 

Hierin  ist  auch  der  Nachweis  enthalten,  dass 

auf  der  von  R.  in  dem  Probleme  fingirten  Insel 
aus  Gründen  der  R'schen  Grundrententheorie  keine 
Grundrente   abfällt. 

Gegen  unsere  erste  Widerlegung  könnte  man  vielleicht  einwenden, 
dass  die  einzelnen  Rohproducenten  sich  durch  die  Ausdehnung  der  Roh- 
produktion ja  nur  vorübergehende  Gewinne  verschaffen  würden  und 
dass  die  Erkenntniss  dessen,  was  ihnen  allen  dauernd  zum  Vortheil 
gereiche,  die  Rohproducenten  veranlassen  würde,  das  in  der  Roh- 
produktion angewandte  Kapital  zu  vermindern,  bis  die  Preise  wieder 
den  frühern  Stand  erreicht  hätten. 

Darauf  ist  zu  erwidern,  dass  diese  Annahme  nicht  zulässig 
ist.  Denn  einerseits  wäre  nicht  einzusehen,  warum  die  Coalition 
der  Rohproducenten  sich  damit  begnügen  sollte,  die  Preise  der 
Rohprodukte  nur  auf  das  Niveau  des  früheren  Zustandes  und  nicht 
noch  weiter  zu  erhöhen.  Und  andrerseits  ist  es  nicht  zulässig,  bei 
einer  Organisation  der  Produktion,  welche  auf  dem  wirthschaft- 
lichen  Selbstinteresse  und  der  Concurrenz  der  Einzelnen  beruht, 
derartige  Coalitionen  grosser  Interessengruppen  anders  als  vorüber- 
gehend zu  präsumiren.  Man  könnte  dann  auch  bei  den  Fabrikanten 
ähnliche  Coalitionen  annehmen. 

Ferner  könnte  man  vielleicht  gegen  unsese  beiden  Widerlegungen 
den  Einwand  erheben,  dass  die  R'sche  Grundrententheorie  der  Forde- 
rung gemäss  geprüft  werden  müsse,  die  R.  an  die  Spitze  des  Abrisses 
seines  Systems  im  zweiten  „Socialen  Briefe"  stellt.  S.  32  heisst  es 
daselbst : 

„Ich  wiederhole,  dass  Arbeitslohn,  Rente,  Grundrente,  Kapital- 
gewinn sociale  Thatsachen  und  Begriffe  sind,  d.  h.  Thatsachen  und 
Begriffe,  die  nur  existiren,  weil  die  Individuen,  die  dabei  betheiligt 
i,     durch   das  Band    der  Theilung  der  Arbeit  zu  Einer    Gesell- 


schaft  vereinigt  sind,  —  dass  man  sich  von  vornherein  auf  einen 
falschen  Standpunkt  stellt,  wenn  man  das  Princip  dieser  Thatsachen 
individuell  von  den  einzelnen  Betheiligten  aus,  vom  Standpunkte 
Eines  der  vielen  Arbeiter  erklären  will,  —  dass  man  vielmehr  bei 
einer  principiellen  Erklärung  unter  Arbeitslohn,  Rente  u.  s.  w. 
den  in  der  Gesellschaft  insgesammt  abfallenden  Arbeitslohn  u.  s.  w. 
verstehen,  oder  sich  die  ganze  Gesellschaft  in  Einem  Arbeiter, 
Einem  Grundbesitzer  und  Einem  Kapitalisten  repräsentirt  denken 
niuss.  Denn  die  Gesetze,  welche  die  weitere  Vertheilung  des  Ar- 
beitslohnes, der  Grundrente  und  des  Kapitalgewinnes  unter  die 
einzelnen  Arbeiter,  einzelnen  Grundbesitzer  und  einzelnen  Kapitalisten 
regeln,  sind  andere,  als  die,  welche  die  Theilung  des  Produkts  in 
Arbeitslohn,  Grundrente  und  Kapitalgewinn  überhaupt  beherrschen, 
und  man  fährt  nur  fort,  wenn  man  die  ersteren  für  die  letzteren 
nimmt,  wie  vor  Allen  die  Say'sche  Schule  gethan,  auf  der  Ober- 
fläche des  Verkehrs  spielende  Zufälligkeiten  für  die  mit  stiller  un- 
vermerkter Gewalt  wirkenden  Principien  zu  nehmen.  Demgemäss 
verstehe  ich  in  der  folgenden  Ausführung  diese  Begriffe  nur  in  ihrer 
allgemeinsten  Auffassung." 

Wir  haben  demnach  zu  prüfen,  ob  es  mit  der  R'schen  Grund- 
rententheorie vereinbar  ist,  dass  man  bei  einer  principiellen  Er- 
klärung 

1)  „sich  die  ganze  Gesellschaft  in  Einem  Arbeiter,  Einem 
Grundbesitzer  und  Einem  Kapitalisten  repräsentirt  denken  muss" 
oder : 

2)  „Unter  Arbeitslohn,  Rente  u.  s.  w.  den  in  der  Gesell- 
schaft insgesammt  abfallenden  Arbeitslohn  u.  s.  w.  verstehen"  muss 

und  zwar  aus  dem  Grunde,  weil 

„die  Gesetze,  welche  die  weitere  Vertheilung  des  Arbeitslohnes, 
der  Grundrente  und  des  Kapitalgewinnes  unter  die  einzelnen  Ar- 
beiter, einzelnen  Grundbesitzer  und  einzelnen  Kapitalisten  regeln, 
andere  sind,  als  die,  welche  die  Theilung  des  Produkts  in  Arbeits- 
lohn, Grundrente  und  Kapitalgewinn  überhaupt  beherrschen." 

Der  erste  Fall  ist  nur  in  der  Weise  denkbar,  dass  man  sich 
eine  isolirte  Wirthschaft  vorstellt  mit  Einem  Arbeiter  und  Einem 
Pächter,  der  Eigenthümer  des  zur  Rohproduktion  erforderlichen 
Kapitals  ist,  Rohproduktion  und  Fabrikation  in  einheitlicher  Weise 
vornehmen  lässt  und  den  Boden  von  dem  Einen  Grundbesitzer 
gepachtet  hat. 


Nun  lehrt  aber  R.  —  und  diese  Lehre  ist  ein  notwendiger 
Theil  seiner  Grundrententheorie,  —  dass  es  gar  keine  Grundrente 
geben  kann,  solange  Rohproduktion  und  Fabrikation  unter  den- 
selben Eigenthümern  stattfinden.  Um  die  R'sche  Grundrenten- 
theorie zu  deduciren,  ist  es  demnach  in  diesem  Falle  nöthig,  sich 
die  ganze  Gesellschaft  in  Einem  Arbeiter,  Einem  Fabrikanten  und 
Einem  Rohproducenten  repräsentirt  zu  denken. 

Der  Eine  Fabrikant  ist  nun  derjenige,  der  den  Einen  Theil 
des  zur  Produktion  nöthigen  Kapitals  besitzt  und  der  Eine  Roh- 
producent  derjenige,  der  den  andern  Theil  dieses  Kapitals  und  zu- 
gleich den  ganzen  Grund  und  Boden  besitzt.  Wenn  man  sich 
aber  die  „ganze  Gesellschaft  in  Einem  Arbeiter,  Einem  Grund- 
besitzer und  Einem  Kapitalisten  repräsentirt  denken  muss",  so 
kann  man  sich  dieselbe  doch  nicht  in  Einem  Arbeiter,  Einem 
Fabrikanten  und  Einem  Rohproducenten  repräsentirt  denken.  Mit- 
hin ist  die  hier  erörterte  Forderung  von  R.  und  deren  Motivirung 
mit  der  Grundrententheorie  dieses  Autors  unvereinbar. 

Ausserdem  kann  man  sich  nicht  Einen  Arbeiter  vorstellen, 
der  in  der  unter  zwei  verschiedenen  Eigenthümern  zu  gleicher  Zeit 
stattfindenden  Rohproduktion  und  Fabrikation  beschäftigt  ist. 

Was  den  zweiten  Fall  anbetrifft,  so  können  wir  nicht  be- 
stimmt sagen,  ob  er  mit  der  R'schen  Grundrententheorie  vereinbar 
sei,  da  wir  uns  durch  das  Studium  der  uns  zugänglichen  Schriften 
dieses  Autors  keine  genügende  Kenntniss  der  beiden  R'schen 
Gattungen  von  wirthschaftlichen  Gesetzen  verschaffen  konnten. 
Namentlich  gilt  dies  von  den  Gesetzen,  welche  „die  weitere  Ver- 
theilung  des  Arbeitslohnes,  der  Grundrente  und  des  Kapitalgewinnes 
unter  die  einzelnen  Arbeiter,  einzelnen  Grundbesitzer  und  einzelnen 
Kapitalisten  regeln." 

Entweder  gehört  nun  der  Satz:  „Das  Streben  aller  Einzelnen 
nach  dem  höchsten  Gewinne  hat  die  Folge,  dass  die  Gewinne  die 
Tendenz  haben,  sich  überall  gleich  hoch  zu  stellen"  zu  der  letztern 
Gattung  von  Gesetzen.  Dann  wäre  die  Forderung  von  R.  un- 
richtig, da  die  Gesetze,  „welche  die  Theilung  des  Produkts  in 
Arbeitslohn,  Grundrente  und  Kapitalgewinn  überhaupt  beherrschen" 
doch  nicht,  wie  es  in  dem  vorliegenden  Falle  geschieht,  durch  „die 
Gesetze,  welche  die  weitere  Vertheilung  des  Arbeitslohnes,  der 
Grundrente  und  des  Kapitalgewinnes  unter   die  einzelnen  Arbeiter, 
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einzelnen  Grundbesitzer  und  einzelnen  Kapitalisten  regeln,"  aufge- 
hoben werden  dürfen. 

Oder  der  Satz:  „Das  Streben  aller  Einzelnen  nach  dem 
höchsten  Gewinne  hat  die  Folge,  dass  die  Gewinne  die  Tendenz 
haben,  sich  überall  gleich  hoch  zu  stellen",  gehört  zu  den  Gesetzen, 
„welche  die  Theilung  des  Produkts  in  Arbeitslohn,  Grundrente  und 
Kapitalgewinn  überhaupt  beherrschen.  ■  Dann  haben  wir  bei  unserer 
Widerlegung  der  K'schen  Forderung  entsprochen. 

Es  hat  sich  also  ergeben,  dass  die  Fordernng  von  R. 
dass  man  „bei  einer  principiellen  Erklärung  unter  Arbeitslohn, 
Rente  u.  s.  w,  den  in  der  Gesellschaft  insgesammt  abfallenden 
Arbeitslohn  u.  s.  w.  verstehen,  oder  sich  die  ganze  Gesellschaft  in 
Einem  Arbeiter,  Einem  Grundbesitzer  und  Einem  Kapitalisten  re- 
präsentirt  denken  muss"  mit  seiner  Grundrententheorie  unverein- 
bar ist  und  daher  der  Deduction  dieser  Grundrententheorie  nicht 
zu  Grunde  gelegt  werden  darf. 

IY. 

Wir  wollen  in  dem  Folgenden  von  unsern  bisher  versuchten 
Nachweisen,  dass  nach  den  Lehren  der  „Socialen  Briefe"  aus  der 
einheitlichen  Produktion  sich  keine  getrennte  entwickeln  könne, 
und  dass,  wenn  man,  begründet  oder  unbegründet,  eine  getrennte 
Produktion  voraussetzt,  diese  sowie  die  R'sche  Grundrente  wieder 
aufgehoben  würde,  absehen  und  Thatsachen  anführen,  mit  welchen 
die  R'sche  Grundrententheorie  kaum  in  Einklang  zu  bringen  sein 
dürfte.  Drei  von  den  vier  vorzubringenden  Thatsachen  beweisen 
zunächst,  dass  der  Satz  von  R.  „Der  Werth  jedes  Produktes  sei 
es  vollendet  oder  nicht,  ist  gleich  seiner  Kostenarbeit"  unrichtig  ist. 
Wir  gehen  nunmehr  zu  deren  Erörterung  über. 


A)  Nach  R.  hat  der  Fabrikant  als  Kapitalauslage  vorzuschiessen : 

1)  Die   dem  Produkte   zugesetzte  Arbeit,   soweit  sie  den  Ar- 
beitern vergolten  wird. 

2)  Den  Werth  des  Rohproduktes. 

Der  Rohproducent  hat  als  Kapitalauslage  vorzuschiessen: 
1)  Die  dem  Produkte   zugesetzte  Arbeit,    soweit   sie  den  Ar- 
beitern vergolten  wird. 


Die  dem  Produkte  zugesetzte  Arbeit  ist  aber  nach  der  eigenen 
Definition  von  R. : 

a)  Die  unmittelbare  Arbeit. 

b)  «Die  nach  Maassgabe   der  Abnutzung    der  Werkzeuge   hinzu- 

zurechnende Quantität  mittelbarer  Arbeit." 
Sowohl  der  Fabrikant  wie  der  Rohproducent  haben  aber  das 
ganze  stehende  Kapital  vorzu schiessen,  also  auch  den  Werththeil 
des  stehenden  Kapitals,  der  nach  Maassgabe  der  Abnutzung  der 
Werkzeuge  nicht  in  das  Produkt  übergeht,  d.  i.  das  stehende 
Kapital,  soweit  dessen  Werth  bei  der  Produktion  nicht  verringert 
worden  ist.  Der  Kürze  halber  soll  dies  die  Auslage  C  heissen.  Der 
Rohproducent  und  der  Fabrikant  müssen  ja  ganze  Pflüge,  Pferde, 
Ställe,  Maschinen,  Waarenhäuser  etc.  besitzen  und  nicht  blos  den 
Werththeil  von  Pflügen,  Ställen  etc.,  der  bei  der  Produktion  in 
das  Produkt  übergeht. 

Sowohl  in  der  Fabrikation  als  in  der  Rohproduktion  ist  die 
Auslage  C  in  den  einzelnen  Zweigen  der  Produktion  sehr  verschieden. 
Man  würde  daher  in  der  getrennten  Produktion  bei  Annahme  des 
Satzes  „Der  Werth  jedes  Produktes,  sei  es  vollendet  oder  nicht, 
ist  gleich  seiner  Kostenarbeit"  sowohl  in  der  Fabrikation  wie  in 
der  Rohproduktion  x  verschiedene  hohe  Gewinnsätze  und  nicht 
Einen  einheitlichen  Gewinnsatz  erhalten. 

Von  den  Produktionen,  bei  welchen  ein  geringerer  Gewinn- 
satz erzielt  wird,  werden  sich  Viele  abwenden  und  sich  dafür  den 
Produktionen,  bei  denen  ein  grösserer  Gewinnsatz  abfällt,  zuwenden. 
Dadurch  wird  der  Tauschwerth  der  einzelnen  Rohprodukte  und 
Fabrikate  steigen  bez.  fallen  und  zwar  soweit,  bis  die  Gewinn- 
ze  sich  in  allen  Produktionen  gleich  hoch  gestellt  haben.  Mithin 
ist  auch  der  Satz   „Der  Werth  jedes  Produktes  etc."   unrichtig. 

Selbst  wenn  man  „unter  Arbeitslohn,  Rente  u.  s.  w.  den  in 
der  Gesellsrhaft  insgesammt  abfallenden  Arbeitslohn  u.  s.  w.  ver- 
stehen" würde,  wäre  es  unmöglich,  einen  allgemeine  Geltung  bean- 
spruchenden Satz  über  das  Verhältniss  der  Auslage  C  in  der 
Fabrikation  zu  der  Auslage  C  in  der  Rohproduktion,  zu  welcher 
auch  der  Bergbau  gehört,  festzustellen.  Die  Auslage  C  in  der 
Fabrikation  4-  dem  Werthe  des  Rohprodukts  könnte  gleich,  grösser 
und  kl.-iner  sein  als  die  Auslage  C  in  der  Rohproduction.  Für  die 
che  Grund rententheorie  wäre  aber  der  u.  E.  unmögliche  Nach- 
is  erforderlich ,  dass  die  Auslage  C  +  dem  Werthe  des  Rohpro- 


dukts  grösser  sein  muss  als  die  Auslage  C  in  der  Rohproduktion. 
Wahrscheinlichkeit  allein  wäre  ungenügend. 

Der  Grund,  warum  R.  die  Auslage  C  ganz  unberücksichtigt 
lässt,  liegt  darin,  dass  R.  nur  das  betrachtet,  was  im  National- 
einkommen enthalten  ist,  und  im  Nationaleinkommen  ist' selbstver- 
ständlich die  Auslage  C,  der  Werth  des  stehenden  Kapitals,  der 
nicht  in  das  Produkt  übergeht,  nicht  enthalten. 

B)  In  den  „Socialen  Briefen"  und  in  dem  Probleme  spricht 
R.  immer  nur  von  dem  Produkt  und  lässt  das  Zeitmoment  in  der 
Production  ohne  weitere  Motivirung  ganz  unbeachtet. 

Es  kann  nun  das  Rohprodukt  A  erst  nach  Jahren  oder  Jahr- 
zehnten vollendet  werden,  das  Rohprodukt  B  nach  einigen  Monaten 
und  das  Rohprodukt  C  nach  einigen  Tagen  oder  Stunden.  So  z.  B. 
haben  die  Holzproducenten  meistens  Jahrzehnte,  die  Getreide-  und 
Schlachtviehproducenten  einige  Monate  und  die  Steinbruchbesitzer 
(vorausgesetzt,  dass  sich  bei  ihnen  überhaupt  genau  sagen  liesseT 
wann  die  Produktion  vollendet  sei)  einige  Tage  oder  Stunden  nöthig 
um  fertige  Rohprodukte  herzustellen.  Nach  unserem  Beispiele  An- 
merkung 5)  erhalten  die  Eigenthümer  bei  jeder  Produktion  einen 
Abzug  vom  Arbeitsertrage  von  25°/0  ihrer  Kapitalauslage.  Danach 
würden  also  die  Getreide-  und  Schlachtviehproducenten  zwanzigmal 
und  noch  öfter  25%  mit  ihrer  Kapitalsauslage  erzielen  in  derselben 
Zeit,  in  der  die  Holzproducenten  erst  Einmal  25%  erhalten  und 
gegenüber  den  Steinbruchbesitzern  wäre  der  Unterschied  noch  be- 
deutend grösser. 

Zwischen  den  einzelnen  Rohproducenten  und  den  einzelnen 
Fabrikanten  werden  ähnliche  Unterschiede  durch  das  Zeitmoment 
veranlasst.  So  z.  B.  hat  der  Schlachtviehproducent  mindestens  einige 
Monate  nöthig,  bis  er  sein  Rohprodukt  verkaufen  kann.  Der  Schlächter 
hingegen  hat  seine  Produktion  gewöhnlich  schon  nach  einigen  Tagen 
vollendet  und  an  die  Consumenten  abgesetzt.  Wenn  nach  unserem 
Beispiele  die  Rohproducenten  25%,  die  Fabrikanten  wegen  der  Aus- 
lage für  das  Rohprodukt  aber  nur  11,11%  Gewinn  bei  jeder  Pro- 
duktion erzielen,  so  erhalten  die  Fabrikanten  die  11,11%  in  diesem 
Falle  doch  x-mal  in  derselben  Zeit,  in  welcher  die  Rohproducenten 
ihre  25%  erst  einmal  beziehen. 

Es    bedarf   kaum    der  Erwähnung,    dass    auch   zwischen   den 
einzelnen  Fabrikanten  ähnliche  Unterschiede  durch  das  Zeitmoment 


verursacht  werden.  Man  stelle  sich  nur  einen  Bauunternehmer  und 
einen  Bäcker  vor. 

Das  wirtschaftliche  Selbstinteresse  der  Producenten  wird  nun 
in  der  bereits  erwähnten  Weise  bewirken,  dass  die  Rohprodukte 
und  Fabrikate,  zu  deren  Herstellung  viel  Zeit  erforderlich  ist, 
steigen  und  die,  zu  deren  Herstellung  wenig  Zeit  erforderlich  ist,  fallen, 
wodurch  der  Satz,  „Der  Werth  jedes  Produkts  etc."  unrichtig  wird. 

Die  einzelnen  Robprodukte  sind  vollendet,  sobald  sie  in  den 
Besitz  der  Fabrikanten  übergegangen  sind,  und  die  einzelnen  Fa- 
brikate sind  vollendet,  sobald  sie  in  den  Besitz  der  Consumenten 
übergegangen  sind.  Alsdann  erhalten  die  Eigenthümer  der  einzelnen 
Betriebe  der  Rohproduktion  und  Fabrikation  ihre  in  das  Produkt 
übergegangene  Kapitalauslage  (zuzüglich  des  Abzugs  vom  Arbeits- 
ertrage) zurück  und  beginnen  eine  neue  Produktion,  nach  deren 
Beendigung  sie  wieder  dasselbe  Resultat  erzielen. 

Nun  lässt  sich  z.  B.  bei  einem  Kohlenwerke  oder  einem 
Steinbruche  gar  nicht  sagen,  wann  die  Rohproduktion  vollendet  sei 
und  von  Neuem  beginne.  Soll  dies  sein,  wenn  ein  Wagen  Kohlen 
oder  Steine  fortgefahren  worden  ist,  oder  nach  jedem  Tage  oder 
nach  jeder  Woche  oder  wie  sonst?  Jedenfalls  würde  in  einem  Jahre 
der  Abzug  vom  Arbeitsertrage  den  Eigenthümern  sehr  oft  zufallen. 

Hieraus  kann  man  am  deutlichsten  sehen,  wie  unrichtig  es 
ist,  dass  R.  das  Zeitmoment  nicht  berücksichtigt.  Die  Consequenzen 
sind  bei  R.  noch  auffallender,  weil  R.  den  Werth  des  stehenden 
Kapitals,  der  nicht  in  das  Produkt  übergeht,  wie  oben  (sub.  A) 
gezeigt,  unberücksichtigt  lässt. 

C)     Es    gibt  Rohprodukte,    bei  denen    gar  keine  Grundrente 

;<  h  ist,  weil  ihr  Aufenthalts-  oder   Fundort    nicht    im    Privat- 

Dthum  stehen  kann.  Es  sind  dies  z    B.  die  Fische  des  Meeres, 

der  grössern  Flüsse  und  der  grössern  Seen.     Es  ist  zwar  möglich, 

dass  der  Fischfang  an  der  Meeresküste,  in  den  Flüssen    und  Seen 

von  der  Staatsgewalt  re<:alisirt  werde,  aber  Grundrente,  die  in  Folge 

PritateigeiitiMms  und  des  Satzes:  „Nur  die  Arbeit   ist  werth- 

bildend"    bezogen    wird,    entsteht    dadurch    nicht,    und    auf   dem 

offenen  Meere  ist  auch  kein  Regal  möglich  8). 

Der  Uebergang  von  bisherigen  Eigenthümern  von  Fabrikations- 
betrieben zu  den  erwähnten  Zweigen  der  Rohproduktion  wird  nun 
auch  hier  bewirken,  dass  der  Tauschwerth  dieser  Rohprodukte  so- 
lange   sinkt,    bi  I'rocentsatz,    den  der  Abzug    vom    Arbeits- 
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ertrage  von  der  Kapitalsauslage  in  diesen  Rohproduktionen  bildetr 
dem  in  der  Fabrikation  gleich  ist.  Rohprodukte  und  Fabrikate 
tauschen  sich  mithin  nicht  nach  ihrer  Kostenarbeit  aus. 

Wir  haben  also  zunächst  gefunden,  dass  der  Satz:  „Der 
Werth  jedes  Produkts,  sei  es  vollendet  oder  nicht,  ist  gleich  seiner 
Kostenarbeitu  nicht  richtig  ist.  R.  selbst  erklärt  diesen  Satz  wieder- 
holt für  den  Ausgangspunkt  seiner  Grundrententheorie  und  hält 
ihn  für  eine  unentbehrliche  Grundlage  derselben.  Wir  sind  in- 
dessen der  Ansicht,  dass  es  genüge,  wenn  innerhalb  der  Roh- 
produktion und  Fabrikation  die  Unterschiede  im  Tauschwerte  der 
einzelnen  Produkte  sich  dergestalt  ausgleichen  würden,  dass,  wenn 
man  alle  einzelnen  Tauschoperationen  zusammenaddirte,  Roh- 
produkt und  Fabrikat  sich  nach  ihrer  Kostenarbeit  austauschten. 
Aber  auch  dies  trifft  nicht  zu.  Denn  schon  dadurch,  dass  die 
R'sche  Grundrente  nicht  bei  allen  Rohprodukten  möglich  ist,  wird 
bewirkt,  dass  die  gesammten  Rohprodukte  gar  nicht  nach  ihrer 
Kostenarbeit  ausgetauscht  werden  können.  Mithin  scheinen 
uns  die  oben  angeführten  Thatsachen  mit  der  R'schen 
Grundrententheorie  unvereinbar  zu  sein9). 

Y. 

Die  vierte  Thatsache  endlich,  die  sich  gegen  die  R'sche- 
Grundrententheorie  anführen  lässt,  ist  die, 

dass  die  verschiedenen  Ab  sc  hnitte  der  Fabrikation 
unter  verschiedenen  Eigenthümern  stattfinden. 

Dies  wäre  aber  nach  der  R'schen  Grundrententheorie  un- 
möglich. 

In  den  Voraussetzungen,  unter  welchen  R.  sein  Problem  auf- 
gibt, ist  die  Annahme,  dass  die  verschiedenen  Abschnitte  der 
Produktion  unter  verschiedenen  Eigenthümern  stattfinden,  nicht 
ausgeschlossen.  Diese  Annahme  entspricht  der  Wirklichkeit,  was 
R.  (z.  B.  „Soc.  Br.u  III,  S.  101  und  S.  106)  ausdrücklich  an- 
erkennt. Es  muss  daher  angenommen  werden,  dass  auf  der  von 
R.  fingirten  Insel  die  verschiedenen  Abschnitte  der  Fabrikation 
unter  verschiedenen  Eigenthümern  vorgenommen  werden. 

In  den  „Socialen  Briefen"  sieht  R.  ausdrücklich  davon  abr 
„dass  sich  der  Besitz  des  Fabrikationsprodukts  selbst  weiter  theilt" 
und  motivirt  dieses  Verfahren  „Soc.  Br.il  III,  S.  106  in  der  fol- 
genden Weise: 
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„Ich  will  erstens  annehmen,  dass  sich  der  Besitz  des 
Fabrikationsprodukts  selbst  nicht  weiter  theilt,  dass  also  Derjenige, 
der  sich  von  dem  Besitzer  des  Rohprodukts  die  Wolle  kauft,  sie 
auch  in  seinem  durchgängigen  Besitz  spinnen,  weben,  färben  und 
zu  Kleider  verarbeiten  lässt  und  dass  also  auch  der  auf  das 
Fabrikationsprodukt  fallende  Antheil  des  zu  Rente  übrig  bleibenden 
Theils  des  ganzen  Arbeitsprodukts  sich  nicht  unter  verschiedene 
Besitzer  von  Fabrikationstheilprodukt  weiter  theilt.  Es  geschieht 
dies  lediglich  zur  Erleichterung  der  Ueber- 
sieht,  ohne  in  der  Sache  selbst  etwas  zu  ändern,  wenn  es  sich 
freilich  auch  in  der  Wirklichkeit  anders  verhält." 

Xach  unserm  früher  gegebenen  dritten  Beispiele  einer  ein- 
heitlichen Produktion  beträgt  das  zur  Produktion  erforderliche 
Kapital  4,600.000  und  der  Gewinnsatz  7,14%.  Denken  wir  uns  nun, 
dass  jeder  der  vier  Abschnitte  der  Produktion  unter  andern  Eigen- 
tümern statt  unter  denselben  stattfinde.  Es  haben  alsdann  als 
Kapitalsauslage  vorzulegen. 
1)  Die  Rohproducenten : 
a)   Den    Arbeitslohn,     den     sie     ihren      Arbeitern     zu 

zahlen  haben  = .     .     .     400.000 

Der  auf  sie  entfallende  Abzug  vom  Arbeitsertrage  beträgt 
20%  von  500.000  =  100,000;  er  ist  also  2  5%  ihrer  Kapital- 
auslage von  4  0  0.000. 

2)  Die  Fabrikanten,  die  den  zweiten  Abschnitt  der  Produktion 
vornehmen  lassen: 

a)  Den  Arbeitslohn,    den    sie  ihren  Arbeitern  zu  zahlen 

haben    = 400.000 

b)  Den  Werth  des  Rohprodukts  = 500.000 

zusammen     .     900.000 
Ihr    Abzug    vom    Arbeitsertrage    ist    100.000,    er    ist    also 
11,11%  ihrer  Kapitalauslage  von  9  0  0.000. 

3)  Die  Fabrikanten,  die  den  dritten  Abschnitt  der  Produktion 
vornehmen  lassen : 

aj  Den  Arbeitslohn,  den  sie  ihren  Arbeitern  zu 

zahlen    haben    = 400.000 

b)  Den  Werth  ihres  Rohmaterials  =         1,000.000 

zusammen     .    1,400.000 
Ihr    Abzug    vom    Arbeitsertrage    ist     100.000,    er    ist    also 
7,14%  ihrer  Kapitalauslage  von   1,400.000. 
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4)  Die  Fabrikanten,  die  den  vierten  Abschnitt  der  Produk- 
tion vornehmen  lassen. 

a)  Den  Arbeitslohn,  den  sie   ihren  Arbeitern  zu 

zahlen  haben  =        400.000 

b)  Den  Werth  des  Rohmaterials  = 1,500.000 

zusammen     .    1,900.000 
Ihr  Abzug  vom  Arbeitsertrage   beträgt    100.000;    er   ist  also 
5,2  6°/o    ihrer  Kapitalauslage  von  1,900.000. 

Es  zeigt  sich  somit,  dass  bei  dem  ersten  Abschnitte  der  Fa- 
brikation 11,11%,  bei  dem  zweiten  7,14°/0  und  bei  dem  dritten 
5,26%  Gewinn  erzielt  werden.  Es  wird  nun  Niemand  spätere  Ab- 
schnitte der  Fabrikation  vornehmen  lassen,  da  diese  nur  5,26% 
und  7,14%  Gewinn  abwerfen  und  in  der  einheitlichen  Fabrikation, 
bei  der  ja  kein  Monopol  wie  beim  Boden  vorausgesetzt  ist,  8,7% 
Gewinn  erzielt  werden.  Es  ist  daher  nicht  möglich,  dass  sich  aus 
der  einheitlichen  Fabrikation  eine  getrennte  entwickeln  kann. 

Zu  diesem  Resultate  würde  man  gelangen ,  wenn,  wie  in 
unserm  Beispiele  angenommen  ist,  in  der  einheitlichen  Fabrikation 
ebenso  wie  in  der  getrennten  als  Kapitalauslage  (ausser  den  Arbeits- 
löhnen) vorhanden  sein  müssten: 

a)  Die  Rohprodukte, 

b)  die  Halbfabrikate,  die  nach  dem  ersten  Abschnitte  der  Fabri- 
kation vorhanden  sind, 

c)  die  Halbfabrikate,  die  nach  dem  zweiten  Abschnitte  der  Fabri- 
kation vorhanden  sind. 

Nach  R's  Lehren  sind  aber  lediglich  erforderlich: 
a)  Die  Rohprodukte. 

Da  die  Kapitalauslagen  b)  und  c)  fehlen,  so  ist  in  der  einheit- 
lichen Fabrikation  eine  bedeutend  geringere  Kapitalauslage  erfor- 
derlich als  in  der  getrennten.  Es  kann  sich  somit  auch  wegen  des 
grösseren  Kapitalaufwands  aus  der  einheitlichen  Fabrika- 
tion keine  getrennte  entwickeln  und  ist  die  R'sche 
Grundrententheorie  daher  mit  den  Thatsachen  nicht 
vereinbar. 

YI. 

Wir  wollen  nicht  unerörtert  lassen, 

ob  R.  mitRecht  in  den  „Socialen  Briefen"  wieder- 
holt behauptet,  dass  Ricardo  der  Ansicht  gewesen 
sei:     „Nur  die  Arbeit  ist  werthbildend". 
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Es  wird  sich  hieraus  ergeben,  ob  das  Problem  überhaupt  an 
die  richtige  Adresse  gerichtet  ist,  d.  h.  ob  die  Freunde  der 
Kicardo'schen  Grundrententheorie  ohne  Ausnahme 
den  Satz:  „Nur  die  Arbeit  ist  werthbild  endu  an- 
erkennen. 

Es  lässt  sich  nicht  leugnen,  dass  Ricardo  in  dieser  Lehre 
mit  sich  selbst  in  Widerspruch  ist,  wie  dies  schon  von  Thünen 
(Der  isolirte  Staat,  2.  Theil,  1.  Abtheilung,  dritte  Auflage,  S.  129  t) 
hervorgehoben  worden  ist  An' den  verschiedensten  Stellen  seiner 
„Principles  of  Political  Economy"  sagt  Ricardo,  dass  alle  Produkte 
im  Preise  steigen  oder  sinken,  je  nachdem  mehr  oder  weniger 
Arbeit  zu  ihrer  Herstellung  erforderlich  ist.  Dieser  Satz  gilt 
natürlich  nur  soweit,  als  er  nicht  durch  die  Differential-Grundrente 
eingeschränkt  wird.  Wenn  R.  „Soc.  Br.w  III,  S.  111  sagt,  dass  er 
„dieselbe  Annahme  supponire,  wie  Ricardo  in  seinem  ganzen  System 
und  namentlich  auch  in  seiner  Grundrententheorie,  dass  sich  nämlich 
alle  Produkte  nach  der  auf  ihnen  haftenden  Arbeitsquantität  ver- 
werthena,  so  kann  er  sich  auf  diese  Stellen  berufen.  Die  wenigen 
Güter,  wie  seltene  Bücher,  Münzen  etc.,  bei  welchen  auch  die 
Seltenheit  den  Tauschwerth  bestimmt,  könnte  man  wegen  ihrer 
Geringfügigkeit  als  Ausnahme  einer  Regel  gelten  lassen. 

Andererseits  aber  lehrt  Ricardo,  dass  Kapitalgewinn  existire, 
der  Privatpersonen  zufliesse.  In  Folge  des  wirtschaftlichen  Selbst- 
interesses ergebe  sich  hieraus  der  Satz:  „Die  Kapitalgewinne 
haben  die  Tendenz,  sich  überall  gleich  hoch  zu  stellen"  10).  Hieraus 
ergibt  sich  wieder  die  von  Ricardo  im  Kapitel  ,,Vom  Werthe"  auch 
ausdrücklich  hervorgehobene  Consequenz,  dass  der  gegenseitige 
Tauschwerth  der  Güter  nicht  allein  durch  die  in  ihnen  enthaltene 
tenarbeit,  sondern  auch  durch  die  verschieden  grosse  Dauer- 
haftigkeit des  stehenden  Kapitals,  das  Verhältniss  des  umlaufenden 
Kapitals  zum  stehenden,  die  verschiedene  Zeitdauer,  welche  zur 
Vollendung  der  Produkte  erforderlich  ist,  und  andere  Momente 
bestimmt  wird  n).  Es  sind  mithin  nach  Ricardo  Arbeit  und  Kapital- 
gewinn werthbildende  Elemente.  Hierdurch  wird  der  Satz:  „Alle 
Produkte  verwerthen  sich  nach  der  auf  ihnen  haftenden  Arbeits- 
Quantität'1  und  damit  auch  der  Satz:  „Nur  die  Arbeit  ist  werth- 
bildend"  aufgehoben. 

Die  meisten  Anhänger  der  Ricardo'schen  Grundrentenlehre 
vertreten  auch  in  der  That    die  Ansicht,    dass    ausser    der  Arbeit 
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auch  der  Kapitalgewinn  ein  werthbildendes  Element  sei,  so  z.  B. 
Thünen,  Hermann  und  J.  St.  Mill. 

Die  richtige  Adresse  für  das  R'sche  Grundrentenproblem 
wäre  daher:  „Problem  für  die  Freunde  der  Ricardo'schen  Grund- 
rententheorie, welche  zugleich  den  Satz :  „Nur  die  Arbeit  ist  werth- 
bildendu  vertreten".  Oder  eventuell,  — was  aber  nicht  unsrer  Ansicht 
entspricht — „Problem  für  Ricardo  und  diejenigen  Freunde 
der  Ricardo'schen  Grundrententheorie,  welche  zugleich  den  Satz: 
„Nur  die  Arbeit  ist  werthbildend",  'vertreten". 

Diese  Freunde  sind  z.  B.  Eduard  Berens  (in  der  Schrift: 
„Versuch  einer  kritischen  Dogmengeschichte  der  Grundrente"), 
Ferd.  Lassalle  und  Ad.  Wagner.  Berens  kannte  bei  Herausgabe 
seines  Werkes  die  R'sche  Grundrententheorie  noch  nicht  und  hat 
sich  auch  seither  unseres  Wissens  nicht  über  dieselbe  aus- 
gesprochen. F.  Lassalle  hat  die  R'sche  Grundrententheorie  ver- 
worfen, ohne  dies  näher  zu  begründen.  Ad.  Wagner,  der  nach 
seinen  Mittheilungen  mehrere  Unterredungen  mit  R.  über  den 
Unterschied  der  Ricardo'schen  und  der  R'schen  Grundrententheorie 
hatte,  sagt  in  der  Tübinger  Zeitschrift  von  1878,  S.  214:  „Die 
Ricardo'sche  Rente  liegt  innerhalb  der  R'schen  und  ist  kein 
Phantom." 

Wagner  muss  demnach  der  Ansicht  sein,  dass  die  R'sche 
Grundrententheorie  allein  erkläre,  warum  überhaupt  Grundrente 
existire  und  dass  die  Ricardo'sche  Grundrententheorie  lediglich 
zur  Erklärung  dafür  diene,  wie  sich  die  erst  durch  R.  richtig  er- 
kannte Grundrente  unter  die  einzelnen  Grundeigenthümer  vertheile. 
Daher  polemisirt  Wagner  auch  in  seiner  „Grundlegung"  gegen  R., 
weil  dieser  die  Ricardo'sche  Grundrententheorie  auch  nicht  zur 
Erklärung  der  „Differenz  der  Grundrenten"  gelten  lassen  will. 

Da  unsrer  Ansicht  nach  die  R'sche  Grundrententheorie  über- 
haupt nicht  richtig  ist,  so  können  wir  auch  die  eklektische  Ansicht 
Wagners  nicht  für  richtig  erachten. 

YII. 

Wir  haben  nachzuweisen  gesucht,  dass  auf  der  von  R.  in  dem 
Probleme  fingirten  Insel  aus  Gründen  der  R'schen  Grundrenten- 
theorie keine  Grundrente  abfalle.  Hingegen  kann  dies  aus 
Gründen    der    Ricardo'schen    Grundrententheorie    der 
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Fall  sein.  Es  ist  hiezu  nur  erforderlich,  dass  die  Bevölkerung 
zunehme  und  der  in  der  Rohproduktion  in  Folge  von  Verbesserungen 
erzielte  grössere  Ertrag  hinter  der  durch  die  Zunahme  der  Be- 
völkerung gesteigerten  Nachfrage  zurückbleibt. 

Alsdann  werden,  um  die  gesteigerte  Nachfrage  zu  befriedigen, 
auf  der  R'schen  Insel  weitere  Kapitalanlagen  in  der  Boden- 
produktion stattfinden,  welche  nach  Ricardo  geringere  Erträge 
liefern.  Die  Differenz  in  den  Produktionskosten  bildet  aber  nach 
Ricardo  die  Grundrente.  Mithin  kann  auch  auf  der  R'schen  Insel,  ent- 
gegen der  Behauptung  von  R.,  nach  der  Ricardo'schen  Grundrenten- 
theorie Grundrente  abfallen. 


Anmerkungen. 

*)  Nach  dieser  Ausgabe  werden  die  „Socialen  Briefe"  immer  von  uns 
citirt  werden. 

2)  Statt  der  weitläufigen  Ausdrucksweisen:  „Rohproduktion  und  Fabri- 
kation finden  unter  denselben  Eigenthümern  statt"  und  „Rohproduktion  und 
Fabrikation  finden  unter  verschiedenen  Eigenthümern  statt"  werden  wir  häufig 
die  Worte  einheitliche  oder  ungetrennte,  bezw.  getrennte  Produktion  gebrauchen. 
Aus  demselben  Grunde  werden  später  die  Ausdrücke  einheitliche  oder  un- 
getrennte Fabrikation,  bezw.  getrennte  Fabrikation  für  „die  verschiedenen  Ab- 
schnitte der  Fabrikation  finden  unter  denselben  Eigenthümern  statt",  bezw. 
„finden  unter  verschiedenen  Eigenthümern  statt"  angewandt  werden. 

3)  Das  Alterthum  war  nach  R.  im  Allgemeinen  die  Periode  der  einheit- 
lichen Produktion.  Im  germanischen  Mittelalter  ist  aus  der  ungetrennten  Pro- 
duktion die  getrennte  entstanden. 

,  *)  In  unserer  Untersuchung  sollen  alle  Voraussetzungen  acceptirt  werden, 
die  R.  in  dem  Probleme  und  in  den  „Socialen  Briefen"  macht,  soweit  sie  nicht  aus- 
drücklich bestritten  werden.  Hiermit  wird  auch  der  zu  enge  R'sche  Begriff 
der  Arbeit  acceptirt,  welcher  die  Thätigkeit  der  Leiter  der  Produktion  und  die 
immaterielle  Arbeit  ausschliesst.  Knies  (Geld  und  Credit,  der  Credit  zweite 
Hälfte,  S.  57  ff.)  hat  bereits  nachgewiesen,  dass  der  R'sche  Arbeitsbegriff  un- 
haltbar ist  und  ausserdem  mit  andern  Ausführungen  von  R.  im  Widerspruch 
steht.  Wir  erkennen  den  R'schen  Arbeitsbegriff  in  dieser  Untersuchung  an, 
weil  wir  glauben ,  dass  die  R'schen  Lehren ,  insbesondere  seine  Grund- 
rententheorie, wenn  überhaupt  haltbar,  sich  auch  dann  im  Wesentlichen  auf- 
recht halten  Hessen,  wenn  man  die  Thätigkeit  der  Leiter  der  Produktion  und 
die  immaterielle  Arbeit  zur  Arbeit  rechnen  würde. 

5)  In  dieser  getrennten  Produktion  haben  die  Fabrikanten    als    Kapital- 
auslage vorzulegen: 

a)  Den  Werth  des  Rohprodukts  = 1,000.000 

b)  Den  Arbeitslohn,  den  sie  für  die    dem   Rohprodukte    zugesetzte 
Kostenarbeit  zu  zahlen  haben  = 800.000 

zusammen  .    .  1,800.000 
Der  auf  sie  entfallende  Abzug  vom  Arbeitsertrage    beträgt   200.000,    er 
ist  also  circa  1 1,1 1%  ihrer  Kapitalauslage  von  1,800.000. 

Hingegen  haben  die  Rohproducenten  lediglich  vorzulegen: 
b)   den  Arbeitslohn  für  die  in  dem   Rohmateriale    fixirte   Kosten- 
arbeit = 800.000 
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Ihr  Abzug  vom  Arbeitsertrage  beträgt  gleichfalls  200.000,  er  ist  also 
25°  o  ihrer  Kapitalauslage  von  800.000.  Hiervon  sind  11,11%  =  88.889 
Kapitalgewinn  und  der  Rest  von  111,111  ist  Grundrente. 

6)  Denn  wäre  R.  der  oben  angeführten  Ansicht  Ricardo's,  so  würde  in 
den  einheitlichen  Produktionstrieben  bereits  Grundrente  abfallen.  Dann  wäre 
ja  nicht  einzusehen,  warum  in  den  einheitlichen  Produktionsbetrieben  >nicht 
schon  weitere  Kapitalanlagen  stattgefunden  haben  sollten,  die  immer  geringere 
Erträge  abgeworfen  hätten.  In  den  „Socialen  Briefen"  ist  R.  in  dieser  Frage 
sehr  unklar. 

:)  Hingegen  scheint  uns  gegen  R.  der  Einwand  nicht  zulässig,  das  An- 
gebot der  Rohprodukte  würde  dadurch  vergrössert,  dass  wegen  des  in  der 
Rohproduktion  abfallenden  höhern  Gewinnsatzes  zum  Anbau  von  schlechterm 
Boden  geschritten  werde.  Denn  R.  nimmt  in  den  „Socialen  Briefen"  an,  das& 
ebenso  oft  von  schlechterm  Boden  zu  besserm  übergegangen  werde  wie  um- 
gekehrt. Für  das  Problem  wäre  der  Einwand  von  vornherein  ausgeschlossen, 
da  in  dem  Probleme  Boden  von  gleicher  Qualität  fingirt  ist. 

8)  Ob  man  auf  der  R'schen  Insel  grössere  Flüsse  und  Seen  voraussetzen 
darf,  ist  fraglich;  jedenfalls  aber  ist  sie  vom  Meere  umgeben  und  daher  ist 
auch  das  Beispiel  der  Fische  des  Meeres  zulässig. 

9)  Indessen  Hesse  sich  hingegen  vielleicht  das  Folgende  einwenden; 
Wenn  von  der  sub  II  und  III  versuchten  Widerlegung  abgesehen  wird, 
so  könnte  doch  ein  richtiger  Kern  in  der  R'schen  Grundrententheorie  enthalten 
sein.  Denn  man  müsse  zuerst  einen  Moment  annehmen,  dass  der  Werth  aller 
Theilprodukte  durch  ihre  Kostenarbeit  bestimmt  gewesen  sei.  Dieser  Satz 
werde  durch  den  Satz:  „Die  Kapitalgewinne  haben  die  Tendenz  sich  überall 
gleich  hoch  zu  stellen"  nur  soweit  modificirt  als  der  Uebergang  von  der  einen 
Produktion  zu  einer  andern  möglich  sei.  Weil  aller  Boden  bereits  im  Privat- 
eigenthume  stehe  und  nach  R's  Ansicht  im  Allgemeinen  kein  Uebergang  zu 
schlechterm  Boden  stattfinde,  könne  auch  nicht  durch  Uebertritt  von  der 
Fabrikation  zur  Rohproduktion  bewirkt  werden,  dass  die  Gewinnsätze  in  der 
Rohproduktion  und  Fahr  ikation  sich  ausgleichen.  Es  finde  vielmehr  nur  inner- 
halb der  Rohproduktion  und  innerhalb  der  Fabrikation  ein  Ausgleich  der 
Gewinne  statt  und  da  in  der  Rohproduktion  keine  Auslage  für  das  Rohprodukt 
vorkomme,  so  tibersteige  der  Gewinnsatz  in  der  Robproduktion  den  Gewinnsatz, 
der  in  der  Fabrikation  abfalle.  Es  bleibe  somit  auch  Grundrente  übrig,  wenn 
auch  die  Rohprodukte  und  Fabrikate  (soweit  sie  überhaupt  ausgetauscht 
werden)  sich  in  ihrer  Gesammtheit  nicht  nach    der    Kostenarbeit    austauschen. 

Hierauf  ist  zu  erwidern,  diese  Argumentation  gründe  sich  nur  darauf, 
dass  man  sich  vorstelle,  der  Satz:  „Der  Werth  jedes  Produkts,  sei  es 
vollendet  oder  nicht,  ist  gleich  seiner  Kostenarbeit"  sei  zeitlich  zuerst  in 
Wirkung  getreten  und  werde  die  Wirkung  dieses  Satzes  erst  nachher 
durch  den  Satz:  „Die  Kapitalgewinne  haben  die  Tendenz,  sich  überall  gleich 
hoch  zu  stellen-  modificirt.  Da  nun  ferner  angenommen  wird,  aller  Boden  sei 
bereits  Privateigenthum,  so  könnte  es  dann  allerdings  der  Fall  sein,  dass  Grund- 
rente abfiele. 

In  der  Wirklichkeit  wirken  aber  die  Sätze:  „Der  Werth  jedes  Produkts  etc." 
und  „Die  Kapitalgewinne  etc."  gleichzeitig.     Der    hiergegen  mögliche  Einwurf, 
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dass  der  Kapitalansammlung  doch  eine  Periode  vorausgegangen  sein  müsse,  in 
der  lediglich  die  Arbeit  den  Werth  der  Produkte  bestimmt  habe,  muss  bei  Er- 
örterung der  R'schen  Grundrententheorie  ganz  ausser  Betracht  bleiben.  Denn 
die  R'sehe  Grundrente  ist  ja  überhaupt  erst  bei  getrennter  Produktion  mög- 
lich' und  letztere  setzt   bereits    eine    beträchtliche    Kapitalansammlung    voraus. 

Der  Satz:  „Die  Kapitalgewinne  etc."  besagt  aber  nur,  dass  die  Kapital- 
gewinne sich  im  Allgemeinen  nach  dem  in  den  verschiedenen  Produktionen  er- 
forderlichen Kapitale  richten.  Es  können  daher  in  der  Rohproduktion  und 
Fabrikation  nicht  dadurch  verschiedene  Gewinnsätze  entstehen,  dass  in  der 
erstem  wegen  des  fehlenden  Rohprodukts  eine  geringere  Kapitalauslage  er- 
forderlich ist. 

Sollte  die  hier  versuchte  Widerlegung  des  obigen  Einwands  nicht  zu- 
treffend sein,  so  wäre  durch  die  drei  von  uns  vorgebrachten  Thatsachen  aller- 
dings nicht  der  Nachweis  erbracht,  dass  die  R'sehe  Grundrententheorie  unhalt- 
bar sei.  Es  wäre  dann  nur  nachgewiesen,  dass  dieselbe  nicht  nach- 
gewiesen werden  könne.  Denn  es  müsste  jedenfalls  gezeigt  werden,  dass 
die  Kapitalauslage  in  der  Rohproduktion  geringer  sein  muss  (im  Verhältniss 
zur  zugesetzten  Kostenarbeit),  oder  wenigstens  geringer  ist,  als  in  der 
Fabrikation.  Dies  zu  zeigen,  ist  aber  wegen  der  Auslage  C  und  wegen  des 
Zeitmoments  unmöglich. 

10)  Diejenigen,  welche  das,  was  die  Leiter  der  Produktion  als  solche  zu 
erhalten  haben,  zum  Arbeitslohne  rechnen,  fassen  den  Begriff  Kapitalgewinn 
nur  enger  auf;  die  Lehren  von  Ricardo  werden  dadurch  nicht  wesentlich 
geändert. 

u)  So  z.  B.  heisst  es  S.  25  (Uebers.  v.  Baumstark,  2.  Auflage  1877): 
„Es  ist  kaum  nöthig  zu  sagen,  dass  Güter,  welche  dieselbe  Hervorbringungs- 
arbeit  in  sich  schliessen,  ihren  Tauschwerth  ändern  werden,  wenn  sie  nicht  in 
derselben  Zeit  auf  den  Markt  gebracht  werden  können."  S.  26  lautet  das 
Resume  eines  Beispiels:  „Hiebei  sind  also  zwei  Güter  von  gleicher  Hervor- 
bringungsarbeit  vorhanden,  das  Eine  verkauft  sich  zu  2310  Pf .  St ,  das  Andere 
zu  2200  Pf.  St." 


IL  Zur  Kritik  der  „Creditnoth." 


Literatur:  -Bericht  der  vom  III.  Congress  Norddeutscher  Landwirthe  ein- 
gesetzten Kommission  zur  Prüfung  der  Rententheorie  von  Rodbertus. "  Das  erste 
Heft  dieses  Berichtes  enthält  die  Referate  von  Schumacher-Zarchlin  und  Imma- 
nuel Bekker,  wovon  das  erstere  im  Buchhandel  erschienen  ist.  Von  Bekker 
findet  sich  auch  ein  Artikel  in  den  Preussischen  Jahrbüchern  v.  1869.  Conrad 
in  Hildebrand's  Jahrbuch,  für  Nationalökonomie  und  Statistik  v.  1868,  1869  und 
bes.  1870.  Knies:  Geld  und  Credit,  bes.  der  Credit,  2.  Hälfte  S.  338— 64  u.  a.  0. 

Eine  Zusammenstellung  der  Ansichten  von  Rodbertus,  also  auch  der  in 
der  „Creditnoth"  enthaltenen  Ansichten,  bietet  Theophil  Kossak:  Rodbertus- 
Jagetzow's  Socialökonomische  Ansichten,  Jena  1882. 


Inhalt  der  „Creditnoth." 
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Das  Rodbertus'sche  Werk  „Zur  Erklärung  und  Abhülfe  der 
heutigen  Creditnoth  des  Grundbesitzes"  zerfällt  in  zwei  Theile.  In  dem 
ersten  Theile  gibt  Rodbertus  eine  Erklärung  der  Creditnoth  des 
Grundbesitzes,  in  dem  zweiten  Theile  entwickelt  er  die  Mittel  zur 
Abhülfe.  Der  Gedankengang  von  R.  scheint  uns  der  folgende 
zu  sein. 

In  Folge  „der  Freiheit  des  Grundbesitzes"  sind  die  Ritter- 
güter im  Nordosten  Deutschlands  hoch  verschuldet  und  leiden 
gegenwärtig  (Ende  der  60er  Jahre)  unter  einer  Creditnoth.  Diese 
Rittergüter  sind  nach  R.  als  das  typische  Beispiel  für  den  ganzen 
ländlichen  Grundbesitz  in  Deutschland  und  in  den  meisten  Ländern 
auf  dem  Continente,  wo  „Freiheit  des  Grundbesitzes"  herrscht,  an- 
zusehen. Die  Verschuldung  rührt  zum  überwiegenden  Theile  aus 
den  folgenden  zwei  Ursachen  her. 
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1)  Aus  dem  gleichen  Erbrechte. 

Dieses  zwingt  den  Grundbesitzer  zu  einer  von  Geschlecht  zu 
Geschlecht  in  geometrischer  Progression  wachsenden  Verschuldung, 
welche  nur  durch  die  „Zuschüsse  aus  irgend  welchen  andern 
Quellen"  und  „die  Ueberschüsse  aus  guten  Jahren"   gemildert  wird. 

2)  Aus  dem  Ankaufe  von  Grundbesitz. 

Die  „Freiheit  des  Grundbesitzes"  zwingt  „indirect"  die  Käufer, 
Güter  zu  erwerben,  deren  Kaufpreis  ihr  Vermögen  weit  übersteigt. 

Meliorationen,  Unwirthschaftlichkeit  und  Unglücksfälle  tragen 
nur  wenig  zur  Verschuldung  des  Grundbesitzes  bei.  Die  Verschul- 
dung des  Grundbesitzes  ist  mithin  zum  grössten  Theile  gar  nicht 
dadurch  entstanden,  dass  der  Grundbesitz  Kapital  empfangen  hat, 
sondern  dadurch,  dass  er  beständig  gezwungen  ist,  Grundbesitz- 
antheile  an  Andere  —  nämlich  Vor-  und  Mitbesitzer  —  abzutreten. 
Wenn  diese  erzwungene  Verschuldung  wenigstens  in  einer  der  Natur 
des  Grundbesitzes  entsprechenden  Form  stattfände,  so  wäre  sie 
noch  erträglich;  aber  dem  ist  nicht  so. 

Grundbesitz  wirft  nur  Rente  ab,  ist  mithin  ein  immerwähren- 
der Rentenfonds  und  wird  erst  rückwärts  ein  —  fiktives  —  Kapital, 
indem  die  Grundrente  mit  dem  landesüblichen  Zinsfusse  kapitalisirt 
wird.  Der  Kapitalwerth  des  Grundbesitzes,  d.  i.  bei  R.  der  Tausch- 
werth  der  Grundrente,  verändert  sich  desshalb  entgegengesetzt  den 
Schwankungen  des  Zinsfusses  und  diese  Schwankungen  des  Zins- 
fusses  sind  es  gerade,  welche  fast  alle  Veränderungen  im  Kapital- 
werthe  des  Grundbesitzes  bewirken. 

Nun  findet  aber  die  Verschuldung  des  Grundbesitzes  nach 
dem  Kapitalprincipe,  besonders  in  Form  der  kündbaren  Kapitalschuld 
statt,  obwohl  Grundbesitz  kein  Kapital  ist,  „das  sich  beständig 
seinem  Werthe  nach  umsetzt  und  reproducirt."  Diese  Verschuldungs- 
form hat  sich  durch  das  Römische  Recht  seit  mehreren  hundert 
Jahren  bei  uns  eingebürgert;  sie  bringt  dem  „Kapital"  Vortheil  und 
wird  desshalb  von  diesem  aufrecht  erhalten.  Die  der  Natur  des 
Grundbesitzes  ganz  widersprechende  Verschuldungsform  schliesst 
„eine  Gefahr,  eine  Lüge  und  eine  Spielchance"  ein. 

Beispielsweise  sei  ein  Gut  von  4000  Rente  bei  einem  Zins- 
fusse von  4%  100,000  werth  und  mit  80,000  kündbaren  Kapital- 
schulden belastet.  Steigt  der  Zinsfuss  auf  5%,  so  ist  das  Gut  nur 
noch  80,000  werth.  Jetzt  kündigen  die  Gläubiger  und  der  Grund- 
besitzer ist  ruinirt.  Die  drohende  „Gefahr"  der  Kündigung  hat  sich 
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verwirklicht  und  ebenso  ist  die  „Lüge"  an  den  Tag  gekommen, 
nämlich  das  unerfüllbare  Versprechen  des  Grundbesitzers,  den  Gläubi- 
gern bei  Kündigung  „ihr  Kapital"  zurück  zu  zahlen.  Die  Spiel- 
chance zeigt  sich  namentlich  beim  Sinken  des  Zinsfusses  wirksam. 
Fällt  der  Zinsfuss  von  5%  auf  4  oder  3°  0,  so  steigt  der  Gutswerth 
wieder  auf  100,000  oder  133,333 1/3.  Diese  Steigerung  reizt  zur 
Realisation,  welche  mit  Hilfe  grosser  stehenbleibender  Restkauf- 
gelder ausgeführt  wird.  Dieselbe  Wirkung  hinsichtlich  der  Ver- 
schuldung haben  Erbfälle,  die  ja  von  Zeit  zu  Zeit  eintreten  müssen. 
Nun  steigt  der  Zinsfuss  wieder  auf  4  und  5°/0,  der  jetzige  Grund- 
besitzer wird  bankerott  u.  s.  f.  in  infinitum. 

Alle  diese  Uebelstände  werden  durch  die  im  zweiten  Theile 
näher  ausgeführten  praktischen  Vorschläge  von  R  beseitigt.  Diese 
allein  bringen  die  „Gefahr,  Lüge  und  Spielchance"  in  Wegfall  und 
machen  die  Aufhebung  der  Freiheit  des  Grundbesitzes  unnöthig. 

Ebenso  ist  eine  Creditnoth  vorhanden  hinsichtlich  des  Personal- 
credits,  d.  h.  des  Credits,  dessen  die  Landwirthe  bedürfen,  um  einen 
Theil  des  Betriebskapitals  anzuschaffen.  Hier  liegt  die  Ursache  aber 
nur  in  dem  Mangel  einer  bankmässigen  Organisation  für  den  Personal- 
credit.  Zur  Abhilfe  empfiehlt  R.  ein  über  das  ganze  Land  verbreitetes 
z  von  Kreisbanken,  welche  unter  einer  Centralleitung  stehen. 

Die  Ursachen  der  Verschuldung  des  Grundbesitzes. 
A.    Das   gleiche   Erbrecht. 

Es  soll  nun  zunächst  der  Unterbau  des  R'schen  Werkes,  näm- 
lich seine  Lehre  von  den  beiden  hauptsächlichsten  Ursachen  der 
Verschuldung  des  Grundbesitzes,  erörtert  werden,  und  zwar  zuerst 
diejenige  über  die  Wirkung  des  gleichen  Erbrechts. 

Der  Verschuldungszwang  nach  R.  wird  am  besten  durch  das 
folgende  Beispiel  deutlich  gemacht. 

a)  Unter  Annahme  von  zwei  Erben. 

Erster  Erbfall:  Der  übernehmende  Erbe  muss  den  noch 
schuldenfreien  Gutswerth  zur  Hälfte  verschulden.  Nach  einer  Genera- 
tion zweiter  Erbfall:  Verschuldung  des  übernehmenden  Erben  zu  3/4. 
Nach  einer  weitern  Generation  zu  7/s  u.  s.  f. 

b)  Unter  Annahme  von  drei  Erben. 

Erster    Erbfall:   Verschuldung  2/3 
Zweiter        „  „  8/9 

Dritter         „  „  26/a7,  u.  s.  f. 
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c)  Unter  Annahme  von  vier  Erben. 

Erster     Erbfall:  Verschuldung  3'4 
Zweiter         „  „  15'1& 

Dritter 

In  ähnlicher  geometrischer  Progression  nimmt  bei  Natural- 
theilung die  Zerstückelung  bis  zur  Atomisirung  zu,  nämlich: 

a)  Unter  Annahme  von  zwei  Erben. 

Erster  Erbfall :  Theilung  des  Gutes  in  zwei  Theile.  Nach 
einer  Generation  zweiter  Erbfall:  Theilung  in  vier  Theile.  Nach 
einer  weiteren  Generation:  Theilung  in  acht  Theile  des  ursprüng- 
lichen Gutes  u.  s.  f. 

b)  Unter  Annahme  von  drei  Erben. 

Erster    Erbfall:     3  Theile 

Zweiter       ,,  9       „ 

Dritter        „        27  Theile  u.  s.  f. 

c)  Unter  Annahme  von  vier  Erben. 

Erster    Erbfall:     4  Theile 
Zweiter        „        16       ,, 
Dritter         „         64  Theile  u.  s    f. 
Doch  nimmt   R.    an,    dass    die    Naturalteilung    den    Erben 
selten  con venire,  z.  B.  II,  S.  193  u,  a.  0. 

Bei  R.  ist  das  gewöhnliche  Beispiel  ein  Erbfall  mit  4  Erben, 
Theilung  convenirt  ihnen  nicht,  daher  Verschuldung  zu  3/4  des  noch 
schuldenfreien  Gutswerthes.  Da  für  den  Erbfall,  der  eine  Generation 
später  eintritt,  die  Beispiele  nicht  fortgeführt  werden,  so  sind  die 
Consequenzen  weniger  auffällig. 

Es  wird  S.  35  f.  gezeigt  werden,  dass  R.  die  Ansicht  von  der 
Zunahme  der  Verschuldung  des  Grundbesitzes  in  geometrischer 
Progression  gehabt  haben  muss,  obwohl  er  sie  nicht  direct  aus- 
spricht. 

Es  ist  kein  Grund  einzusehen,  warum  bei  gleichem  Erb- 
rechte diese  geometrische  Progression  nur  beim  Grundbesitz  und 
nicht  überhaupt  bei  jedem  Vermögen  eintreten  sollte.  Bei  gleichem 
Erbrecht  würde  demnach  fast  kein  Reichthum  ein  paar  Genera- 
tionen dauern  können. 

Geholfen  könnte  dann  nur  durch  vollständige  oder  fast  voll- 
ständige Enterbung  der  übrigen  Geschwister  werden.  Denn  nehmen 
wir  an,  der  Anerbe  solle  blos  doppelt  soviel  erhalten  wie  jeder  der 
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übrigen  Erben,  so  würde  die  Verschuldung   des    Anerben    in    fol- 
gender Weise  steigen: 

a)  Bei  Annahme  von  zwei  Erben. 

Erste  Generation:  Verschuldung    */,.,  zweite    ä/9,    dritte  19/27 

u.  s.  f. 
b    Bei  Annahme  von  drei  Erben. 

Erste    Generation:    Verschuldung    yg1    zweite  3/4,    dritte    7/8 

u.  s.  f. 

Es  ist  leicht  einzusehen,  dass  <  die  Behauptung  von  R.  nur  in 
den  Ausnahmsfällen  richtig  ist,  wo  der  Landwirth  durch  seine  Frau 
nichts  erbt  und  keine  Mitgift  erhalten  hat.  Man  stelle  sich  z.  B. 
eine  beliebige  Anzahl  gleichwerthiger  Güter  vor,  ferner  dass  jeder 
Landwirth  einen  Sohn  und  eine  Tochter  habe,  die  nicht  vorzeitig 
sterben,  alle  heirathen  und  zwar  innerhalb  dieses  Kreises.  Es  tritt 
alsdann  wegen  des  gleichen  Erbrechts  überhaupt  keine  bleibende  Ver- 
schuldung ein,  sondern  nur  eine  vorübergehende.  Von  einer  in  geome- 
trischer Progression  von  l/*i  3/4,  7  8  u.  s.  f.  wachsenden  Verschuldung 
oder  Atomisirung  kann  gar  keine  Rede  sein.  Möglich  ist  hingegen, 
dass  eine  nachtheilige  Gemenglage  von  Parcellen  entsteht  oder  eine 
bereits  vorhandene  weiter  fortschreitet.  R.  übersieht  eben,  dass  der 
übernehmende  Erbe,  der  als  Sohn  das  Gut  verschulden  muss,  als 
Schwiegersohn  auch  Miteibe  ist  und  als  Gatte  häufig  Mitgift  erhält. 

liier  liegt  wohl  einmal  ein  Fall  vor,  wo  der  so  oft  gebrauchte 
Ausdruck  „organische  Auffassung"  berechtigt  ist  und  man  sich  etwas 
Klares  darunter  denken  kann.  Wie  es  unrichtig  wäre,  sich  ein  Sinken 
der  einen  Schale  einer  Wage  ohne  gleichzeitiges  Steigen  der  andern 
vorzustellen,  so  ist  es  auch  unrichtig  von  der  Verschuldung  der 
übernehmenden  Erben  sprechen,  ohne  zugleich  ihre  Erbtheile  als 
Schwiegersühne  zu  erwähnen. 

Es   ist    in    unserer    Schrift  immer  nur  von  Gütern  die  Rede, 
welche   die   Arbeitszeit   des   Landwirths  ganz  in  Anspruch  nehmen. 
wird  hier  ausführlicher  auf  die  R'sche  Auffassung  eingegan- 
gen,  da   sie    theils    in  der  unvollständigen  Formel    „3  Kinder  das 
Gut  um  verschuldet  oder  in  3  Theile  zerstückelt  werden", 

theiis  in  der  zu  Ende  gedachten  Formel  „die  Verschuldung  oder 
Zerstückelung  des  Gutes  muss  in  einer  geometrischen  Progression 
zunehmen"  in  den  Ländern  deutscher  Wissenschaft  jetzt  vorherr^ 
sehend  ist  und  trotz  der  grossen  Wichtigkeit  der  Sache  noch  Nie- 
mand  Einspruch    gegen   1.'.  erhoben  hat.     Zugestimmt   haben    z.  B. 
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Stein:  Die  3  Fragen  des  Grundbesitzes  und  seine  Zukunft  S.  177  n*. 
Schmoller:  Jahrbuch  für  Gesetzgebung,  Verwaltung  und  Volkswirth- 
schaft  von   1882  S.  275,  u.  v.  A. 

Rümelin  (Reden  und  Aufsätze,  Neue  Folge  „Zur  Uebervöl- 
kerungsfrage"  S.  591)  sagt:  „Schon  eine  mittlere  eheliche  Fruchtbar- 
keit von  3—4  Kindern  sprengt  in  100  Jahren  jede  Agrarverfassung 
und  langt  bei  unhaltbaren  Zuständen  an." 

Da  bei  der  deutschen  Kindersterblichkeit  eine  mittlere  ehe- 
liche Fruchtbarkeit  von  3 — 4  Kindern  nicht  oder  kaum  genügend 
ist,  um  die  grundbesitzende  Bevölkerung  stationär  zu  erhalten,  so 
muss  Rümelin  die  Ansicht  von  der  geometrischen  Progression  hin- 
sichtlich der  Verschuldung  und  Zerstückelung  theilen. 

Röscher  und  Miaskowski  vertreten  beide  Ansichten. 

In  seiner  sehr  werth vollen  „Nationalökonomik  des  Ackerbaues", 
Ausgabe  von  1875  §  140  Anm.  3  sagt  Röscher:  „Mit  Recht  übrigens 
erinnert  Rau  IL  §  79,  dass  die  Zerstückelung  nicht  füglich  von 
Geschlecht  zu  Geschlecht  in  geometrischer  Progression  wachsen 
kann,  sondern  nur  in  demselben  Verhältnisse  wie  die  Bevölkerung." 

Hingegen  heisst  es  §  126  Anm.  4:  „Der  sächsische  Bauer 
nimmt  den  väterlichen  Hof  ungetheilt  an,  muss  ihn  aber  verschul- 
den, um  seine  Miterben  hinauszuzahlen  und  tilgt  allmälich  die 
Schuld  mit  seinen  Ersparnissen.  Der  Franke  hingegen  theilt  mit 
seinen  Geschwistern  in  Natura,  beginnt  desshalb  klein  aber  schulden- 
frei und  verwendet  seine  Ersparnisse  auf  den  allmälichen  Zukauf 
von  Grundstücken." 

§  97  Anm.  5:  „Hinterlässt  ein  Bauer  3  Söhne  mit  einem 
Hofe  von  30,000  Th.  Werth ,  so  werden  sich  bei  gleicher  Real- 
theilung  des  letztern  alsbald  3  landwirtschaftliche  Familien  bilden, 
und  jede  derselben  für  ihren  Grundbesitz  von  je  10,000  Th.  Werth 
bedeutende  Kapitalien  *)  auf  borgen  können.  Uebernimmt  ein  Sohn 
den  ganzen  Hof  und  belastet  denselben  mit  20,000  Th.  Schulden, 
um  seine  zur  Stadt  ziehenden  Brüder  hinauszuzahlen ,  so  kann  er 
schwerlich  ausserdem  noch  Meliorationskapitalien  aufborgen  und  es 
bildet  sich  nur  eine  neue  Arbeiterfamilie  auf  dem  Lande." 

Hier  verlässt  Röscher  die  vorher  anerkannte  organische  Auf- 
fassung von  Rau  und  schliesst  sich  der  Auffassung  der  Verschul- 
dung   und   Zerstückelung   in  geometrischer   Progression   an.     Dass 


')  nämlich  für  Meliorationen. 
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diese  nicht  eintritt,  erklärt  Röscher  durch  die  ausserordentliche 
Sparkraft  der  Landwirthe.  Die  Erbthei'e  der  Landwirthe  als 
Schwiegersöhne  werden  ganz  übersehen. 

Bei  Miaskowski  „Das  Erbrecht  und  die  Eigenthumsvertheilung 
im  Deutschen  Reich"  heisst  es  S.  211  bei  Besprechung  der  oben 
citirten  Stelle  von  Rümeiin:  „Wenn  gleichwohl  diese  Wirkung  nicht 
überall  so  schnell  einzutreten  pflegt,  so  hat  das  seinen  Grund  in 
dem  Umstände,  dass  in  Ländern  mit  gleicher  Erbtheilung  die  Töchter 
gleiche  Erbtheile  mit  den  Söhnen  zu  erhalten  pflegen  und  bei 
ihrer  Verheirathung  ihrem  Mann  gewöhnlich  einen  gleichen  Antheil, 
wie   er   ihn   von   seinem  Vater  erhalten  hat,   in  die  Ehe  bringen." 

Hingegen  heisst  es  S.  209  bei  Besprechung  von  Winckler's 
Artikel :  Realitätenverkehr  und  Realitätenbelastung  etc.  in  der  Oestr. 
Statist.,  Monatsschrift  v.  1875  i1)  „Aus  Erbtheilungen  und  Vermächt- 
nissen entstanden  in  diesen  beiden  Jahren  ....  bei  dem  sonstigen, 
wesentlich  bäuerlichen  Grundeigenthum  dagegen  nicht  weniger  als 
für  39,562.220  fl.  Schulden  =  1 1  55  Procent  der  intabulirten  Schulden." 
Dann  werden  noch  verschiedene  Ursachen  aufgeführt,  wodurch 
die  Verschuldung  wegen  Erbfälle  noch  viel  grösser  wird.  Die 
Schuldentilgung  wegen  Erbfälle  wird  aber  gar  nicht  erwähnt. 

Die  richtige  Ansicht  ist  vertreten  bei  Rau:  Grundsätze  der 
Volkswirthschaftspolitik,  3te  Ausgabe  §.  79: 

n3)  Man  ist  in  der  Besorgniss  zu  weit  gegangen,  weil  man 
Folgen  erwartete,  die  nach  der  Natur  der  Sache  gar  nicht  oder 
nur  theilweise  eintreten  .  .  . 

b  Dass  die  Bauerngüter  in  rascher  Fortschreitung  von  einem 
Erbfall  zum  andern  zersplittert  werden  müssten,  lässt  sich  nicht 
annehmen,  weil  die  Vermehrung  der  Menschen  viel  langsamer  er- 
folgt, und  wenn  hier  und  da  ein  Gut  unter  3 — 4  Geschwister  ver- 
teilt wird,  so  wird  daneben  auch  wieder  bisweilen  durch  Verhei- 
rathnng  oder  Vererbung  in  der  Seitenlinie  eine  Vereinigung  mehrerer 
kieii  n  in  einer  Hand  eintreten. 

AnmerkuiiL  ist  daher  ganz  unstatthaft  zu  glauben,  dass 

/.  B  die  jetzigen  (iüter  von  40  Morgen  in  der  zweiten  Hand  durch- 
schnittlich aui  10r  in  der  dritten  auf  2 V2  Morgen  zerstückt  werden 
u.  s.  f.  Denkt  man  sich  1000  Güter  im  Durchschnitt  zu  40  Morgen 
Und    eine    Yolksvrrmehrung    von     1     Procent    jährlich,     so    würde 

*)  Auch  Winckler  S.  405  f.  Hbersieht  den  hier  erörtertes  Zusammenhang 
Zwischen   Verschuldung  und  Schuldentilgung. 


die  Zahl  der  Familien  in  15  Jahren  erst  auf  1 160  angewachsen  und  der 
mittlere  Umfang  eines  Gutes  auf  34.4  Morgen  gesunken  sein.  In  der 
ganz  vermögenslosen  Klasse  pflegt  die  Zunahme  schneller  zu  sein." 
Ebenso  bei  J.  St.  Mill,  L  Appendix  S.  590,  4te  Ausgabe: 
„The  reviewer  has  a  curious  theory  on  the  subject  He  thinks 
that  „on  the  calculated  average  of  three  children  to  each  inheri- 
tance",  the  piece  of  land  now  held  by  one  proprietor  must  necessa- 
rily  be  divided  among  three  in  the  next  generation,  and  among  nine 
in  that  which  follows.  Under  what  System  of  landed  property  could 
a  population  increase  at  this  ra'e,  and  not  be  reduced  to  starvation? 
But  is  it  a  fact  that  population  is  anywhere  trebled  in  the  space 
of  a  genera^on?  We  have  here  blunder  within  blunder  of  a 
very  complicated  description.  In  the  first  place,  he  should  not  have 
said    „three   children   to   one  inheritince,  but  to  two  inheritances." 

(Der  Mitarbeiter  der  Review  hat  eine  sonderbare  Theorie  über 
diesen  Gegenstand.  Er  denkt,  dass  bei  dem  angenommenen  Durch- 
schnittssatze von  3  Kindern  bei  jeder  Erbschaft,  das  Gut,  das  jetzt 
Einem  Eigenthümer  gehört,  in  der  nächsten  Generation  unter  3  und 
in  der  darauf  folgenden  Generation  unter  9  Eigenthümer  getheilt 
werden  müsse.  Unter  welcher  Grundeigenthumsordrtung  kann  eine 
Bevölkerung  sich  in  diesem  Grade  vermehren  und  nicht  dem  Hunger- 
tode verfallen?  Aber  ist  es  eine  Thatsache,  dass  eine  Bevölkerung  sich 
irgendwo  während  einer  Generation  verdreifacht  hat?  Wir  haben 
hier  Fehler  über  Fehler  von  einer  sehr  complicirten  Beschaffenheit. 
Erstens  hätte  er  nicht  sagen  sollen  „3  Kinder  für  Eine  Erbschaft", 
sondern  für  zwei  Erbschaften. .  .) 

Aehnlich  Book  IL  Chap  VII.  §  4,  wo  Mill  Laing  „Residence 
in  Norway"  p.  18  citirt. 

Es  soll  im  Folgenden  der  Versuch  gemacht  werden,  in  kurzen  Um- 
rissen die  Wirkung  des  gleichen  Erbrechts  für  sich  allein  darzustellen, 
wenn  keine  Naturaltheilung,    sondern  blos  Verschuldung  stattfindet« 

Wir  nehmen  an,  dass  die  grundbesitzende  Bevölkerung  sich  von 
jetzt  ab  jährlich  um  lj8  Procerrt  ihres  gegenwärtigen  Bestandes  ver- 
mehre und  dass  sie  sich  um  ebensoviel  bereits  seit  einer  Generation 
vor  dem  gegenwärtigen  Momente  vermehrt  habe.  Letztere  Annahme 
erfolgt,  weil  die  Wirkung  einer  grössern  oder  geringern  Zunahme  der 
grundbesitzenden  Bevölkerung  hinsichtlich  derVerschuldung  sich  natur- 
gemäss  erst  nach  einer  Generation  zeigen  kann.  Unter  einer  Genera- 
tion von  Grundbesitzern  ist  in  dieser  Schrift  der  Zeitraum  verstan- 
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den,  in  welchem  die  Hälfte  der  Grundbesitzer  stirbt.  Nach  einer 
Generation,  z.  B.  nach  33  Jahren,  wird  der  Grundbesitz  zu  11  Pro- 
cent verschuldet  bein,  nach  66  Jahren  zu  20.8  Procent,  nach  99 
Jahren  zu  29.5  Procent  u.  s.  f. 

Ausserdem  gibt  es  verschiedene  Ursachen,  welche  die  Ver- 
schuldung des  Grundbesitzes  etwas  vergrössern.  Diese  wirken  ent- 
weder bei  jeder  Generation,  oder  sie  wirken  im  Resultate  nur  ein- 
mal in  der  Weise,  dass  ihre  Wirkung  bei  jeder  Generation  wieder  auf- 
gehoben wird  und  sich  immer  wieder  erneuert.  Der  zweite  Fall, 
eine  einmalige  Vermehrung  der  Schulden  der  Grundbesitzer 
findet  hauptsächlich  statt : 

1)  Soweit  der  übernehmende  Erbe  das  Erbtheil  seiner  Frau  noch 
nicht  erhalten  hat,  muss  er  sich  für  diesen  Betrag  vorläufig  auch  ver- 
schulden. Dies  währt  also  meistens  bis  zum  Tode  des  Schwiegervaters« 

2)  Wenn  die  Schwiegerväter  wegen  der  Mitgift  Schulden 
aufnehmen,  soweit  die  Schwiegersöhne  diese  nicht  zur  Tilgung  von 
Hypotheken  benutzen  l). 

Im  Gegensatze  hierzu  trägt  bei  jeder  Generation  zur  Ver- 
mehrung der  Schulden  des  Grundbesitzes  über  die  Zunahme  der 
grundbesitzenden  Bevölkerung  hinaus  der  Umstand  bei,  dass  ein 
Theil  der  grundbesitzenden  Bevölkerung  Ehen  mit  Personen  ein- 
geht, welche  kein  oder  fast  kein  Vermögen  haben  oder  erben.  Bis 
jetzt  scheint  dies  jedoch,  besonders  bei  der  eigentlichen  bäuerlichen 
»Ikerung,  selten  vorzukommen. 

Aus  dem  Vorhergehenden  ergibt  sich  also,  dass  die  Verschul- 
dung des  Grundbesitzes  wegen  des  gleichen  Erbrechts  in  etwas 
höherem  Grade  zunimmt  als  die  grundbesitzende  Bevölkerung  sich 
vermehrt. 

Die  Vermehrung  der  grundbesitzenden,  wie  der  besitzenden 
Klassen  überhaupt,  ist  hingegen  geringer  als  die  der  ge- 
sammten  Bevölkerung  Denn  die  unehelichen  Kinder,  die  nicht 
legitimirt  werden,  und  deren  Väter  den  besitzenden  Klassen  ange- 
hören, fallen  zum  grössten  Theile  den  besitzlosen  oder  fast  besitz- 
losen Klassen  zu  Uneheliche  Kinder  von  Müttern  aus  den  besitzenden 
Klassen,  die  nicht  legitimirt  werden,  gibt  es  dagegen  verhältniss- 
mässig   wenige.     Auch    ohne  dies  wäre  übrigens  anzunehmen,    dass 

•)  Die  Verschuldung,  welche  durch  die  Rechte  der  hinterlassend)  Wittwen 
und  wegen  des  Altentheils  entsteht,  kann  hier  nicht  in  Betracht  gezogen  werden, 
da  hierüber  zu  verschiedene  Bestimmungen  existiren 
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die    Vermehrung    der   besitzlosen    Klassen    im  Verhältniss   zu   der 
der  besitzenden  die  stärkere  ist. 

Nach  unserm  Beispiele,  bei  welchem  die  Wirkung  des  gleichen 
Erbrechts  für  sich  allein  betrachtet  wurde,  würde  auch  bei  massiger 
Vermehrung  der  grundbesitzenden  Bevölkerung  die  Verschuldung 
des  Grundbesitzes  langsam  zunehmen.  Dem  können  aber  entgegen- 
wirken die  folgenden  zwei  Ursachen: 

1)  Die  Ersparnisse  der  grundbesitzenden  Bevölkerung.  Denn 
wenn  die  Lebenshaltung  der  arbeitenden  Klassen  nicht  sinkt  oder 
wesentliche  Fortschritte  gemacht  werden,  so  kann  die  Bevölkerung 
nicht  zunehmen ,  ohne  dass  das  Kapital  zunimmt.  An  dieser 
Kapitalvermehrung  wird  aber  die  grundbesitzende  Bevölkerung 
mehr  oder  weniger  stark  betheiligt  sein. 

2)  Dass  viele  Güter  ohne  Nachtheil  getheilt  oder  verkleinert 
werden  können.  Im  Laufe  der  Generationen  fallen  ja  die  äussern 
Hindernisse  weg,  wegen  deren  man  Güter  innerhalb  einer  kurzen 
Frist  häufig  nicht  theilen  oder  verkleinern  kann. 

Wie  wir  in  unserer  Schrift  „Zwei  Fragen  des  Unternehmer- 
einkommensB  ])  nachzuweisen  versucht  haben,  wirft  schon  bei  einem 
durchschnittlichen  Landwirthe  ein  grösseres  verschuldetes  Gut  ein 
höheres  Unternehmereinkommen  ab  als  ein  kleineres  schuldenfreies. 
Viele  der  tüchtigem  Landwirthe,  welche  sich  ohne  Schwierigkeiten 
durch  Theilung  oder  Verkleinerung  von  ihren  Erbschulden  befreien 
könnten,  werden  es  nicht  thun,  weil  dadurch  ihr  Einkommen 
geschmälert  würde.  Es  ist  aber  dann  nicht  mehr  das  gleiche 
Erbrecht  die  Ursache  der  Verschuldung  des  Grundbesitzes,  sondern 
das  wirthschaftliche  Selbstinteresse. 

Wird  hingegen  fast  bei  jedem  Erbfalle  in  Natura  getheilt,  so 
entsteht  auch  bei  massiger  Vermehrung  der  grundbesitzenden  Be- 
völkerung leicht  eine  zu  grosse  Gemenglage  von  Parcellen.  Nament- 
lich wird  dies  leicht  bei  Klein-  und  Mittelbesitz  geschehen,  wenn 
gleich  anfangs  verschiedene  getrennte  Theile  eine  Wirthschaft  bilden 
und  die  Organisation  des  Immobiliarcredits  unvollkommen  ist.  Hier 
ist  durch  Verbesserung  des  Immobiliarcredits  und  durch  Verkuppelung 
Abhilfe  zu  treffen.  Es  ist  alsdann  bei  einer  verständigen  Bevölkerung 
anzunehmen,  dass  im  Allgemeinen  nicht  wiederum  neue  Verkuppe- 
lungen nothwendig  werden. 


')  Berlin  1881.    Puttkammer  und  Mühlbrecht 
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Es  ist  also  bei  einer  massigen  Vermehrung  der  grund- 
besitzenden Bevölkerung  kein  Grund  vorhanden  das  gleiche  Erb- 
recht zu  beschränken  oder  aufzuheben. 

Findet  hingegen  fortdauernd  eine  sehr  grosse  Vermehrung  der 
grundbesitzenden  Bevölkerung  statt,  so  muss  in  der  Regel  schliess- 
lich eine  starke  Verschuldung  des  Grundbesitzes  oder  eine  zu  weit 
gehende  Verkleinerung  eintreten,  auch  wenn  keine  unwirtschaft- 
liche Gemenglage  entsteht,  oder  eine  bereits  vorhandene  durch 
Verkuppelung  wieder  beseitigt  ist.  Denn  die  Ersparnisse  der  grund- 
besitzenden Bevölkerung  werden  um  so  geringer  sein,  je  mehr 
Kinder  da  sind,  weil  um  so  weniger  gespart  werden  kann,  je  zahl- 
reicher die  Familie  ist,  und  weil  dann  viel  grössere  Erbschulden 
zu  tilgen  sind.  Die  Grenze,  bis  zu  welcher  Güter  ohne  Nachtheil 
verkleinert  werden  können,  ist  bald  erreicht;  denn  es  kann  ja  im 
Allgemeinen  nur  ein  verhältnissmässig  kleiner  Theil  des  Landes 
mit  Garten-  und  Handelsgewächsen  bestellt  werden. 

Die  Nachtheile  einer  fortdauernd  sehr  grossen  Vermehrung  der 
grundbesitzenden  Bevölkerung  können  durch  Beschränkung  des 
gleichen  Erbrechts  zu  Gunsten  des  Anerben  beseitigt  werden.  Diese 
muss  beträchtlich  sein,  sonst  wird  der  Zweck  in  Frage  gestellt. 
Dem  natürlichen  Gefühle  sowie  dem  Postulate  „Der  Staat  soll  die 
Ungleichheit  der  Vermögen  wenigstens  nicht  befördern*  widerspricht 
dies.  Ferner  bleibt  es  möglich,  dass  in  Folge  der  fortschreitenden 
Erkenntniss  auf  dem  Gebiete  der  Physiologie  überhaupt  keine  zu 
grosse  Vermehrung  stattfindet. 

B.     Der    Verschuldungszwang    durch    Kauf    und    die 
übrigen    Verschuldungsursachen. 

Die  zweite  Hauptursache  der  Verschuldung  des  Grundbesitzes 
ist  nach  K.  „durch  Kauf"1).  Die  Thatsache  selbst  ist  richtig.  An- 
kauf mit  Schulden  ist  aber  ein  äusserer  Vorgang,  der  selbst  wieder 
der  inneren  Begründung  bedarf.  Die  innere  Begründung  liegt  nach 
K.  darin,  dass  bei  der  herrschenden  Freiheit  des  Grundeigenthums 
der  Käufer  zum  Ankauf  mit  Schulden  gezwungen  ist.  I ,  Seit.  22 
heisstes:  „Bei  Käufen  ist  es  ein indirecter (nämlich  Zwang).  Entweder 

')  In  unseren  „Zwei  Fragen"  S.  83  haben  wir  noch  die  Ansicht  ausge- 
sprochen, dass  R.  den  Kauf  als  „letzte"  Ursache  betrachte.  Wir  konnten  uns 
gar  nicht  vorstellen,  dass  der  „indirekte  Zwang,  Restkaufgelder  stehen  zu  lassen", 
eine  Motivirung  sein  solle. 
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müsste  jeder  Gutskauf,  bei  dem  der  Käufer  nicht  den  vollen  Preis 
baar  zu  erlegen  im  Stande  wäre,  unterbleiben,  oder  es  muss  auch 
hier  der  rückständige  Kaufpreis  oder  das  an  seine  Stelle  tretende 
Kapital  eingetragen  werden." 

Logisch  kurz  gefasst  lautet  dies:  Indirecter  Zwang  ist  vor- 
handen, denn  entweder  finden  keine  Gutskäufe  mit  Restkaufgeldern 
statt  oder  es  finden  Gutskäufe  mit  Restkaufgeldern  statt.  Dies  ist 
die  einzige  Begründung  des  indirecten  Zwanges.  Ein  indirecter 
Zwang  findet  also  nach  R.  dann  statt,  wenn  man  eine  Handlung 
nicht  thun  kann  ohne  ihr  Gegentheil  zu  unterlassen.  Mit  dieser 
Logik  kann  man  Alles  beweisen  und  gibt  es  überhaupt  keine  Hand- 
lungen, die  nicht  auf  indirectem  oder  directem  Zwange  beruhen. 

Indessen  liegt  der  Grund  der  Verschuldung  vielleicht  beim 
Verkäufer,  wie  man  dies  aus  der  Schilderung  der  Spielchance 
schliessen  kann?  Aber  die  Restkaufgelder  können  ja  von  jedem 
Dritten  angeliehen  sein  der  Verkäufer  braucht  sie  gar  nicht  zu 
leihen.  Da  also  bei  R.  eigentlich  gar  kein  Grund  vorhanden  ist, 
wesshalb  die  Käufer  Güter  über  ihr  Vermögen  hinaus  kaufen,  so 
scheint  ihr  Handeln  nicht  gerade  vernünftig  zu  sein. 

Man  vergleiche  z.  B.  L,  Seite  29,  S.  102,  S.  114;  II,  S.  203 
über  den  „Zwang"  Restkaufgelder  stehen  zu  lassen. 

Zugestimmt  haben  z.  B. : 

Ad.  Wagner:  Grundlegung  §.  322. 

Stein :  Die  3  Fragen  des  Grundbesitzes  und  seine  Zukunft.  S.  1 70  ff. 

Schmoller:  Jahrbuch  für  Gesetzgebung,  Verwaltung  und 
Volkswirtschaft  von  1882.  S.  275. 

Miaskowski:  Das  Erbrecht  und  die  Grundeigenthumsverthei- 
lung  im  Deutschen  Reiche  S.  208. 

Es  bleibt  noch  die  Thatsache  zu  erklären ,  dass  die  Land- 
wirthe  Güter  über  ihr  Vermögen  hinaus  kaufen.  Wir  haben  diese 
Frage  in  unserer  Schrift  „Zwei  Fragen  des  Unternehmereinkom- 
mens" zu  lösen  gesucht.  !)  Es  wird  dort  für  einen  geschlossenen 
stationären  Staat  die  umfassendere  Frage  untersucht: 

„Erzielt  bei  gleichem  werbenden  Vermögen  dieselbe  Person 
ein  höheres  Einkommen 

a)  als  Pächter  eines  Gutes  ohne  Grundrente; 


*)  Die  Grundideen  zu  dieser  Schrift  habe  ich  schon  gefasst,  ehe  ich  von 
R.  mehr  als  den  Namen  kannte.  Die  folgenden  Seiten  sind  grösstenteils  ein 
z.  Th    wörtlicher  Auszug  aus  dieser  Schrift. 
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b)  als  Pächter  eines  Gutes  mit  beträchtlicher  Grundrente; 

c)  als  Landwirth  mit  Schulden  bei  einem  Gute  ohne  Grundrente; 

d)  als  Landwirth  mit  Schulden  bei  einem  Gute  mit  beträchtlicher 
Grundrente ; 

e)  als  Landwirth  ohne  Schulden  bei  einem  Gute  ohne  Grundrente ; 

f)  als  Landwirth   ohne   Schulden   bei   einem  Gute   mit  beträcht- 
licher Grundrente". 

Weniger  wichtig  ist  die  zweite  in  dieser  Schrift  erörterte 
Frage".  „Beziehen  die  Eigenthümer  von  Unternehmungen,  die  ihre 
Unternehmungen  nicht  selbst  leiten,  im  Allgemeinen  ein  Einkommen 
von  gleicher  Höhe  wie  der  übliche  Zinssatz  oder  mehr  oder  weniger?" 

Wir  gelangen  zu  dem  Resultate,  dass  nach  allen  bestehenden 
oder  logisch  möglichen  Erklärungen  des  Unternehmereinkommens 
der  tüchtigere  Landwirth  ein  grösseres  Einkommen  erzielt  als  Pächter 
und  verschuldeter  Landwirth,  denn  als  Landwirth  ohne  Schulden, 
und  dass  die  massig  verschuldeten  und  schuldenfreien  Landwirthe 
bei  Gütern  ohne  Grundrente  ein  grösseres  Einkommen  erzielen  als 
bei  Gütern  mit  beträchtlicher  Grundrente.  Denn  man  ist  bei  allen 
Erklärungen  des  Unternehmereinkommens  gezwungen,  den  Satz  an- 
zuerkennen : 

„Der  allgemeine  Grund  für  die  Unternehmer  zum  Entlehnen 
von  Kapital  besteht   in    der  Erzielung  eines   höhern  Einkommens." 

Andernfalls  „ist  nicht  nur  nicht  einzusehen,  wesshalb  die 
Unternehmer  fremde  Productionsmittel  anleinen  sollten,  sondern 
auch  nicht,  wesshalb  sie  ihre  eignen  ausschliesslich  in  ihren  eignen 
Unternehmungen  anwenden  und  nicht  einen  grössern  oder  geringern 
Theil  derselben  selbst  ausleihen  sollten".  Denn  ihr  Einkommen  bliebe 
sich  ja  gleich  und  „es  ist  nicht  einzusehen,  warum  dieses  vorsichtige 
Verfahren  nicht  die  allgemeine  Handlungsweise  der  Unternehmer  sein 
sollte."  Da  alsdann  fast  Jeder  ausleihen  und  fast  Niemand  leihen  würde, 
so  niüsste  der  Zinssatz  für  Leihkapital  solange  heruntergehen,  bis 
es  für  die  Unternehmer  wieder  vorteilhafter  wird,  ihre  eigenen 
Produktionsmittel  nicht  mehr  zum  Theil  auszuleihen  und  fremde 
wieder  hinzuzulegen.  Hiermit  ist  man  wieder  bei  dem  Satze: 

„Der  allgemeine  Grund  für  die  Unternehmer  zum  Entlehnen 
von  Kapital  besteht  in  der  Erzielung  eines  höhern  Einkommens" 
angelangt. 

Die  in  gegenwärtiger  Schrift  vorliegende  Frage: 
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„Warum    kaufen    die   Landwirthe    Güter    über    ihr  Vermögen 

hinaus   und   warum   kaufen  sie  nicht  Güter  blos  für  einen  Theil 

ihres  Vermögens  und  legen  den  Rest  verzinslich  an?" 

ist  weniger  umfassend  als  die  in  unserer  ersten  Schrift  erörterte,  weil 

Pacht  und  das  Vorhandensein  einer  beträchtlichen  oder  geringfügigen 

Grundrente  hier  nicht  in  Frage  kommt. 

Wir  wollen  einmal  (unserer  eigenen  Ansicht  entgegen)  in 
einem  Beispiele  annehmen,  dass  das  Unternehmereinkommen  mit 
der  Zunahme  des  Kapitals  in  einer  Unternehmung  nicht  wachse. 
Ferner  sei  vorausgesetzt,  es  existirten  weder  Käufe  aus  Speculation 
noch  seien  mit  dem  Besitze  von  Grund eigenthum  faktische  Vorrechte 
und  Einfluss  in  politischer  und  socialer  Hinsicht  verbunden.  Ausser 
in  einigen  wenigen  landwirthschaftlichen  Produktionszweigen  wie  in 
der  Waldwirtschaft,  dem  Weinbaue  u.  a,  sollen,  so  sei  endlich 
angenommen,  die  technischen  Vor-  und  Nachtheile  bei  Gross-, 
Mittel-  und  Kleinbetrieb  sich  ausgleichen. J) 

Ich  besitze  nun  beispielsweise  100,000  M.  und  will  mich  als 
Landwirth  ankaufen.  Das  kleinste  Gut,  dass  die  Arbeitszeit  des 
Landwirthes  noch  ganz  beschäftigt,  sei  10,000  M.  werth.  Ich  werde 
dann  keinesfalls  ein  Gut  für  mehr  als  100.000  M.  ankaufen.  Denn 
Jemand,  der  Schulden  aufnimmt  ohne  irgend  einen  Grund  oder  „weil 
sonst  jeder  Gutskauf  unterbleiben  müsste,  bei  dem  der  Käufer 
nicht  im  Stande  wäre,  den  vollen  Preis  baar  zu  erlegen",  würde 
sehr  unvernünftig  handeln. 

Aber  ich  werde  auch  kein  Gut  für  100.000  Mark  kaufen, 
sondern  ein  Gut  für  10.000,  20.000,  30.000  oder  40.000  M.  und 
die  übrigen  90 — 60.000  M.  lege  ich  verzinslich  an.  Mein  Ein- 
kommen bleibt  ja  ganz  dasselbe.  Ich  wäre  alsdann  gegen  un- 
günstige Conjuncturen  und  Zufälle  aller  Art  viel  mehr  gesichert. 
Sinken  die  Bodenpreise  z.  B.  um  25  Procent,  so  verliere  ich  nur 
2V2 — 10  Procent  und  nicht  25  Procent.  Sollten  später  Meliora- 
tionen vortheilhaft  sein,  so  habe  ich  das  Kapital  selbst  Heirathet 
meine  Tochter,  so  brauche  ich  wegen  Ausstattung  und  Mitgift  keine 
Schulden  zu  machen.  Habe  ich  viele  Kinder,  so  braucht  trotzdem 
nach    meinem  Tode    keine  Verschuldung    oder  Theilung   des  Gutes 

*)  Wo  dies,  jetzt  oder  in  einem  späteren  Zeitpunkte,  nicht  der  Fall  ist, 
würdfl  die  Wirkung  eintreten,  dass  die  vorteilhaftere  Betriebsform,  sei  es  nun 
Gross-,  Mittel-  oder  Kleinbetrieb,  die  weniger  vortheilhaftern  grösstentheils  ver- 
drängen würde ;  aber  innerhalb  der  vortheilhaftern  Betriebsform  behielten  unsere 
Ausführungen  volle  Gilügkeit 


stattzufinden,  meine  übrigen  Söhne  können  eventuell  auch  schulden- 
freie Güter  erwerben.  ,. Kurzum  es  wäre  dies  die  für  mich  und 
jeden  vorsichtigen  Landwirth  als  bonus  pater  familias  gebotene 
Handlungsweise.'4 

Nach  dieser  vorsichtigen  Handlungsweise  wird  aber  in  der 
Wirklichkeit  nicht  vorgegangen.  Vielmehr  hat  R.  darin  Recht,  dass 
in  äusserst  zahlreichen  Fällen  die  Landwirthe  Güter  weit  über  ihr 
Vermögen  hinaus  kaufen,  und  es  ist  schon  viel,  wenn  ein  Land- 
wirth sich  ohne  Schulden  ankauft.  Ein  so  allgemeines  Verfahren 
lässt  sich  nicht  durch  Gründe,  die  nur  in  einzelnen  Fällen  wirken, 
erklären,  sondern  es  muss  hier  ein  allgemeiner  Grund  vorliegen. 
Welches  von  den  drei  Motiven,  die  wir  in  unserem  Beispiel  als 
nicht  vorhanden  angenommen  haben,  ist  nun  dieser  allgemeine 
Grund  ? 

Speculation  kann  in  einzelnen  Fällen,  vielleicht  auch  in  vielen 
Fällen  das  einzige  Mutiv  zum  Ankaufe  mit  Schulden  sein,  aber  der 
allgemeine  Grund  ist  Speculation  nicht-  Denn  alle  Käufer,  die 
nicht  Speculanten  sind,  müssten  dann  doch  so  handeln  wie  in 
unserm  Beispiele,  und  ausserdem  hätten  die  übrigen  Landwirthe, 
deren  Güter  verschuldet  sind,  dann  gleichfalls  Ursache,  nach 
unserm  Beispiele  zu  verfahren  und  nach  und  nach  Theile  ihres 
Grundbesitzes  zu  verkaufen.  Denn  es  bliebe  ja  gar  kein  Grund  für 
sie  übrig,  wesshalb  sie  sich  nicht  so  schnell  wie  möglich  von  ihren 
Schulden  zu  befreien  sollten.  Auch  der  schuldenfreie  Landwirth  müsste 
als  bonus  pater  familias  so  handeln.  Das  Alles  ist  aber  nicht  der  Fall. 

Stellung  und  Einfluss  in  socialer  und  politischer  Hinsicht 
können  auch  nicht  der  allgemeine  Grund  sein.  Denn  diese  Vorzüge 
sind  meistens  nur  beim  Grossgrundbesitz  vorhanden  1).  Bei  Mittel- 
und  Kleinbesitz  müssten  dann  die  Käufer  und  auch  die  andern 
Landwirthe  nach  unserem  Beispiele  verfahren ,  was  nicht  der 
Fall  ist. 

Der  allgemeine  Grund  kann  also  nur  in  der  Erzieluug  eines 
höhern  U  nter  nehme  rein  komme  ns  liegen,  und  dies  ist  es 
auch,  warum  die  tüchtigeren  Landwirthe  Güter  über  ihr  Vermögen 
hinaus  kaufen.  Dieses  höhere  Unternehmereinkommen  ist  aber  nur 
dadurch  zu  erreichen,  dass  die  Landwirthe  in  einem  mit  der  Ver- 
schuldung steigenden  Grade  sich  der  Gefahr  aussetzen,  eventuell 
Verluste  zu  erleiden  oder  bankerott  zu  werden.    Wenn  der  Land- 

l)  So  z.  B.  in  Preussen. 
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wirth  ein  Gut  mit  75  Procent  Schulden  kauft,  so  wird  ein 
dauernder  Rückgang  der  Bodenpreise  um  30  Procent  ihn  meistens 
ruiniren,  ein  Steigen  um  30  Procent  wird  häufig  sein  Vermögen 
mehr  als  verdoppeln. 

Gegen  unsere  Erklärung  „  die  tüchtigen  Landwirthe  kauten  Güter 
über  ihr  Vermögen  hinaus,  weil  sie  dadurch  ein  grösseres  Ein- 
kommen erzielen",  könnte  man  zwei  Einwände  erheben: 

1)  Die  Landwirtschaft  wirft  ja  weniger  ab  als  den  landes- 
üblichen Zins,  d.  h.  der  Pachtzins  erreicht  nicht  den  landesüblichen 
Zinsfuss  vom  jeweiligen  Verkehrs  wert  he  der  Güter.  Das  höhere 
Unternehmereinkommen  würde  also  meistens  mehr  als  aufgehoben 
durch  Ankauf  eines  Gutes  mit  Schulden. 

2)  Das  behauptete  höhere  Unternehmereinkommen  würde 
überhaupt  nur  die  Thatsache  ei  klären,  dass  die  Landwirthe  Güter 
kaufen  und  mit  ersten  Hypotheken  belasten,  aber  nicht  die  That- 
sache, dass  sie  beim  Ankaufe  auch  gleich  Nachhypotheken  auf- 
nehmen. Denn  für  diese  muss  mehr  gezahlt  werden  als  der  landes- 
übliche Zinsfuss,  wodurch  das  Plus  des  Unternehmereinkommens 
ganz    oder    theilweise  aufgehoben  würde. 

Hinsichtlich  des  ersten  Einwandes  ist  nun  aber  zu 
bemerken,  dass  die  Thatsache,  auf  welche  er  sich  stützt,  nur  schein- 
bar richtig  ist.  Es  entsteht  dieser  Schein  durch  die  Wirkung 
der  Ricardo-Thünen'schen  Differentialrententheorie.  Nach  dieser 
Lehre  hat  die  Grundrente  trotz  Verbesserungen  die  Tendenz  zu 
steigen  und  der  Zinsfuss  zu  fallen.  Es  ist  daher  eine  steigende 
Grundrente  nach  dem  Zinssatze  zu  kapitalisiren,  und  was  indessen 
weniger  wichtig  ist,  ein  späteres  Sinken  des  Zinsfusses  zu  escomptiren. 

Da  das  in  unserer  Schrift  3.  6  f.  angeführte  Beispiel  einer 
Correktur  bedarf,  so  soll  hier  ein  verbessertes  Beispiel  gegeben 
werden.  Der  Zinsfuss  sei  5  Procent,  die  Grundrente  eines  bestimmten 
Gutes  10.000.  Ich  kann  also  für  diese  Grundrente  einen  Preis  von 
200  000  zahlen.  Wegen  der  steigenden  Tendenz  der  Grundrente 
werde  ich  aber  mehr  als  5  Procent  erzielen  und  also  auch  einen 
höheren  Tauschwerth  zahlen.  (Der  Einfachheit  halber  bleibt  das 
Sinken  des  Zinsfusses  unberücksichtigt.)  Die  Grundrente  soll  100 
Jahre  lang  jährlich  um  100  steigen.  Dann,  nehmen  wir  an,  steige 
sie  nicht  mehr;  denn  bei  abstracten  theoretischen  Untersuchungen 
über  die  Grundrente  muss  man  sich  u.  E.  zuletzt  einen 
stationären  Zustand  denken      Die  Frage    ist    nun    die:    „Welchen 
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Tauschwerth  bat  bei  Berechnung  von  Zinseszinsen  jetzt  eine  Rente 
von  10.000,  die  bei  -3  Frocent  Zins  100  Jabre  lang  jährlich  um 
100  zunimmt'?"  Dies  ist  annähernd  236.654. 

Man  könnte  glauben,  dass  der  fast  überall  factisch  vor- 
handene höhere  Tauschwerth  des  Bodens  hauptsächlich  die  Folge 
der  grossen  Vorliebe  für  ländliches  Grundeigentum  sei.  Dies  ist 
nicht  richtig.  Denn  „nimmt  man  an,  dass  der  fast  überall  faktisch 
vorhandene  höhere  Tauschwerth  des  Bodens  hauptsächlich  die  Folge 
der  zu  grossen  Vorliebe  für  ländliches  Grundeigentum  sei,  so  ist 
es  wohl  erklärlich,  dass  man  wegen  dieser  Vorliebe  für  einen 
Theil  seines  Vermögens  oder  für  sein  ganzes  Vermögen  ländliches 
Grundeigentum  kauft  oder  besitzt,  trotz  geringerer  Verzinsung. 
Es  kann  aber  dann  nur  als  Ausnahme  vorkommen,  dass  Jemand, 
der  z.  B.  40.000  Frs.  Vermögen  hat,  ein  Gut  von  80.000  oder 
120.000  Frs.  kauft,  denn  er  würde  dann  nicht  nur  für  seine 
40.000  Frs.  geringere  Zinsen  erhalten,  sondern  er  müsste  auch 
für  die  4M. IHK)  oder  80.000  Frs.  Hypothek  den  üblichen 
Zins  bezahlen  und  erhielte  wegen  des  höhern  Tauschwertes  einen 
geringern.  Das  etwa  höhere  Unternehmereinkommen  würde  dadurch 
mehr  als  aufgehoben.  Seine  grosse  Vorliebe  für  ländliches  Grund- 
eigentum oder  die  Liebe  zur  eigenen  Scholle  kann  ihn  nicht  zu 
dem  Kaufe  eines  Gutes  mit  Hypothek  bestimmen,  denn  diese 
lihle  werden  durch  ein  Gut  für  40.000  Frs.  oder  blos  für 
Frs.  ebenso  befriedigt  wie  durch  ein  Gut  von  80.000 
oder  120.000  Frs.  Vorausgesetzt  ist,  dass  das  Gut  für  20.000 
Frs.  noch  eine  richtige  Bewirthschaftung  zulässt.  Man  könnte 
dann  nur  noch  von  einem  ungesunden  Triebe  zur  Erwerbung  und 
Behauptung  von  möglichst  viel  Grundeigenthum  sprechen. 

<nz  dasselbe  gilt  für  den  Fall,  dass  man  entweder  ein  bis- 
her unverschuldetes  Gut  dauernd  verschulden  oder  einen  Theil  des- 
selben verkaufen  niuss,    um    den  andern    schuldenfrei   zu  besitzen. 

wird  z.  B.  bei  Erbaut retungen,  nach  vollendeten  Melioratio- 
nen etc.  häutig  eintreten.  Wenn  dieser  theilweise  Verkauf  nicht 
sofort  möglich  oder  thunlich  ist,  so  wüide  das  wirtschaftliche 
Selbstinteresse  doch  bewirken,  dass  er  sobald  als  irgend  thunlich 
geschehe,  Ausser  als  vorübergehende  Schulden  müssten  ländliche 
Hypotheken  dann  eine  Seltenheit  sein,  was  der  Wirklichkeit  in 
den  meisten  Ländern   nicht  entspricht.'1 

Die   Bodenpreise   werden  hingegen  höher   sein  als  dies  durch 
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die  Rieardo'sche  Grundrententheorie  gerechtfertigt  erscheint,  wenn 
mit  dem  Besitze  von  Grund eigenthum  Vorzüge  und  Einfluss  in  so- 
cialer und  politischer  Hinsicht  verbunden  ist.  Denn  ein  Object, 
das  Zinsen  und  sociale  Vortheile  einbringt,  muss  einen  höhern 
Tauschwerth  haben,  als  ein  Object,  das  nur  Zinsen  einbringt; 
ebenso  ist  es  ja  ein  anerkannter  Satz  in  der  Nationalökonomie, 
dass  von  2wei  Berufsarten,  bei  denen  sonst  Alles  gleich  ist,  die 
angesehenere  einen  geringeren  Lohn  im  Allgemeinen  einbringt,  als 
die  weniger  angesehenere.  x)  Es  sind  nun  häufig  mit  dem  Gross- 
grundbesitze sociale  und  politische  Vorzüge  verbunden.  Hieraus 
ergeben  sich  folgende  Consequenzen : 

1)  Die  Umwandlung  von  Mittel-  und  Kleinbesitz  in  Gross- 
grundbesitz ist  vortheilhaft,  auch  wenn  die  technischen  Vor-  und 
Nachtheile  bei  Gross-,    Mittel-  und  Kleinbesitz  sich  ausgleichen. 

2)  Die  Umwandlung  von  Mittel-  und  Kleinbesitz  in  Gross- 
grundbesitz ist  vortheilhaft,  auch  wenn  der  Grossbetrieb  technisch 
im  Nachtheile  ist.  Nur  wird  dann  der  Betrieb  durch  eine  Anzahl  Päch- 
ter stattfinden  statt  durch  den  Eigenthümer  oder  einen  grossen  Pächter. 

Sociale  und  politische  Vorzüge  des  Grossgrundbesitzes  wirken 
also  unter  allen  Umständen  als  Prämie  zur  Reducirung  und  Ver- 
nichtung des  Bauernstandes. 

Hinsichtlich  unseres  ersten  Einwandes  sind  wir  also  zu  dem 
folgenden  Resultate  gelangt: 

Die  Käufer  erzielen  im  Allgemeinen  den  landesüblichen  Zins- 
fuss,  nur  dass  sie  statt  jährlich  eine  gleiche  Rente  zu  erhalten, 
eine  Rente  erhalten,  die  anfänglich  geringer  ist,  aber  im  Laufe  der 
Jahre  bis  zu  einem  gewissen  Zeitpunkte  immer  mehr  steigt;  2) 
ausserdem  wird  das  Sinken  des  Zinsfußes  escomptirt.  Die  Land- 
wirtschaft wirft  also  den  landesüblichen  Zinsfuss  ab.  Eine  Aus- 
nahme findet  nur  statt,  wenn  sociale  und  politische  Vorzüge  mit 
dem  Besitz  von  Grundeigenthum  verbunden  sind. 

*)  Man  sieht  hieraus,  wie  unrichtig  die  Anschuldigung  gegen  die  sog.  bri- 
tische Nationalökonomie  ist,  sie  berücksichtige  nur  das  wirthschaftliche  Selbst- 
interesse. Namentlich  auf  die  Berücksichtigung  des  Geschlechtstriebs  durch  die 
genannte  Schule  könnte  man  jenem  Vorwurf  gegenüber  hinweisen. 

2)  Freilich  ein  solches  Steigen  der  Grundrente,  wie  es  in  den  letzten 
40  Jahren  in  Deutschland  stattgefunden  hat  und  wie  es  nach  den  u.  E.  sehr 
hohen  Bodenpreisen  bis  vor  kurzem  auch  weiter  erwartet  zu  werden  schien, 
wird  so  leicht  sich  nicht  wiederholen. 
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Was  den  zweiten  Einwand  anbetrifft,  so  müssen  wir  zunächst  den 
Begriff  „Nachhypothek"  festzustellen  versuchen.  „Nachhypotheken" 
(zweite,  dritte  Hypothek  u.  s.  f.)  im  ökonomischen  Sinne  sind  solche 
Hypotheken,  bei  welchen  ein  Theil  der  Schuldner  wegen  Insolvenz 
den  Gläubigern  Verluste  verursacht,  die  Gläubiger  müssen  dess- 
halb  einen  den  sichern  Zins  übersteigenden  Zinssatz  erhalten.  Die 
Verluste  der  Gläubiger  können  auch  theilweise  dadurch  mit  ver- 
ursacht werden,  dass  die  Schuldner  nicht  immer  genöthigt  werden 
können,  ihre  Verpflichtungen   zu  erfüllen,  z.  B.  bei  Moratorien. 

Das  wesentliche  wirthschaftliche  Moment  bei  Nachhypotheken 
besteht  demnach  darin ,  dass  ein  Theil  der  Schuldner  seinen  Verpflich- 
tungen nicht  nachkömmt  und  die  Gläubiger  daher  aus  allen  Schuld- 
nern eine  Art  Versicherungsgesellschaft  bilden.  Nun  ist  die  Frage 
noch  offen,  ob  es  genüge,  wenn  in  einem  Lande  das  Plus  über  den 
üblichen  sichern  Zinssatz  hinaus  dem  Verlustersatze  der  Kapitali- 
sten in  ihrer  Gesammtheit  gleichkomme,  oder  ob  es  nicht  vielmehr 
höher  sein  müsse?" 

Nach  unserer  Ansicht,  die  wir  S.  13  ff.  unserer  Schrift  aus- 
geführt haben,  ist  das  erstere  der  Fall,  weil  viele  Kapitalisten 
durch  Selbstversicherung,  d.  h.  durch  Vertheilung  des  Risikos  auf 
verschiedene  Kapitalanlagen,  sie  individuell  treffende  Verluste  zu 
einer  Unwahrscheinlichkeit  machen  können.  Die  zahlungsfähigen 
Landwirthe  müssen  bei  Nachhypotheken  mithin  einfach  für  ihre 
nicht  zahlenden  Collegen  aufkommen,  soweit  nicht  die  Deckung  der 
Verluste  schon  in  dem  bereits  gezahlten  höhern  Zins  enthalten  ist. 
Bei  jeder  Nachbypothek,  die  freiwillig  aufgenommen  wird,  wie  z.  B. 
bei  Kauf,  liegt  demnach  zugleich  eine  Speculation  mit  vor. 

Wenn  für  die  Landwirtschaft  ein  bedeutendes  Sinken  der 
Bodenpreise  und  sonst  ungünstige  Verhältnisse  eintreten,  so  werden 
die  nach  unserer  Definition  begrifflich  nothwendigen  Insolvenzen 
-tentheils  in  Einen  Zeitraum  zusammenfallen.  Dies  scheint 
jetzt  der  Fall  zu  sein.  Es  ist  daher  ganz  natürlich  und  selbstver- 
ständlich, dass  in  den  letzten  Jahren  die  Subhastationen  beim  länd- 
lichen Grundbesitz  sehr  zugenommen  haben.  Wo  Nachhypotheken 
im  wirtschaftlichen  Sinne  sehr  zahlreich  sind  wie  bei  den  Ritter- 
gütern im  Nordosten  Deutschlands *),  da  sind  landwirtschaftliche 
Creditkrisen    begrifflich  nothwendig    und    unvermeidlich.     Es   wäre 

M  Vgl.  Auszug    aus  Meitzen  „Der  Boden    und    die  landwirtschaftlichen 
Verhältnisse  des  preussischen  Staates"  am  Schlüsse. 
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zwar  denkbar,  dass  dieselben  lauge  Zeit  nicht  eintreten  werden, 
aber  es  ist  unwahrscheinlich.  Denn  es  müssten  die  Verhältnisse 
für  die  Landwirthschaft   sich  fortdauernd  günstig  gestalten. 

Dies  ist  auch  unsere  Erklärung  der  Creditnoth  des  Grund- 
besitzes zu  Ende  der  60er  Jahre. 

Für  Handel  und  Industrie  gilt  dasselbe.  Auch  hier  werden 
durch  Eintritt  ungünstiger  Conjuncturen  und  Ereignisse  die  Insol- 
venzen, die  in  Folge  der  riskirten  Darlehen  begrifflich  nothwendig 
sind,  in  Einen  Zeitraum  zusammenfallen.  Es  liegt  hierin  u.  E.  eine 
Hauptursache  der  periodischen  Krisen.  Die  letzten  Gründe  sind 
natürlich  die  Ursachen,  aus  welchen  die  riskirten  Darlehen  und 
Nachhypotheken  stattfinden,  also  hauptsächlich  das  wirtschaftliche 
Selbstinteresse.  Es  soll  hiermit  nicht  in  Abrede  gestellt  werden ,  dass 
durch  zweckmässige  Einrichtungen  für  den  landwirtschaftlichen 
Credit,  welche  namentlich  für  den  bäuerlichen  Grundbesitz  noch 
vielfach  mangelhaft  sind,  gute  Subhastationsordnung  etc.,  landwirt- 
schaftliche Creditkrisen  seltener  gemacht  werden  können.  Wenn 
hiedurch  z.  B.  für  das  dritte  Viertel  des  Gürerwerthes  die  Asseku- 
ranzprämie von  durchschnittlich  2  Procent  auf  1  Procent  reducirt 
wird,  so  heisst  das  eben  „die  Ausfälle  der  Gläubiger  sind  weniger 
zahlreich  und  bedeutend  und  landwirtschaftliche  Creditkrisen  wer- 
den aller  Wahrscheinlichkeit  nach  seltener  eintreten." 

Es  sei  noch  bemerkt,  dass  bei  Nachhypotheken,  die  vom 
Verkäufer  stehen  gelassen  werden,  die  Verlustprämie  häufig  in  dem 
höhern  Verkaufspreise  statt  in  dem  höhern  Zinsfusse    enthalten  ist. 

Hinsichtlich  des  zweiten  Einwandes  lautet  also  das  Facit,  dass 
die  Erhöhung  des  Zinses  nur  scheinbar  ist.  Die  Gläubiger  erhalten  nicht 
mehr  als  den  sichern  Zins,  die  Ausfälle  an  den  insolventen  Schuldnern 
werden  einfach  von  den  übrigen  getragen,  soweit  nicht  die  Deckung  der 
Verluste  schon  in    dem  bereits  bezahlten  höhern  Zins  enthalten  ist. 

Weitere  Ursachen  zur  Verschuldung  des  Grundbesitzes  sind 
nach  R.  Meliorationen,  Unwirthschaftlichkeit  und  Unglücksfälle, 
welchen  R.  aber  wenig  Bedeutung  zuschreibt.  Bezüglich  der  zwei 
letzteren  mag  dies,  besonders  für  den  Grossgrundbesitz  in  Deutsch- 
land, richtig  sein,  doch  fehlen  statistische  Daten.  Hinsichtlich  der 
Melioratioren  hingegen  haben  Conrad  und  Andere  bereits  gezeigt, 
dass  R.  sie  unterschätzt  hat.  Dies  ergibt  sich  schon  daraus,  dass 
die  Schulden  wegen  Erbfälle  u.  E.  zum  grossen  Theile  nur  vor- 
übergehend aufgenommen  werden,  also  blos  durchlaufende  Posten  sind. 
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Tilgung  der  Schulden  des  Grundbesitzes. 

Nachdem  nun  die  Ursachen  der  Schulden  des  Grundbesitzes 
eiörtert  sind,  sind  jetzt  die  Quellen,  woraus  sie  getilgt  werden,  zu 
besprechen.  R.  spricht  hierüber  mehr  gelegentlich.  So  heisst  es  II,  S.  61 : 

„Schulden,  die  capitalweise  gemacht  werden,  werden  mit  Erfolg 
auch  nur  capitalweise  wieder  abgetragen.  Dazu  dienen,  insofern 
diese  Abtragung  aus  dem  Grundbesitz  selbst  geschieht,  die  Ueber- 
schüsse  aus  guten  Jahren,  und,  insofern  sie  nicht  aus  dem  Grund- 
besitz selbst  geschieht,  die  aus  irgend  welchen  andern  Quellen 
ihm  aus  dem  Nationalvermögen  zufliessenden  Zuschüsse  und  — 
man  nehme  sich  nur  die  Mühe  und  gehe  die  Verschuldungsgeschichte 
von  etlichen  Gütern  durch  —  ungeachtet  aller  durch  die  Freiheit 
des  Grundeigenthums  erzwungene  Verschuldungszunahme  haben 
diese  Ueberschüsse  und  Zuschüsse  doch  immer  noch  unendlich  mehr 
zur  Wiederentlastung  des  Grundbesitzes  beigetragen,  als  die  ganze 
Amortisationsspielerei. " 

Also  zur  Wiederentlastung  des  Grundbesitzes  haben  haupt- 
sächlich beigetragen: 

1)  „Die  capitalweise  Tilgung  durch  Ueberschüsse  aus  guten 
Jahren." 

2)  „Die  Zuschüsse  aus  irgend  welchen  andern  Quellen." 
Man    sieht,    die   zweite   Quelle    enthält  statt  einer  Erklärung 

ein  nationalökonomisches  x,  das  R.  einfach  ungelöst  lässt.  Welches 
sind  denn  nun  diese  „irgend  welche  andern  Quellen?" 

Die  Grundrente  ist  es  nicht.  Ist  es  vielleicht  Kapitalgewinn, 
Arbeitslohn  oder  Unternehmergewinn,  wenn  man  diesen  als  vierte 
Einkommensquelle  annimmt?  Nichts  von  all  diesem.  Es  sind 
eben  die  Erbtheile,  respective  die  Mitgiften,  welche  den  über- 
nehmenden Erben  als  Schwiegersöhne  und  Gatten  zufallen.  Zum 
Theil  werden  es  auch  Erbtheile  sein,  die  den  Käufern,  welche  Grund- 
besitz über  ihr  Vermögen  hinaus  erworben  haben,  als  Söhnen  zukommen. 

Es  kann  nunmehr  der  Nachweis  erbracht  werden,  dass  R.  die 
An>icht  gehabt  haben  muss,  die  Verschuldung  des  Grundbesitzes 
wegen  des  gleichen  Eibrechts  wachse  in  geometrischer  Progression 
R.  lehrt,  dass  der  Grundbesitz  durch  das  gleiche  Erbrecht  zu 
immer  neuer  Verschuldung  gezwungen  werde,  so  z.  B.  I,  S.  22. 
Realtheilung  halt  er  für  den  Ausnahmsfall.  Aber  er  erwähnt  mit 
keiner  Silbe,    dass    der   Grad    der    dauernden    Verschuldung    bei 
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gleichem  Erbrecht  hauptsächlich  von  der  grössern  oder  ge- 
ringern Zunahme  der  grundbesitzenden  Bevölkerung 
bedingt  sei,  und  dass  bei  einer  stationären  grundbesitzenden  Bevölkerung 
wegen  des  gleichen  Erbrechts  die  Verschuldung  kaum  zunehme.  Hier- 
aus geht  klar  hervor,  dass  R.  den  organischen  Zusammenhang 
zwischen  Verschuldung  und  Schuldentilgung,  wie  er  bei  dem  gleichen 
Erbrecht  stattfindet,  nicht  erkannt  bat,  trotz  Rau  und  J.  St.  Mill. 
Ausserdem  hätte  ihm  danu  nicht  entgehen  können,  dass  die  kündbare 
Kapitalschuld  in  vielen  Fällen  berechtigt  ist,  wenn  die  Erbschulden 
ganz  oder  theilweise  durchlaufende  Posten  sind. 

Aber  vielleicht  setzt  R.  eine  beträchtliche  Vermehrung  der 
grundbesitzenden  Bevölkerung  stillschweigend  voraus,  wie  dies  für 
Deutschland  auch  zutrifft.  Für  Frankreich  z.  B.  würde  dann  die 
Lehre  von  R.  nicht  richtig  sein. 

Wer  erkannt  hat,  dass  wegen  des  gleichen  Erbrechts  der 
Landwirth  durch  seine  Frau  in  der  Regel  auch  Vermögen  erhält, 
der  kann  unmöglich  von  „Zuschüssen  aus  irgend  welchen  andern 
Quellen"  sprechen  und  es  ausserdem  als  etwas  Besonderes  hervor- 
heben, dass  diese  Zuschüsse  und  die  „Ueberschüsse  aus  guten 
Jahren"  mehr  zur  Entlastung  des  Grundbesitzes  beigetragen  habenT 
als  der  Zwang  zur  Amortisation.  Von  innern  Widersprüchen 
frei  bleibt  mithin  nur  die  Ansicht  übrig,  dass  die  Verschuldung 
des  Grundbesitzes  wegen  des  gleichen  Erbrechts  in  geometrischer 
Progression  wachse. 

Um  jeden  Zweifel  zu  beseitigen,  sei  noch  erwähnt,  dass  die 
Ansicht,  die  Verschuldung  des  Grundbesitzes  wegen  des  gleichen 
Erbrechts  wachse  in  geometrischer  Progression,  von  vielen  seiner 
Anhänger  ausdrücklich  als  R'sche  Lehre  verbreitet  und  vertreten 
wird,  so  z.  B.  von  Schmoller. 

Die  erste  Quelle  „die  capitalweise  Tilgung  durch  Ueberschüsse 
aus  guten  Jahren"  ist  nichts  anderes  als  Tilgung  durch  Ersparnisse. 
Ein  andrer  Autor  hätte  hierfür  einfach  und  verständlich  „ Ersparnisse* 
gesagt.  Da  R.  aber  den  Begriff  „Sparen"  überhaupt  verwirft,  so  ge- 
braucht er  in  der  „Creditnoth"  nicht  weniger  als  drei  Umschreibungen. 

Erste  Umschreibung  II,  S.  243.  „Dazu  (nämlich  zur  Tilgung) 
muss  freilich  der  Grundbesitzer  das  Capital  aus  seinen  Revenuen 
aufsammeln  oder  aus  andern  Quellen  erhalten." 

Zwischen  Ersparnissen  und  „Revenuenüberschüssen"  (II,  S.  153) 
ist   aber  nur   der  Unterschied,    dass   letztere  blos  Ersparnisse  aus 
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dem  Einkommen  sind,  erstere  aber  auch  aus  Einnahmen  herrühreu 
tonnen.  Da  nun  R.  nicht  wegen  dieses  weiten  Umfangs  den  Be- 
griff „Ersparnisse"  verwirft,  so  ist  es  ein  Widerspruch,  wenn  er 
ihn  durch  den  etwas  engern  Begriff  „Revenuenüberschüsse"  ersetzt. 

Zweite  Umschreibung  I,  S.  74.  „Wäre  es  indessen  auch  dem 
Besitzer  während  dieser  Zeit  durch  rastlosem  Fleiss  gelungen,  dem 
Oute   abermals    noch  2000  Rente  zuzusetzen."     Aehnlich  I,  S.  31. 

Die  Sache  ist  hier  wieder  einfach  die,  dass  der  Grundbesitzer 
einen  Theil  seines  Einkommens  ersparte  und  diese  „Revenuenüber- 
schüsse" zu  Meliorationen  verwandte.  Diese  zweite  Umschreibung 
selbst  ist  unrichtig,  weil  unvollständig.  Denn  die  Revenuenüber- 
schüsse  können  ebenso  gut  das  Resultat  grossen  Geizes  wie  eines 
rastlosen  Fleisses  sein. 

Die  dritte  Umschreibung  sind  nun  die  obigen  „Ueberschüsse 
aus    guten  Jahren." 

Bekanntlich  gibt  es  für  den  Landwirth,  wie  für  alle  Unter- 
nehmer, gute  und  schlechte  Jahre,  was  mit  guten  und  schlechten 
Ernten  nicht  identisch  zu  sein  braucht.  Die  Ueberschüsse  der  guten 
Jahre  müssen  bei  den  Landwirthen  wie  bei  allen  Unternehmern 
zunächst  zur  Deckung  der  Ausfälle  in  den  schlechten  Jahren 
dienen.  Die  dritte  Umschreibung  von  R.  enthält  also  nur  die 
Lehre:  „Nicht  in  schlechten,  sondern  in  guten  Jahren  erzielt  der 
Landwirth  Ueberschüsse ;  wenn  und  soweit  diese  nicht  zur  Deckung 
der  Ausfälle  in  schlechten  Jahren  gebraucht  werden,  kann  er  sie 
zur  Schuldentilgung  verwenden." 

Man  kann  sich  eigentlich  gar  nicht  vorstellen,  wie  von  einer 
Verschuldung  und  Creditnoth  des  Grundbesitzes  die  Rede  sein  kann, 
wenn  es  richtig  wäre,  wie  R.  lehrt,  dass  die  Landwirthe  die  Rente 
ihrer  Güter  „durch  rastlosen  Fleiss8  um  Tausende  erhöhen  und 
ihre  Schulden  ,capitalweise  durch  Ueberschüsse  in  guten  Jahren" 
tilgen  können,  da  letztere  doch  gar  nicht  so  selten  sind.  Sie  müssten 
eben  nicht  sehr  fleissig  sein. 

Wir  haben  also  die  Ursachen  der  landwirtschaftlichen 
Immobiliarschulden  und  die  Quellen  ihrer  Tilgung  geprüft  und  das 
Facit  ist  für  R.  wenig  günstig. 

Die  erste  Hauptursache,  die  Verschuldung  in  geometrischer 
Progression  wegen  des  gleichen  Erbrechts,  ist  ein  schon  längst 
widerlegter  Irrthum,  und  zwar  in  den  Hauptwerken  zweier  so  be- 
kannter Autoren  wie  J.  St.  Mill  und  Rau;  dieser  Fehler  wäre  gar 
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nicht  möglich  gewesen,  wenn  R.  die  Quellen,  aus  denen  die  Schulden- 
tilgung stattfindet,  untersucht  hätte,  statt  sie  als  „irgend  welche 
andre  Quellen",  als  wirthschaftliches  x  zu  bezeichnen.  Denn  dann 
hätte  ihm  der  organische  Zusammenhang  zwischen  Verschuldung' 
und  Schuldentilgung,  wie  er  bei  dem  gleichen  Erbrecht  stattfindet, 
nicht  entgehen  können.  Noch  schlimmer  steht  es  mit  der  zweiten 
Hauptursache,  der  Verschuldung  durch  Restkaufgelder,  welche  R. 
durch  einen  indirecten  Zwang  motivirt.  Hier  würden  die  Landwirthe 
nicht  gerade  sehr  vernünftig  handeln  und  das,  was  zu  erklären 
ist,  nämlich,  warum  die  Landwirthe  Güter  über  ihr  Vermögen  an- 
kaufen, bleibt  unerklärt.  Ebenso  unglücklich  sind  endlich  die  Sub- 
stitutionen von  R  für  den  klaren  und  einfachen  Begriff  „Schulden- 
tilgung  durch  Ersparnisse." 

Die   praktischen  Vorschläge  von  Rodbertus    und    die  übrigen 
Verschuldungsformen. 

Nachdem  R  den  Unterbau  seines  Werkes  sichergestellt  zu  haben 
glaubt  mit  dem  Hinweise,  dass  durch  das  gleiche  Erbrecht  und  durch 
Restkaufschillinge  der  Grundbesitz  in  immer  grössere  Verschuldung 
gerathe,  versucht  er  auszuführen,  dass  die  Verschuldung  nach 
dem  Kapitalprincip,  besonders  als  kündbare  Kapitalschuld,  für  den 
Grundbesitz  verderblich  wird.  Diese  schädlichen  Wirkungen  werden 
aliein  dadurch  beseitigt,  dass  man  die  „Verschuldung  nach  dem 
Kapiralprincip*  verbietet  und  dafür  die  praktischen  Vorschläge  von 
R.  durchführt.  Den  Inhalt  seiner  praktischen  Vorschläge  fasst  R. 
11,  S.  72  ff  in  11  Punkte  zusammen,  welche  Ausflüsse  des  Princips 

„dass   der   landwirtschaftliche    Grundbesitz    in    allen  ihn  be- 
treffenden Rechtsgeschäften  nur  als  das  behandelt  wird,  was  er  ist,  als 
ein  immerwährender  Rentenfonds" 
sein  sollen.     Diese  1 1  Punkte  sind  : 

1)  Die  Abschätzung  des  landwirtschaftlichen  Grundbesitzes 
geschieht  nur  nach  Ertragswerth  oder  Rentengrundwerth  d  h.  dem 
Rentenbetrage,  den  das  Grundstück  abwirft. 

2)  Der  Rentengrundwerth  ist  in  alten  den  Grundbesitz  be- 
treffenden Rechtsgeschäften  der  allein  massgebende  Werth. 

3)  Miterben  an  einem  Grundstück  haben  nur  Anspruch  auf 
einen  ihrer  Erbquote  entsprechenden  Rentenantheil,  auf  eine  immer- 
währende Rentenabfindung. 
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4)  Verkäufer  eines  Grundstückes  haben  für  den  rückständigen 
Theil  des  Kaufpreises  —  ex  jure  reservati  dominii  —  nur  Anspruch 
auf  einen  diesem  Theil  entsprechenden  Rentenantheil,  auf  eine 
immerwährende  Rentenabfindung. 

5)  Darlehen  auf  Grundbesitz  können  nur  in  Form  des  Renten- 
kaufs aufgenommen  werden. 

6)  Alle  den  Grundbesitz  aus  Erbtheilungen,  Verkäufen  oder 
Capitalaufnahmen  dinglich  belastenden  Obligationen  sind  selbständige 
Rentenobligationen . 

7)  Die  urkundliche  Form  für  die  den  Grundbesitz  dinglich 
belastende  Obligation  ist  der  Rentenbrief. 

8)  Es  werden  qualificirte  oder  Landrentenbriefe  creirt.  Solche 
Qualifikation  erhalten  diejenigen  Rentenbriefe,  die  in  der  Inhaber- 
form und  unter  solidarischer  Verhaftung  des  Grundbesitzes  des 
Landes  ausgestellt  sind. 

9)  Landrentenbriefe  sind  das  gesetzliche  Lösungs-  oder  Zahlungs- 
mittel für  alle  Rentenobligationen. 

10)  In  allen  Verkäufen  unter  öffentlicher  Autorität  darf  die 
Deckung  des  Kaufpreises  nur  entweder  durch  Uebernahme  von 
Rentenschulden  oder  durch  Rentenzahlung  —  mittelst  Landrenten- 
briefen  —  erfolgen. 

11)  Um  dem  bezeichneten  Theil  der  Rentenbriefe  die 
Qualifikation  von  Landrentenbriefen  zu  verleihen,  wird  aus  den 
verbundenen  Grundbesitzern  eine  Behörde  errichtet,  welche  die 
Grenze  bestimmt,  bis  zu  der  Rentenbriefe  dieser  Qualifikation  auf 
jedes  Gut  ausgefertigt  werden  dürfen;  welche  der  Ausfertigung 
dieser  Briefe  vorsteht;  die  pünktliche  Zahlung  der  Renten  ver- 
mittelt; für  die  Förderung  des  Curses  der  Briefe  thätig  ist;  den 
Wirthschaftsbetrieb  der  Grundbesitzer  überwacht,  —  kurz,  analog 
den  heutigen  Landschaftsbehörden,  die  ganze  Competenz,  die  zur 
gedeihlichen  Leitung  eines  solchen  Landrentenbriefinstituts  erforder- 
lich ist,  ausübt. 

Diese  praktischen  Vorschläge  beseitigen  die  „Gefahr,  Lüge 
und  Spielchance, a   welche  die  kündbare  Kapitalschuld  mit  sich  führt. 

Es  sei  hier  gleich  bemerkt,  dass  die  Meisten,  welche  der 
Prämisse  von  R  zustimmen,  dass  in  der  Freiheit  des  Grundbesitzes 
die  Ursache  seiner  wachsenden  Schuldenlast  liege,  daraus  den 
Schluss  ziehen,  dass  die  Freiheit  des  Grundeigenthums  beschränkt 
werden  müsse. 


Wenn  man  aber,  wie  R.  II,  S.  XV  sagt:  „Frei  verkaufen,  frei 
vererben,  frei  verschulden  sollen  und  wollen  wir  unsere  Grundstücke 
können,"  so  ist  die  Frage,  um  die  es  sich  hier  handelt,  einfach  die: 

„Welches  ist  die  zweckmässigste  Gestaltung  des  ländlichen 
Immobiliarschuldenwesens  ?" 

Stellt  man  die  Frage  so,  dann  ist  es  a  priori  wahrscheinlich, 
dass  es  keine  absolut  beste  Form  gibt  für  alle  Länder,  für  sichere 
und  unsichere  Immobiliarschulden  und  für  Befriedigung  aller  legi- 
timen individuellen  Creditbedürfnisse.  Wenn  dem  so  ist,  dann  müssen, 
wie  es  gegenwärtig  der  Fall  ist,  mehrere  Formen  neben  einander 
zulässig  sein. 

Für  die  Frage:  „Welches  ist  die  zweckmässigste  Gestaltung 
des  ländlichen  Immobiliarschuldenwesens?"  ist  es  ganz  gleichgiltig, 
aus  welcher  Ursache  die  Immobiliarschulden  entstanden  sind  und 
entstehen.  Denn  selbst  wenn  gar  keine  ländliche  Immobiliarschuld 
Abfindungscredit  wäre,  so  würden  dennoch  die  praktischen  Vor- 
schläge von  R.  die  allein  berechtigten  sein,  wenn  durch  sie  die 
Creditbedürfnisse  in  allen  Fällen  am  zweckmässigsten  befriedigt 
würden.  Und  umgekehrt,  wenn  alle  Immobiliarschulden  „Abfindungs- 
credit" wären  und  die  Hülfe  von  Kapitalisten  hierzu  nie  in  Anspruch 
genommen  worden  wäre,  so  dürften  doch  die  praktischen  Vorschläge 
von  R.  nicht  verwirklicht  werden,  wenn  andre  Formen  zweckmässiger 
sind.  Unter  zweckmässigster  Gestaltung  des  ländlichen  Immobiliar- 
schuldenwesens ist  aber  nicht  blos  die  technisch  zweckmässigste 
Gestaltung  des  Schuldverhältnisses  zwischen  Gläubiger  und  Schuldner 
zu  verstehen,  sondern  es  sind  hierbei  auch  Forderungen  der  Volks- 
wirthschaftspolitik  zu  berücksichtigen. 

Nach  den  praktischen  Vorschlägen  von  R.  werden  Immobiliar- 
schulden in  der  folgenden  Weise  eingegangen:  Bei  jedem  Gutei 
und  sei  es  auch  nur  eine  Parzelle,  wird  der  Ertragswerth  ab- 
geschätzt. Dieser  Ertragswerth  wird  in  Form  von  Rentenbriefen 
verpfändet,  welche  entweder  Landrentenbriefe  oder  Gutsrenteu- 
briefe  sind.  Landrentenbriefe  werden  für  den  Theil  des  Renten- 
ertrags ausgegeben,  der  für  sicher  gehalten  wird,  und  zwar  unter 
solidarischer  Haft  des  gesammten  ländlichen  Grundbesitzes  im 
Staate.  Gutsrentenbriefe  werden  für  den  übrigen  nicht  unbedingt 
sichern  Theil  des  Rentenertrags  ausgegeben.  Die  Tilgung  der 
Immobiliarschulden  findet  statt: 

a)  Bei  Landrentenbriefen   factisch   dadurch,    dass  der   Grund- 
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besitzer  in  den  Besitz  von  Landrentenbriefen  gelangt  und  factisch 
und  formell  dadurch,  dass  er  die  Landrentenbriefe  der  betreuenden 
Behörde  einliefert. 

b)  Bei  Gutsrentenbriefen  factisch  dadurch,  dass  der  Eigen- 
tümer des  Gutes  (Schuldner  gibt  es  ja  nicht)  Landrentenbriefe 
erwirbt  und  factisch  und  formell  dadurch,  dass  er  diese  Land- 
rentenbriefe gegen  die  Gutsrentenbriefe,  mit  denen  sein  Gut  be- 
lastet ist,  umtauscht.  Hierzu  steht  ihm  jederzeit  das  Recht  zu. 

Diese  Vorschläge  von  R.  enthalten  aber  in  einem  der 
wesentlichsten  Punkte,  nämlich  der  Tilgung,  eine  contradictio  in 
adjecto. 

R.  nimmt  einfach  an,  der  Eigenthümer  eines  Gutes,  das  mit 
Gutsrentenbriefen  belastet  ist,  würde  zum  Ankaufe  von  Land- 
rentenbriefen die  Beträge  verwenden,  welche  er  bisher  zur  Amor- 
tisation bestimmte  und  noch  mehr.  Das  ist  möglich.  Aber  die  er- 
worbenen Landrentenbriefe  wird  er  behalten  und  sie  nicht  gegen 
die  Gutsrentenbriefe,  die  auf  seinem  Gute  haften,  umtauschen. 
Diese  Gutsrentenbriefe  hat  er  ja  factisch  getilgt,  sobald  er  Be- 
sitzer des  gleichen  Betrags  von  Landrentenbriefe  ist  und  er  würde  ja 
einen  grössern  Werth  gegen  einen  geringern  vertauschen. 

Hier  kann  man  ohne  Uebertreibung  sagen:  Solange  die 
menschliche  Natur  sich  nicht  ändert,  ist  es  undenkbar,  dass  ein 
vom  wirtschaftlichen  Selbstinteresse  geleiteter  Grundbesitzer  je- 
mals freiwillig  Gutsrentenbriefe  gegen  Landrentenbriefe  einlösen 
werde  -1). 

Eingelöst  würden  die  Gutsrentenbriefe  nur  dann  werden,  wenn 
der  Gläubiger  sich  zu  einem  genügenden  Nachlass  bereit  erklärte.  2) 
Jede  projectirte  Einlösung  wäre  ein  Hin-  und  Herbieten  über 
den  nothwendigen  Nachlass,  jeder  wirkliche  Umtausch  ein  schliess- 
lich von  Erfolg  gekröntes  Hin-  und  Herbieten  hierüber. 

Wenn  dies  richtig  ist,  so  glauben  wir  nicht,  dass  irgend  Je- 
mand so  leicht  die  Einführung  einer  derartigen  Verschuldungs- 
form  befürworten  wird. 

Die  einzige  Möglichkeit,  den  Widerspruch  in  den  R'schen 
Vorschlägen  zu  beseitigen,  besteht  darin,  dass    man    dem    Grund- 

')  Eine  Ausnahme  findet  statt,  wenn  entwertetes  Papiergeld  existirt  und 
für  die  Zinszahlung  der  Gutsrentenbriefe  ausdrücklich  Metall  stipulirt  ist. 
Aehnlich  kann  es  bei    Schwankungen  zwischen  Gold  und  Silber  sein. 

2)  Aehnlich  Conrad  in  Hildebrand's  Jahrbücher  f.  N.  u.  St.  XIV.,  S.  176. 
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besitzer  das  Recht  einräumt,  die  Gutsrentenbriefe  gegen  einen  ge- 
ringern Betrag  von  Landrentenbriefen  einzulösen,  z.  B.  1000  M« 
Gutsrentenbriefe  müssen  auf  Verlangen  des  Grundbesitzers  gegen 
900  M.  Landrentenbriefe  umgetauscht  werden.  Die  Gläubiger 
werden  sich  dadurch  entschädigen,  dass  sie  beim  Eingehen  des 
Schüldverhältnisses  sich  noch  mehr  Rente  abtreten  lassen,  als  sie 
ohnehin  erhalten  müssen,  weil  Gutsrentenbriefe  Nachhypotheken 
sind.  Ausserdem  hätten  sie  sich  gegen  Kündigung  in  den  ersten 
Jahren  zu  sichern.  Die  R'schen  Vorschläge  stünden  dann  allerdings 
nicht  mehr  mit  sich  selbst  in  Widerspruch,  aber  an  eine  praktische 
Ausführung  wäre  nicht  zu  denken. 

Lässt  man  aber  die  Land-  und  Gutsrentenbriefe  bei  Seite  — 
und  man  muss  sie  bei  Seite  lassen  —  so  hat  man  die  alte  un- 
kündbare Kapitalschuld ;  es  existiren  dann  gar  keine  R'schen 
Vorschläge  mehr. 

Da  die  praktischen  Vorschläge  von  R.  doch  technisch  un- 
möglich sind,  so  sollen  von  den  weitern  Bedenken  gegen  dieselben 
nur  einige  gegen    die  Landrentenbriefe    kurz    angedeutet    werden. 

Wenn  es  sich  um  Meliorationen  handelt,  die  für  ganze 
Districte  nützlich  oder  nothwendig  sind,  da  lässt  sich  die  Solidar- 
haft  sämmtlicher  Grundbesitzer  rechtfertigen.  Aber  mit  welchem 
Recht  will  R.  sämmtliche  schuldenfreien  Grundbesitzer  zwingen, 
für  alle  Landrentenbriefschulden  mitzuhaften,  also  auch  für 
Restkaufgelder  und  Schulden  wegen  Unwirthschaftlichkeit?  Gerade 
bei  den  Landrentenbriefen  könnte  die  Solidarhaft  am  ehesten 
zur  praktischen  Anwendung  kommen  in  Folge  der  Verände- 
rungen des  Geldwerths.  Landrentenbriefschulden  sind  ja  nichts 
als  das  Versprechen,  ,,immerwährendu  jährlich  eine  bestimmte 
Summe  in  gesetzlicher  Währung  zu  zahlen.  Garantirte  Landrenten- 
briefe, die  bei  ihrer  Aufnahme  50  Procent  der  Gutsrente  absor- 
birten,  können  50  oder  75  Jahre  später  gleich  100  oder  125 
Procent  der  Gutsrente  sein,  wenn  diese  unverändert  geblieben 
und  der  Geldwerth  um  100  oder  150  Procent  gestiegen  ist.  Wenn 
Veränderungen  des  Geldwerths  in  derartigem  Umfange  auch  nicht 
wahrscheinlich  sind,  so  sind  sie  doch  schon  öfter  in  der  Geschichte 
dagewesen.  Bei  Amortisationshypotheken  und  kündbaren  Kapital- 
schulden können  Verluste  der  Bürgen  durch  die  Amortisation 
und  durch  rechtzeitige  Kündigung  vermieden  werden.    Bei  R.  hin- 
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gegen  ist  aber  Unkündbarkeit  seitens  der  Gläubiger  und  ihrer 
Stellvertreter  eine  Hauptforderung. 

Es  ist  jetzt  zu  erörtern,  was  R.  über  die  seitens  des 
Gläubigers  unkündbare  Kapitalschuld  oder  den  Justus  Möser'schen 
Rentenkauf  sagt.  „Was",  ruft  der  Anhänger  von  R  aus,  „die  un- 
kündbare Kapitalschuld  oder  der  J.  Möser'sche  Rentenkauf.  Der 
von  R.  so  hoch  gepriesene  Möser'sche  Rentenkauf  soll  identisch 
sein  mit  der  unkündbaren  Kapitalschuld,  die  R.  auf  das  Heftigste 
bekämpft  und  als  „Wechselbalg"  (IL,  S.  XIV)  verhöhnt.  Das  ist 
ein  Druckfehler,  das  muss  heissen  die  unkündbare  Kapitalschuld 
und  der  J.  Möser'sche  Rentenkauf." 

Nein,  es  ist  kein  Druckfehler.  Der  hochgepriesene  Möser'sche 
Rentenkauf  ist  nichts  anderes  wie  der  „Wechselbalg"  unkündbare 
Kapitalschuld  und  wir  müssen  bei  unserer  Ansicht  beharren,  bis 
ein  Unterschied  zwischen  beiden  nachgewiesen  ist,  wir  konnten 
keinen  entdecken.  Wie  später  S.  49  f.  gezeigt  werden  wird,  begeht 
R.  hier  den  Fehler  der  Equivocation 

Die  unkündbare  Kapitalschuld  ist  absolut  nichts  anderes  als 
eine  feste  Rente,  bei  welcher  im  Voraus  festgesetzt  ist,  dass  sie 
durch  Zahlung  einer  fixen  Summe  seitens  des  Schuldners  getilgt 
werden  kann.  Ausserdem  kann  die  Forderung  einer  Kapital- 
ablösung nur  in  zwei  Fällen  vorkommen. 

a)  Wenn  das  verpfändete  Grundstück  seinen  Eigenthümer 
wechselt; 

b)  Bei  Subhastationen. 

In  dem  ersten  Falle  kann  man  auch  festsetzen,  dass  die  Zu- 
stimmung des  Gläubigers  nicht  erforderlich  ist.  x)  In  dem  zweiten 
Falle  könnte  festgesetzt  werden,  dass  die  Forderung  der  Gläubiger 
nur  fällig  wird,  wenn  die  Rente  gefährdet  ist.  Der  ganze  Unter- 
schied zwischen  den  R'schen  Vorschlägen  und  der  unkündbaren 
Kapitalschuld  ist  der,  dass  bei  der  letztern  die  Ablösung  der 
Rente  nach  Belieben  des  Schuldners  durch  einen  fixen  Geldbetrag, 
bei  der  ersten  hingegen  durch  eine  variirende  Geldsumme,  näm- 
lich Landrentenbriefe,  erfolgt. 

Die  seitens  des  Gläubigers  unkündbare  Kapitalschuld  oder 
der  J.  Möser'sche  Rentenkauf  hat   grosse    Bedenken    gegen    sich. 

')  Um  die  Untersuchung  nicht  zu  complicirt  zu  machen,  ist  dies  für  alle 
Grundschulden  angenommen,  mit  Ausnahme  der  ia  kurzer  Frist  kündbaren 
Kapitalschuld,  für  welche  es  gleichgiltig  ist. 


44 


Sinkt  der  Zinsfuss,  so  wird  die  Rente  des  Gläubigers  reducirt  und 
wenn  der  Zinsfuss  steigt,  so  geräth  die  Tilgung  ganz  ins  Stocken. 
Der  letzte  Punkt  steht  mit  den  Forderungen  der  Volkswhthschafts- 
politik  so  in  Widerspruch,  dass  u.  E.  die  Wiedereinführung  der 
unkündbaren  Kapitalschuld  unzweckmässig  wäre. 

Der  Zinsfuss  sei  5  Procent.  Bei  Eintragung  einer  Rente  von  1000 
wird  alsdann  festgesetzt,  dass  durch  Zahlung  von  20,000  diese  Rente 
jederzeit  von  dem  Grundbesitzer  getilgt  werden  kann.  Fällt  der  Zinsfuss 
auf  4  Procent,  so  wird  der  Grundbesitzer  einfach  den  Gläubiger 
zwingen,  die  Rente  von  1000  auf  800  zu  reduciren.  Im  Weigerungs- 
falle wird  er  von  einem  neuen  Gläubiger  20.000  aufnehmen  gegen 
eine  jährliche  Rente  von  800  und  den  alten  Gläubiger  so  durch 
einen  neuen  ersetzen.  Bei  jedem  weitern  Rückgange  des  Zinssatzes 
wird  sich  dies  wiederholen.  Steigt  hingegen  der  Zinsfuss  wieder, 
so  wird  die  Schuldentilgung  ganz  ruhen.  Denn  bei  einem  Zins- 
fusse  von  5  Procent  wird  kein  Grundbesitzer  eine  ihm  gegenüber 
unkündbare  Rente  von  800  mit  20.000  tilgen ;  wenn  er  die  20.000 
besitzt,  wird  er  sie  lieber  selbst  zu  5  Procent  ausleihen.  Nur 
wenn  der  Gläubiger  sich  zu  einem  Nachlasse  bis  zu  4000  bereit 
erklärt,  wird  die  Rente  getilgt  werden.  Die  Gläubiger  würden  sich 
für  diese  Nachtheile  dadurch  entschädigen,  dass  sie  sich  bei  Ein- 
gehen des  Schuldverhältnisses  etwas  mehr  Rente    abtreten    lassen. 

In  der  Schrift  „Für  den  Credit  der  Grundbesitzer",  Berlin 
1847,  verlangt  R.  noch  die  Einführung  des;  J.  Möser'schen  Renten- 
kaufs. Die  Erkenntniss,  dass  bei  dieser  Verschuldungsform  die 
Schwankungen  des  Zinsfusses  zur  Verkürzung  der  Gläubiger  dienen 
und  die  Schuldentilgung  weit  hinter  dem  Möglichen  zurückbleibt, 
hat  R.  wahrscheinlich  veranlasst,  durch  eine  neue  Verschuldungs- 
form diesen  Nachtheiien  abzuhelfen.  Durch  die  Landrenten-  und 
Gutsrentenbriefe  wird  zwar  bewirkt,  dass  die  Schwankungen  des 
Grundwerthes  und  der  Grundschulden  conform  sind,  aber  die 
Schuldentilgung  wird  fast  unmöglich  gemacht,  was  R.  übersieht. 

Was  R.  II,  S.  51  f.  gegen  die  Unmöglichkeit  der  unkünd- 
baren Kapitalschuld  ausführt,  gilt  Wort  für  Wort  auch  für  seine 
Gutsrentenbriefe,  wenn  die  „Unmöglichkeit"  bei  beiden  nicht  dadurch 
beseitigt  würde,  dass  eben  mehr  Rente  und  mehr  Zins  wegen  der 
geringern  Sicherheit  hergegeben  werden  müsste. 

Nach  R.   wird  durch    die   unkündbare  Kapttalschuld   nur    die 
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„Lüge'1  beseitigt,  d.  b.  das  unerfüllbare  Versprechen,  bei  Verfall  das 
Kapital  zurückzuzahlen,  nicht  aber  die  „Gefahr"  und  „Spielcbance'*. 
R.  nimmt  IL,  S.  48  ff.  als  Beispiel  an,  eine  Kapitalschuld  von 
75,000  werde  unkündbar  für  den  Gläubiger  zu  4%  eingetragen. 
Der  Zinsfuss  steigt  alsdann  auf  6%  und  der  Gutswerth  sinkt  von 
100,000  auf  66,6662  3  herab.  R.  meint  nun,  der  Besitzer  habe  dann 
33,333*  3  verloren,  die  Vor- und  Mitbesitzer  durch  die  „Spielchance" 
33,333 V3  gewonnen.  Auch  mit  der  Möglichkeit  einer  weitern  Ver- 
schuldung ist  es  alsdann  aus,  denn  auf  ein  Gut  von  66,6662/3 
Wertb,  auf  dem  75,000  Hypotheken  halten,  leiht  Niemand  mehr. 
Bei  einem  Verkaufe  fallen  gegen  10,000  (?)  der  eingetragenen  Hy- 
pothekenschulden aus.  Also  bleiben  die  „Gefahr"  und  die  „Spiel- 
chance". 

Bekker  hat  dem  gegenüber  schon  mit  Recht  hervorgehoben, 
dass  eine  vierprocentige  unkündbare  Kapitalschuld  nichts  ist,  und 
also  auch  nicht  anders  wirken  kann,  wie  eine  Rente  von  3000. 

Die  für  beide  Theile  unkündbare  Kapitalschuld  braucht  nicht 
in  Erwägung  gezogen  zu  werden,  weil  deren  Wiedereinführung  von 
Niemand  befürwortet  wird. 

Die  für  beide  Theile  unkündbare  Amortisationshypothek  ist 
nichts  als  eine  Zeitrente  und  unterscheidet  sich  von  der  unkünd- 
baren Kapitalschuld  oder  dem  Möser'schen  Rentenkauf  nur  dadurch, 
dass  die  Schuld  durch  Amortisation  getilgt  wird,  statt  durch  eine 
einmalige  Kapitalzahlung.  Was  R.  durch  seine  praktischen  Vor- 
schläge anstrebt,  ist  hier  schon  längst  erreicht,  nämlich  die  Be- 
seitigung der  „Gefahr,  Lüge  und  Spielchance",  um  im  R'schen 
Style  zu  sprechen. 

Es  soll  nun  gezeigt  werden,  dass  durch  die  Lehren  von  R. 
selbst  die  bestrittene  Möglichkeit  der  Zahlung  einer  Amortisations- 
quote aus  dem  Gute  heraus  bewiesen  wird.  R.  bekennt  sich  II, 
S.  11  Anmerkung,  II,  S.  21  ff.  Anmerkung  u.  a.  0.  ausdrücklich 
zu  der  Ansicht  von  Adam  Smith : 

„Das  Einkommen  des  Unternehmers  ist  im  Ganzen  ein  überall 
gleicher  Procentsatz  des  Kapitalbesitzes  des  Unternehmers,  welcher 
höher  als  der  Zinsfuss  ist". 

Führen  wir  die  Consequenzen  dieser  Ansicht  einmal  an  den  von 
R.  II,  S.  6  Anmerk.  3  als  Beispiel  angeführten  drei  mecklenburgischen 
Domänen  Barnin,  Markov  und  Lehsten  durch.  Das  Unternehmerein- 
kommen sei  8%,  der  Zinsfuss  4%.  Ich  will  Landwirth  werden  und 
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besitze  210,000  Th.  Damit  kann  ich  Barnin  gerade  kaufen1).  Ich 
beziehe  alsdann  4%  von  170,000  =  6800  +  8%  von  40,000  Betriebs- 
kapital =  3200,  zusammen  =  1  0,  0  0  0  T  h. 

Lehsten  kostet  209,500  +  50,000  =  259,500  Th.,  ich  muss  also 
49,500  Th.  schuldig  bleiben.  Ich  beziehe  4%  von  209,500  — 
49,500  =  6400-|-8°/0  von  50,000  =  4000,  zusammen  =  1  0,40  0  Th. 

Markov  kostet  255.000  -|-  60,000  =  315,000  Th.,  ich  muss 
also  105,000  Th.  schuldig  bleiben.  Ich  beziehe  alsdann  40/0  von 
255,000—105,000  =  6000 -|- 8%  von  60,000  =  4800,  zusammen 
=  10,800  Th.  Ich  beziehe  also  bei  Markov  800  Th.,  bei  Lehsten 
40  0  Th.  mehr  als  bei  Barnin. 

Aus  den  Lehren  von  R.  ergibt  sich  die  Consequenz,  dass  bei 
gleichem  werbenden  Vermögen  der  Besitzer  eines  grösseren  aber 
verschuldeten  Gutes  ein  grösseres  Unternehmereinkommen  bezieht 
als  der  Besitzer  eines  kleinern  aber  schuldenfreien  Gutes.  Er 
kann  mithin  das  gerade  in  Folge  der  Verschuldung  erzielte  grössere 
Einkommen  zur  Amortisation  verwenden.  Nach  unserer  Ansicht 
erzielen  nicht  blos  bei  der  R.'schen  Auffassung,  sondern  bei  jeder 
Auffassung  des  Unternehmereinkommens  die  tüchtigem  Landwirt  he 
ein  grösseres  Unternehmereinkommen  bei  einem  grössern  verschul- 
deten Gute  als  bei  einem  kleinern  schuldenfreien  Gute  und  hierin 
liegt  gerade  eine  Haupt  Ursache  der  Verschuldung.  Die  Möglichkeit 
der  Amortisation  erscheint  mithin  ausser  Frage.  Bei  Selbstbewirth- 
schaftung  wirft  eben  Grundbesitz  nicht  nur  Rente  sondern  auch 
Unternehmergewinn  ab. 

Hinsichtlich  der  Amortisationsfrage  stimmen  wir  im  Wesent- 
lichen mit  dem  überein,  was  Knies  „Geld  und  Credit" :  Der  Credit, 
2.  Hälfte  S.  356—64  hierüber  sagt. 

Unzweckmässig  ist  die  Amortisation  in  den  Fällen,  wo  aller 
Voraussicht  nach  wegen  der  später  eingetragenen  ganz  oder  theilweise 
tilgbaren  Hypotheken  oder  aus  andern  Gründen  doch  keine  effective 
Schuldentilgung  stattfindet. 

Wenn  R.  II,  S.  64  ferner  behauptet,  unsichere  Hypotheken 
seien  wegen  des  höhern  Zinses  und  der  Amortisation  den  Grund- 
besitzern  zu   theuer,    so   ist  darauf  zu  erwidern,    dass  die  Risiko- 


!)  Da  R.  keinen  höhern  Tauschwerte  des  Bodens  annimmt,  wird  auch 
von  uns  keiner  angenommen.  Die  Pachtrente  von  Barnin  ist  zu  6800  Th. 
(statt  6830),  die  von  Lehsten  mit  8380  Th.  und  die  von  Markov  zu  10,200  Th. 
gerechnet. 
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prämie  bei  Zeitrenten  geringer  ist,  als  bei  der  unkündbaren  Kapi- 
talschuld oder  den  unmöglichen  Gutsrentenbriefen.  Mit  der  Risiko- 
prämie für  unsichere  Hypotheken  hat  es  sich  R.  überhaupt  bequem 
gemacht,  sie  existirt  für  ihn  nur  zu  polemischen  Zwecken. 

Die  kündbare  Kapitalschuld  ist  nach  R.  unter  allen  Umstän- 
den für  den  Grundbesitz  verderblich.  U.  E.  wird  man  aber  die 
kündbare  Kapitalschuld  verschieden  beurl heilen  müssen,  je  nach- 
dem man  unterscheidet: 

a)  Die  nach  kurzer  Frist  seitens  des  Gläubigers  oder  beider 
Theile  kündbare  Kapitalschuld 

b)  Die  erst  nach  längerer  Zeit  (z.  B.  nach  12,  20  u.  s.  w. 
Jahren)  fällige  Kapitalschuld 

Ferner  je  nachdem  man  unterscheidet  sichere  und  unsichere 
Hypotheken. 

Als  sichere  Hypothek  ist  die  in  kurzer  Zeit  kündbare  Ka- 
pitalschuld im  Allgemeinen  uDzweckmässig  wegen  der  Zinsfuss- 
schwankungen  und  weil  es  den  Grundbesitzern  mitunter,  namentlich 
bei  Krisen,  sehr  schwierig  sein  wird,  für  gekündigte  sichere  Hypo- 
theken Ersatz  zu  finden,  selbst  bei  entwickelten  Creditverhältnissen. 
Von  einer  Gefahr  kann  man  hier  eigentlich  nicht  sprechen.  Indessen 
ist  nicht  zu  übersehen,  dass,  wenigstens  in  Deutschland  und  Oester* 
reich,  ein  grosser  Theil  der  in  kurzer  Frist  kündbaren  Hypotheken 
Sparkassen  gehört,    die  factisch  selten  kündigen. 

Es  ist  noch  hervorzuheben,  dass  für  die  Hypotheken,  die  wir 
als  durchlaufende  Posten  bezeichnen,  die  kündbare  Kapitalschuld  gar 
nicht  zu  entbehren  ist.  Die  Amortisationshypot.hek  wäre  hier  in  vielen 
Fällen  unzweckmäßig.  Ein  übernehmender  Erbe  muss  sich  z.  B. 
verschulden.  Nach  dem  Tode  seines  70jährigen  Schwiegervaters 
kann  er  die  Schuld  zurückzahlen.  Am  besten  wird  ihm  eine  Hypothek 
passen,  die  er  jederzeit  kündigen  kann  und  der  Gläubiger  erst  nach 
etwa  \)  Jahren. 

t,ren  die  nach  längerer  Frist  kündbare  sichere  Kapitalschuld 
haben  wir  nichts  einzuwenden,  nur  wäre  zu  wünschen,  dass  die 
Kündigungsfristen  länger  wären,  als  bis  jetzt  üblich  ist.  Entgegen- 
stehende gesetzliche  Bestimmungen  wären  aufzuheben. 

Die  in  kurzer  Frist  kündbare  unsichere  Kapitalschuld  ist  für 
die  Grundbesitzer  gefährlich.  Doch  wird  innerhalb  des  letzten 
Drittels  des  Bodenwert hes  diese  Schuldform  noch  am  billigsten  für 
den  Schuldner  sein.  Der  Gläubiger  kann  hier  noch  mit  relativ  geringer 
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Verlustprämie  Darlehen  geben,  weil  es  ihm  wegen  der  kurzen  Kün- 
digungsfrist oft  möglich  sein  wird,  bei  Gefahr  noch  rechtzeitig  zu 
kündigen.  Bei  Darlehen  mit  langer  Kündigungsfrist  müsste  die  Ver- 
lustprämie viel  höher  sein  und  bei  Amortisationshypotheken  müsste 
ausserdem  noch  eine  Tilgungsquote  entrichtet  werden.  Die  Schuldner 
werden  aber  noch  viel  mehr  als  die  bedeutende  Verlustprämie  zahlen 
müssen.  Denn  hier  fehlt  die  ausgleichende  Wirkung  der  Concurrenz, 
weil  Viele  das  Odium  des  Wuchers  scheuen  werden,  das  wegen  des 
hohen  Zinsfusses  auf  sie  fallen  kann,  auch  wenn  derselbe  die  blosse 
Verlustprämie  nicht  übersteigt.  Die  in  kurzer  Frist  fällige  Kapital- 
schuld ist  also  hier  zwar  gefährlich,  aber  häufig  allein  möglich  und 
daher  nicht  zu  entbehren. 

Wir  können  unser  Urtheil  dahin  zusammenfassen,  dass  die 
praktischen  Vorschläge  von  R.  überhaupt  technisch  nicht  möglich 
sind.  Zu  wünschen  bleibt  nur,  dass  in  zahlreichen  Fällen  bei  Immo- 
biliarschulden  die  Kündigungsfristen  viel  länger  wären  oder  dass  an 
Stelle  der  kündbaren  Kapitalschuld  die  Amortisationshypothek  trete. 
Ausserdem  ist  vielfach  bei  Klein-  und  Mittelbesitz  eine  bessere  Or- 
ganisation des  Immobiliarcredits  nöthig. 


Einige  Hauptansichten  von  Rodbertus. 

Nach  diesen  Erörterungen  kann  nunmehr  die  R'sche  Lehre  von 
dem  Gegensatze  des  Kapitalprincips  und  des  Rentenprincips  bei 
Verschuldung  des  Grundbesitzes,  sowie  bei  allen  Rechtsgeschäften, 
die  den  Grundbesitz  betreifen,  untersucht  werden. 

Es  ist  dies  eine  der  wichtigsten  Lehren  bei  R.  Die  Ver- 
schuldung nach  dem  Kapitalprincip  umfasst: 

a)  Die  kündbare  Kapitalschuld. 

b)  Die  Amortisationshypothek. 

c)  Die  unkündbare  Kapitalschuld. 

Die  Verschuldung  nach  dem  Rentenprincip  umfasst  : 

a)  Die  R'schen  Landrenten-  und  Gutsrentenbriefe. 

b)  Den  Justus  Möser'schen  Rentenkauf. 

Grundbesitz  wirft  nur  Rente  ab,  ist  mithin  ein  immerwährender 
Rentenfonds  und  wird  erst  rückwärts  ein  —  fiktives  —  Kapital, 
indem  die  Grundrente  mit  dem  landesüblichen  Zinsfusse  kapitalisirt 
wird.  Der  Kapitalwerth  des  Grundbesitzes  verändert  sich  desshalb 
entgegengesetzt  den  Schwankungen  des  Zinsfusses.  Während  Grund- 
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besitz  seiner  Natur  entsprechend  nach  dem  Rentenprincip  zu  be- 
handeln wäre,  wird  er  bei  allen  Rechtsgeschäften  wie  ein  Kapital, 
das  sich  seinem  Werthe  nach  umsetzt  und  reproducirt,  behandelt. 
Der  Werth  eines  solchen  Kapitals  bleibt  von  den  Veränderungen 
des  Zinsfusses  ganz  unberührt.  Wegen  dieser  dem  Kapitale,  das  sich 
beständig  seinem  Werthe  nach  umsetzt  und  erneut,  inhärenten 
Eigenschaft,  bleibt  der  Kapitalwerth  der  Grundschulden  unverändert, 
während  der  Grundwerth  durch  die  Variationen  des  Zinsfusses  den 
grössten  Schwankungen  unterliegt. 

Durch  die  Variationen  des  Zinsfusses  erhalten  die  Grund- 
eigenthümer  und  Grundgläubiger,  die  ja  grösstenteils  Vor-  und 
Mitbesitzer  waren,  unverdiente  Gewinne  und  erleiden  unverschuldete 
Verluste  in  grossem  Umfange,  der  Grundbesitz  wird  zu  einem 
Speculationsobjecte  und  viele  Grundbesitzer  werden  bankerott. 
Besonders  verderblich  ist  aber  das  Kapitalprincip  in  Form  der 
kündbaren  Kapitalschuld  wegen  des  Kündigungsrechtes. 

Die  hier  dargestellte  Lehre  von  R.  ist  nun  in  ihren  einzelnen 
Theiien  zu  prüfen  und  zwar  zunächst  der  Satz,  dass  der  Grund- 
besitz in  allen  Rechtsgeschäften  wie  ein  Kapital  „das  sich  beständig 
seinem  Werthe  nach    umsetzt  und  reproducirt"  behandelt  werde 

Das  Wort  „Kapital"  hat  verschiedene  Bedeutungen.  Die  eine 
ist  Kapital  Product  der  Arbeit,  das  zur  weitern  Production  ver- 
wandt wird.  Das  ist  das  „Kapital,  das  sich  beständig  seinem  Werthe 
nach  umsetzt  und  erneut,"  wie  es  R.  nennt. 

Eine  zweite  Bedeutung  ist  aber  eben  diejenige  als  Renten- 
fonds, als  Ertragswerthfonds,  als  Tauschwerth  einer  Rente,  als  das 
was  Zinsen  abwirft  und  das  ist  es  ja  gerade,  was  R.  vom  Grundbesitz 
unaufhörlich  behauptet.  II,  S.  253,  sagt  R.  selbst :  „weil  wir  ferner 
Grundschulden  „Capitalien"  zu  nennen  pflegen."  R.  begeht  den 
Fehler  der  Equivocation,  indem  er  diese  zwei  Bedeutungen  des  Wortes 
„Kapital"  beständig  confundirt.  So  sagt  R.  II,  S.  193 f.:  „Denn 
ein  Grundstück  hat.  als  ein  blosser  Rentenfonds,  nur  Ertragswerth, 
aber  keinen  Capitarwerth. — Aber  noch  mehr!  Wenn  ein  Grundstück 
bei  einer  Erbtheilung  als  Capitalwerth  getheilt  wird,  so  wird  es 
nicht  blos  nach  einem  Werthe  getheilt,  den  es  überhaupt  nicht 
besitzt.   ..." 

Ferner  II,  S.  21.;:  „Dies  ist  aber  kein  minder  grosser  Wider- 
spruch, denn  vor  der  nationalökonomiächen  Logik  ist  eine  unkünd- 
bare  Capitalschuld    keine    geringere    contrad.   in   adject.     als   eine 
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kündbare  Grundrentenschuld ,  da  gerade  die  Natur  des  Capitals 
darin  besteht,  sich  immer  seinem  vollen  Werthe  umzusetzen,  zu 
reproduciren  und  flüssig  zu  erhalten,  also  die  Eigenschaft,  die 
Kündbarkeit  ertragen  zu  können,  inhärent  hat." 

Nur  durch  diese  Equivocation  ist  es  verständlich,  dass  R.  den 
so  hoch  gepriesenen  J.  Moser1  sehen  Rentenkauf  wegen  des  Namens 
„unkündbare  Kapitalschuld :<  als  „Wechselbalg"  verhöhnt  und  verkennt, 
dass  die  Amortisationshypothek  nichts  ist,  als  eine  Zeitrente.  Hieraus 
erklärt  sich  ferner  die  Forderung  von  R.,  dass  der  Grundbesitz  in  allen 
Rechtsgeschäften  nach  dem  Rentenprincip  behandelt  werden  solle. 
So  z.  B.  sei  die  Abschätzung  nach  dem  Kapitalwerthe   zu  verbieten. 

Selbst  wenn  die  Annahme  vonR.,  dass  die  mit  dem  landesüblichen 
Zinsfuss  kapitalisirte  Rente  gleich  dem  Tauschwerthe  des  Grund- 
besitzes sei,  richtig  wäre,  so  würde  man  durch  das  Verbot  der 
Abschätzung  nach  dem  Kapitalwerthe  nur  eine  andere  Terminologie 
aber  nicht  die  geringste  sachliche  Aenderung  erreichen 

Nur  in  der  zweiten  Bedeutung  des  Wortes  Kapital  behandelt  die 
Gesetzgebung  den  Grundbesitz  als  Kapital  und  wird  es  auch 
ferner  thun  müssen.  Denn  jedes  andere  Verfahren  ist  ohne  Ver- 
kürzung einer  der  Parteien  nicht  möglich. 

Es  hat  sich  also  ergeben,  dass  der  Grundbesitz  in  den  betref- 
fenden Rechtsgeschäften  gar  nicht  wie  ein  Kapital  „das  sich  be- 
ständig seinem  Werthe  nach  umsetzt  und  reproducirt"  behandelt  wird. 

Es  ist  zweitens  nunmehr  zu  untersuchen,  ob  es  richtig  ist, 
dass  die  Schwankungeu  des  Kapitalwerthes  der  Grundschulden  und 
des  Grund  und  Bodens  selbst  wegen  der  Variationen  des  Zinsfusses 
einander  entsprechen,  wenn  die  Verschuldung  nach  dem  Renten- 
prineipe  stattfindet,  dass  hingegen  der  Grundwerth  entgegengesetzt 
den  Schwankungen  des  Zinsfusses  sich  verändert  und  der  Kapital- 
werth  der  Grundschulden  unverändert  bleibt,  wenn  die  Verschuldung 
nach  dem  Kapitalprincipe  geschieht. 

Bei  den  R'schen  Landrenten-  und  Gutsrentenbriefen  stimmen 
die  Schwankungen  des  Kapitalwerthes  der  Grundschulden  und  des 
Grundwerthes  wegen  der  Zinsfussschwankungen  zwar  überein,  aber 
diese  Verschuldungsform  ist  u.  E.  praktisch  unmöglich. 

Bei  dem  Justus  Möser'schen  Rentenkauf  findet  diese  Ueber- 
einstimmung  nur  statt,  wenn  beide  Parteien  verlieren.  Sinkt  hin- 
gegen der  Zinsfuss,  dann  gewinnt  der  Grundbesitzer  an  Kapital 
und  Rente  und  der  Grundgläubiger  verliert  zwar  nichts  am  Kapital, 
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aber  an  der  Rente.  Der  J.  Möser'sche  Rentenkauf,  der  mit  der 
unkündbaren  Kapital  schuld  identisch  ist,  ist  also  weder  eine  Ver- 
schuldungsform nach  dem  Kapitalprincipe  noch  nach  dem  Renten- 
principe. 

Bei  den  Amortisationshypotheken  verändern  sich  Kapitalwerth 
der  Grundschulden  und  Grundwerth  fast  ganz  conform,  nur  wenn 
der  Grundbesitzer  das  Recht  hat,  die  Schuld  jederzeit  ganz  oder 
zum  grössten  Theile  zu  kündigen,  ist  es  ähnlich  wie  bei  der  seitens 
des  Gläubigers  unkündbaren  Kapitalschuld.  Die  Amortisations- 
hypothek wäre  demnach  bereits  eine  Verschuldung  nach  dem 
Rentenprincipe. 

Der  Werth,  der  seitens  beider  Theile  kündbaren  Kapital- 
schuld wird  sich  theilweise  conform  den  Schwankungen  des  Grund- 
wertes wegen  der  Zinsfussvariationen  ändern,  wenn  sie  erst  nach 
längerer  Frist  kündbar  ist,  und  zwar  um  so  mehr,  je  grösser  der 
Zeitraum  bis  zur  Kündigungsfrist  ist.  Nur  wenn  die  Kapitalschuld 
in  kurzer  Frist  kündbar  ist,  ist  es  richtig,  dass  der  Kapitalwerth  der 
Grundschulden  unverändert  oder  fast  ganz  unverändert  bleibt, 
während  sich  der  Grundwerth  wegen  der  Zinsfussschwankungen 
ändert. 

Es  hat  sich  also  gezeigt,  dass  die  Annahme  von  R.,  der  Kapital- 
werth der  Grundschulden  und  der  Grundwerth  verändere  sich 
conform  den  Zinsfussvariationen  bei  Verschuldung  nach  dem 
Rentenprincipe ,  während  bei  Verschuldung  nach  .dem  Kapital- 
principe der  Werth  der  Grundschulden  unverändert  bleibe,  un- 
richtig ist.  R.  begeht  hier  wieder  den  erwähnten  Fehler  der  Equi- 
vocation,  verbunden  mit  einem  unberechtigten  Analogieschlüsse,  in- 
dem er  argumentirt :  Grundbesitz  wird  verschuldet  als  ob  er  ein 
Kapital,  das  sich  beständig  seinem  Werthe  nach  umsetzt  und  er- 
neut, wäre.  Solches  Kapital  bleibt  von  den  Zinsfussschwan- 
kungen unberührt,  folglich  bleiben  Grundschulden  nach  dem  Kapital- 
principe auch  von  den  Zinsfussschwankungen  unberührt.  Es  sei  hier 
davon  abgesehen,  dass  der  Werth  der  fixen  Kapitale  nicht  immer 
von  den  Zinsfussschwankungen  unberührt  bleibt. 

Der  Gegensatz  zwischen  Kapitalprincip  und  Rentenprincip  wie 
ihn  R.  lehrt  und  dem  er  die  grösste  Wichtigkeit  beilegt,  existirt 
nicht.  Es  liegt  im  ersten  Augenblicke  sehr  nahe,  Kapitalschuld 
und  Kentenschuld  einander  entgegenzusetzen.  Unter  den  praktisch 
bestehenden  Verschuldungsformen  Hesse  sich  ein  derartiger  Unter- 
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schied  zwischen  der  in  kurzer  Frist  kündbaren  Kapitalscbuld  und 
der  seitens  beider  Theile  unkündbaren  Amortisationshypothek 
machen,  aber  man  hätte  sofort  Zwischenglieder,  wodurch  die 
Unterscheidung   zwecklos,    wenn   nicht  unrichtig  würde. 

Es  ist  ferner  drittens  zu  prüfen,  ob  durch  die  Verschuldung  nach 
dem  Kapitalprincipe  der«  Grundbesitz  zu  einem  Speculationsobjecte 
werde.  Hiezu  ist  es  nöthig,  die  widersprechenden  Ansichten  von 
R.  über  das  Steigen  der  Grundrente  kurz  zu  streifen. 

In  den  „Socialen  Briefen"  ist  es  eine  Fundamental  lehre,  die 
Grundrente  habe  die  Tendenz  zu  steigen,  auch  abgesehen  von 
Meliorationen,  und  der  Zinsfuss  habe  die  Tendenz  zu  fallen;  nur 
die  Erklärung  ist  anders  wie  bei  Ricardo.  Besonders  klar  ist  diese 
Lehre  in  einem  Briefe  an  J.  Z.  ausgesprochen,  der  in 'der  Tübinger 
Zeitschrift  von  1879,  S.  225  ff.  veröffentlicht  wurde.  Trotzdem 
behauptet  R.,  dass  die  Grundrente  nach  dem  landesüblichen  und 
nicht  nach  einem  niedrigem  Zinssatze  kapitalisirt  werden  müsse. 
In  der  „Creditnoth"  wird  diese  ganze  Lehre  gleichfalls  vertreten.  So 
z.  B.  IL,  S.  144  f.:  „In  jedem  von  der  heutigen  volkswirtschaft- 
lichen Cultur  in  Besitz  genommenen  Lande,  in  jedem  Lande  also, 
in  welchem  schon  Grundrente  und  Capitalgewinn  als  besondere 
Einkommenszweige  geschieden  sind  und  desshalb  auch  der  Grund- 
besitz einen  besondern  Grundwerte  hat,  erhöht  sich  dieser  Grund- 
wert bei  Weitem  mehr  mittelst  Anwendung  von  beweglich 
bleibendem  —  stehendem  und  umlaufendem  —  Capital,  also  mittelst 
des  Pächtercapitals,  als  mittelst  Fixiruug  des  Capitals;  denn  wenn 
auch  eine  neue  Anlage  solchen  beweglichen  Capitals,  so  lange  sie 
vereinzelt  bleibt,  zunächst  nur  eine  Erhöhung  des  dem  Landwirth 
zufallenden  Capitalgewinns  nach  sich  zieht,  —  im  Wege  der  Con- 
currenz  wendet  nach  und  nach  die  Verallgemeinerung  der  Anlage 
diese  Erhöhung  des  Gewinns  des  Landwirths  doch  dem  Landbesitzer 
als  solchen  zu  und  erhöht  dadurch,  indem  sie  einen  Reinertrags- 
antheil,  der  eben  noch  Capitalgewinn  gewesen  war,  zu  Grundrente 
macht,  nur  noch  den  Grundwerth.  Zu  einem  geringeren  Theil  re- 
sultirt  aber  auch  solche  Erhöhung  des  Grundwerths  aus  einer 
Fixirung  von  Capital."  Hierzu  noch  die  Anmerkung:  ,, Sonst  hätten 
ja  auch  in  England,  das  seit  Jahrhunderten  im  Pachtsystem  bewirth- 
schaftet  wird,  Grundrente  und  Grundwerth  gar  nicht  steigen  können." 

Aehnlich  IL,  S.  123  et  passim. 

Hingegen  heisst  es  IL,  S.  151.: 
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„Der  Käufer  besitzt  ein  Vermögen  von  50.000,  bezahlt  nur 
die  eiteetive  Rente  und  anticipirt  nicht  im  Kaufpreis  die  Melio- 
rationen, aus  denen  er  noch  neue  Rente  gewinnen  könnte." 

Ferner  I.,  S.  99:  „wenn  er  (der  Käufer)  dann  nur  nach  der 
gegenwärtigen  Rente  abschliesst  und  in  der  von  ihm  selbst  noch 
zu  steigernden  Rente  nur  den  zukünftigen  Zusatz  seines  eigenen 
Vermögens  erkennt."   Vgl.  ferner  I.,  S.  30  f.   und    I.,    S.    74. 

Aus  diesen  Stellen  geht  klar  hervor,  dass  R.  nicht  nux  lehrt, 
das  Steigen  der  Grundrente  findet  abgesehen  von  den  Meliorationen 
statt,  sondern  auch  sagt,  es  finde  nur  wegen  derselben,  also  wegen 
Kapitalverwendungen  in  den  Boden,  statt.  Für  sich  allein  Hessen 
sich  diese  beiden  Ansichten  allerdings  in  Einklang  bringen,  wenn 
man  die  zweite  der  ersten  subsumiren  würde,  aber  der  ganze  Gedanken- 
gang der  ,,Creditnothu  macht  dies  unmöglich.  Nur  wenn  man  annimmt, 
dass  R's  Ansicht  dahin  gehe,  dass  das  Steigen  der  Grundrente  ausschliess- 
lich die  Wirkung  von  Kapitalverwendungen  sei,  ist  es  zu  verstehen,  dass 
R.  als  fast  alleinige  Ursache  der  Veränderungen  der  Bodenpreise  die 
Schwankungen  des  Zinsfusses  ansieht.  Bei  seiner  Ansicht,  dass  die 
„Freiheit  des  Grundeigentums1'  den  Grundbesitz  zu  immer  grösserer 
Verschuldung  zwinge,  würden  seine  praktischen  Vorschläge  ja  keine 
Abhilfe  gewähren  können,  wenn  ausser  dem  Zinsfusse  die  Veränderungen 
der  Grundrente  selbst  häufige  Werthschwankungen  des  Grundbesitzes 
verursachten.  Die  Thatsache,  dass  die  Käufer  die  Rente  mit  einem 
niedrigem  als  dem  landesüblichen  Zinsfusse  kapitalisiren,  erklärt 
R.  durch  die  unbegreifliche  Thorheit  der  Landwirthe,  die  Rente, 
die  sie  durch  „rastlosen  Fleiss"  erst  erwerben  werden,  ganz  oder 
theilweise  capitalisirt,  den  Verkäufern  schon  vorher  abzutreten. 
Hieraus  erklärt  sich  auch  die  Anschuldigung,  die  Verschuldung 
nach  dem  Capitalprincipe  mache  den  Grundbesitz  zu  einem  Ob- 
jecte  blos  speculativen  Besitzwechsels,  was  R.  nach  Ad.  Wagner 
EU  „meisterhaft''  nachgewiesen  haben  soll.  Das  folgende  Beispiel 
soll  die  Wirkungen  der  ,. Spielchance,"  wie  sie  nach  R.  stattfinden, 
schildern. 

Ein  Gut  mit  einer  Rente  von  10.000  ist  bei  einem  Zinssatze 
von  5°/0  200.000  werth.  Der  Käufer  bleibt  hiervon  160.000  schuldig. 
Jetzt  sinkt  der  Zinssatz  auf  4°/0,  das  Gut  ist  dann  250.000  werth. 
Nun  wird  das  Gut  verkauft,  denn  der  Begierde,  einen  Vermögens- 
zuwachs von  125%  zu  realisiren,  kann  der  Rittergutsbesitzer  nicht 
widerstehen.    Aber  der  Zinsfuss  steigt  wieder  auf  5%,  das  Gut  ist 
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jetzt  wieder  nur  200.000  werth.  Der  neue  Käufer,  der  in  Folge 
des  indirecten  Zwanges,  Restkaufgelder  stehen  zu  lassen,  200.000 
oder  mehr  schuldig  geblieben  ist,  wird  bankerott,  bei  dem  dritten 
Käufer  geht  es  wie  bei  Nummero  1,  bei  dem  vierten  wie  bei 
Nummero  2  u.  s.  w.  in  infinitum. 

Dies  soll  die  sehr  beträchtliche  Zahl  von  14.287  freiwilligen 
Verkäufen  und  1334  Subhastationen  bei  11.281  Rittergütern  (West- 
phalen  ist  weggelassen)  innerhalb  30  Jahren  erklären.  Die  be- 
treffenden Zahlen  müssen  uns  um  so  grösser  erscheinen,  wenn  wir 
erwägen,  dass  in  den  fraglichen  Jahren  (1835 — 65)  landwirtschaft- 
liche Krisen  nicht  eigentlich  stattgefunden  haben,  und  dass  in  den 
11.281  Rittergütern  noch  die  Fiedeicommisse  enthalten  sind. 

Die  Abhilfe  besteht  nach  R.  einzig  und  allein  darin,  dass  die 
Schwankungen  des  Grundwerthes  und  des  Kapitalwerthes  der  Grund- 
schulden conform  gemacht  werden. 

Es  fällt  zunächst  auf,  dass  1334  Subhastationen  bei  14.287 
freiwilligen  Verkäufen  der  Schilderung  von  R.  nicht  entsprechen. 
Denn  eigentlich  müsste  nach  derselben,  da  freiwillige  Verkäufe  und 
Bankerotte  mit  einander  abwechseln  sollen,  die  Zahl  der  Subhastationen 
annähernd  dieselbe  wie  diejenige  der  freiwilligen  Verkäufe  sein. 
Doeh  wäre  die  Erklärung  möglich,  dass  viele  Verkäufe  freiwillig 
stattgefunden  haben,  um  der  Subhastation  zu  entgehen.  Wenn  man 
von  dem  oben  erwähnten  Widerspruche,  wonach  die  Grund- 
rente bald  ausschliesslich  in  Folge  von  Meliorationen  bald 
aber  ohne  solche  steigen  soll,  absieht,  so  ist  alles  ganz  consequent, 
aber  richtig  ist  es  u.  E.  nicht. 

Wie  bereits  ausgeführt,  verkennt  R. ,  dass  der  Werth  der 
Amortisationshypotheken  sich  fast  ganz  conform  den  Schwankungen 
des  Zinsfusses  ändert,  und  dass  dies  bei  der  seitens  des  Schuldners 
kündbaren  Amortisationshypothek  und  der  nach  längerer  Frist 
kündbaren  Kapitalschuld  theilweise  auch  der  Fall  ist.  Da  nun 
gerade  bei  den  Rittergütern  im  Nordosten  Deutschlands  ein  grosser 
Theil  der  Immobiliarschulden  aus  Amortisationshypotheken  besteht, 
so  kann  die  Anschuldigung  von  R  ,  dass  die  Verschuldung  nach 
dem  Kapitalprincip  die  Hauptursache  von  14.287  freiwilligen  Ver- 
käufen und  1334  Subhastationen  bei  11.281  Rittergütern  innerhalb 
30  Jahren  sei,  gar  nicht  richtig  sein. 

Von  einem  „indirecten  Zwange,  Restkaufgelder  stehen  zu 
lassen,"   kann,  wie  wir  zu  zeigen  versucht  haben,  keine  Rede  sein. 
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Auch  sind  u.  E.  das  Steigen  der  Grundrente  und  noch  mehr  die 
Meinung,  die  man  von  dem  zukünftigen  Steigen  der  Grundrente  hat, 
mindestens  ebenso  wichtige  Ursachen  von  Veränderungen  der  Boden- 
preise  wie  es  die  Variationen  des  Zinsfusses  sind.  Erbschulden  können 
nur  wenig  zur  verschuldung  der  Rittergüter  beigetragen  haben ;  denn 
jeder  Verkauf,  der  nicht  unter  den  Erben  stattgefunden  hat,  macht 
ja  mit  den  Erbschulden  tabula  rasa.  Wenn  trotzdem  die  Rittergüter 
im  Nordosten  Deutschlands  ein  Object  blos  speculativen  Besitz- 
wechsels geworden  sind,  so  kann  die  Ursache  einzig  und  allein  in 
den  von  uns  bereits  mehrfach  erörterten  Gründen  liegen,  welche  die 
Käufer  bestimmen,  Güter  weit  über  ihr  Vermögen  hinaus  zu  kaufen. 

Es  hat  sich  also  gezeigt,  dass  die  Anschuldigung  von  R.,  die 
Verschuldung  nach  dem  Kapitalprincipe  mache  den  Grundbesitz  zu 
einem  Speculationsobjecte,  unhaltbar  ist. 

Endlich  viertens  haben  wir  hinsichtlich  der  kündbaren  Kapital- 
schuld,  die  so  verderblich  wirken  soll,  bereits  gezeigt,  dass  R.  nicht 
zwischen  der  nach  längerer  Frist  kündbaren  und  der  in  kurzer 
Frist  kündbaren  Kapitalschuld  unterscheidet,  aber  auch  auf  die 
letztere  angewendet,  sind  die  Behauptungen  von  R.  sehr  übertrieben.  — 

Wir  müssen  gestehen,  dass  wir  nicht  wissen,  was  man  sich 
unter  der  R'schen  Rententheorie  oder  dem  R'schen  Rentenprincip 
eigentlich  denken  soll.  Die  praktischen  Vorschläge  von  R.,  die  u. 
E.  logisch  unmöglich  sind,  können  nicht  gemeint  sein.  Meint  man 
die  Lehre,  dass  die  Grundstücke  dem  Grundbesitzer  nur  Rente  ab- 
werfen, so  findet  sich  diese  Lehre  jedenfalls  schon  bei  Ricardo  und 
Thünen.  Der  Name  R'sche  Rententheorie  wäre  alsdann  nur  verwirrend 
und  eine  unverdiente  Ehre.  Meint  man  die  Lehre,  „dass  der  landwirt- 
schaftliche Grundbesitz  in  allen  ihn  betreffenden  Rechtsgeschäften 
nur  als  das  behandelt  wird,  was  er  ist,  als  ein  immerwährender 
Kt-utenfonds"  und  nicht  als  Capital,  so  bezeichnet  man  damit  eine  Lehre, 
welche,  wie  wir  glauben,  auf  einem  Fehler  der  Equivocation  beruht. 
Ist  endlich  die  Lehre,  dass  die  kündbare  Kapitalschuld,  wie  sie 
jetzt  besteht,  mehr  oder  weniger  häufig  eine  unzweckmässige 
-chuldungsform  sei,  gemeint,  so  klingt  der  Name  R'sche 
Rententheorie  hierfür  doch  etwas  pompös  und  ausserdem  ist  das 
»n  von  verschiedenen  Autoren,  ganz  unabhängig  von  R.,  be- 
hauptet worden;  auch  hätte  R.  hier  keine  Prioritätsrechte. 
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Eine  weitere  Lebre  von  R.  ist  die,  dass  die  Verschuldung  nach 
dem  Kapitalprincip,  die  seit  Jahrhunderten  mit  dem  Römischen  Recht 
eingeführt  ist,  zum  Vortheile  und  im  Interesse  des  Capitals  auf- 
recht erhalten  werde.  So  heisst  es  IL,.  Seite  XV:  „In  diesem 
System  wird  das  ganze  nationalökonomische  Gebiet  aus  dem  ein- 
seitigen Gesichtspunkt  des  Capitals  beurtheilt,  nach  dessen  alleinigen 
Zwecken  und  Interessen  behandelt.  Desshalb  erscheinen  in  diesem 
System  alle  übrigen  nationalökonomischen  Gegenstände  capita- 
listisch  verzerrt,  als  ob  ihr  Bild  einem  Hohlspiegel  entnommen 
wäre;  werden  alle  übrigen  nationalökonomischen  Interessen  capita- 
listisch  ausgebeutet,  als  ob  sie  nur  des  Capitals  wegen  vorhanden 
wären.  Die  Arbeit  wird  zur  Waare  gemacht,  was  sie  nicht  sein 
soll;  der  Grundbesitz  zu  Capital,    was  er  niemals    werden    kann." 

IL,  S.  81  wird  die  kündbare  Kapitalschuld  als  Mittel  be- 
zeichnet, um  dem  Grundbesitzer  mehr  Rente  „abzupressen"  oder  ihn 
aus  seinem  Besitze  zu  vertreiben.  IL,  S.  260  ist  die  kündbare 
Kapitalschuld  ein  „Erpressungsmittel"  L,  S.  44  schöpft  das  Kapital 
fortwährend  Fett  vom  Grundbesitz  ab. 

Es  ist  dies  der  so  oft  zu  Parteizwecken  ausgesprochene 
Satz:  „Das  Kapital  oder  das  bewegliche  Kapital  beutet  den  Grund- 
besitz aus"  oder  „der  Grundbesitz  befindet  sich  in  Hörigkeit  des  be- 
weglichen Kapitals.'  Der  wucherhafte  Gebrauch  von  Kapital  kann 
nicht  die  theilweise  Grundlage  dieser  Anklage  ausmachen.  Denn 
sonst  läge  der  auch  im  Parteikampfe  unzulässige  Versuch  vor,  alle 
Gläubiger  für  einzelne  Ausnahmen  verantwortlich  zu  machen  und 
das  Odium,  das  den  Auswuchs  trifft,  auch  auf  die  l'nschuldigen  zu 
übertragen.  Ausserdem  befassen  sich  die  Wucherer  nicht  blos 
mit  dem  Grundbesitze. 

Um  die  Grundlosigkeit  der  Ansicht  von  R.  einzusehen,  braucht 
man  sich  nur  die  allgemeine  Frage  vorzulegen:  ,Was  erhalten 
denn  die  Hypothekengläubiger?"  Die  Antwort  ist  sehr  einfach  Bei 
„sichern"  Darlehen  (d.  h.  so  weit  Sicherheit  möglich  ist)  den 
landesüblichen  Zins,  bei  riskirten  Darlehen  müssen  höhere  Zinsen 
vergütet  werden  zur  Deckung  von  Verlusten.  Nun  sind  theoretisch 
drei  Möglichkeiten  vorhanden.  Entweder  muss  die  Tendenz  bestehen, 
dass  das,  was  die  Hypothekengläubiger  in  ihrer  Gesammtheit  über 
den  sichern  Zins  hinaus  erhalten,  diesen  Verlusten  entspreche,  oder 
diejenige,  dass  es  grösser  oder  diejenige,  dass  es  kleiner  sei.  Nach  unserer 
Ansicht,  die  wir  S.  13  ff.  unserer  .,Zwei  Fragen"  näher  begründet  haben, 
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ist  der  Zinssatz  bei  sichern  Darlehen  dem  bei  nnsichern  Darlehen,  nach 
Abzug  des  Verlustersatzes,  gleich.  Wie  dem  auch  sei,  von  der  Form 
der  Verschuldung  ist  dies  ganz  unabhängig.  Für  Nachhypotheken 
werden  immer  höhere  Zinsen  gegeben  werden  müssen  und  bei 
einer  Rentenschuld  wird  z.  B.  für  das  vorletzte  1/8  der  Rente  mehr 
als  l/8  der  Rente  versprochen  werden  müssen.  Den  Gläubigern 
in  ihrer  Gesammtheit  kann  und  wird  es  höchst  einerlei  sein,  ob 
sie  das  ihnen  zukommende  Einkommen  in  Form  der  kündbaren 
Kapitalschuld  oder  in  Pfandbriefform  oder  in  einer  andern  Form 
erhalten.  Diesen  kommt  es  ja  nur  auf  die  Sache  nicht  auf  die 
Form  an.  Nur  dass  sich  nicht  immer  dieselben  Gläubiger  für  jede 
Verschuldungsform  bereit  finden  lassen  werden  und  zufällige  vorüber- 
gehende Zinsunterschiede  bei  verschiedenen  Verschuldungsformen 
eintreten  können. 

Facit:  Die  Hypothekengläubiger  haben  absolut  kein  specielles 
Interesse  an  der  Form  der  kündbaren  Kapitalschuld.  Von  einer 
Ausbeutung,  Erpressung  etc.  kann  mithin  gar  keine  Rede  sein, 
denn  diese  setzen  Ausbeuter,  Erpresser  etc.  voraus.  Nur  die  Mög- 
lichkeit einer  in  vielen  Fällen  unzweckmässigen  Form  der  Ver- 
schuldung bleibt  bestehen. 

Es  ist  nur  zu  begreiflich,  dass  diese  Anklagen  von  der  Aus- 
beutung des  Grundbesitzes  durch  das  Kapital  bei  den  Interessenten 
lebhaften  Beifall  und  Vertretung  finden. 

rsetzen  wir  uns  einmal  in  die  Lage  der  Rittergutsbesitzer, 
welche  ihre  Rittergüter  „mit  so  geringem  Kapital  kaufen,  dass 
ihnen  zu  wenig  an  ihrem  wirklichen  Besitzthume  gehört/4  x)  Nach 
Conrad  sind  ja  Ankäufe  mit  25 — 30  Procent  Anzahlung 
die  „Sita 

Die  Rittergutsbesitzer  sind    in  Preussen    die    einflussreichste 
Klasse  und  vertreten  zum  grössten  Theile  die  Forderung,  dass  der 
Verschuldung  des  Grundbesitzes  abgeholfen  werden  müsse. 
Denn  di<  für    den  Grundbesitz    gefährlich,    mache    ihn    vom 

Geldkapital  abhängig  und  sei  für  die  Gesammtheit  schädlich.  Wenn 
dem  so  ist,  warum  kaufen  denn  die  Rittergutsbesitzer  trotzdem 
Güter  weit  über  ihr  Vermögen  hinaus,  warum  kaufen  sie  nicht 
'niter  blos  für  einen  Theil  ihres  Vermögens  oder  höchstens  für  ihr 
ganzes  Vermögen?  Die  Antwort  kann  nur  lauten:  ,,aus  egoistischen 


')  Conrad  in   ilildchrand 's  Jahrbüchern,  Jahrgang   1*868. 


Motiven",  wegen  des  höhern  Unternehmereinkommens,  aus  Specu- 
lation  und  wegen  der  Vorzüge  und  des  Einflusses  in  socialer  und 
politischer  Hinsicht  oder  aus  einer  Combination  dieser  drei  Motive. 

Da  wo  die  socialen  Vorzüge  im  Wesentlichen  schon  durch  die 
Geburt  erworben  sind,  lautet  das  dritte  Motiv:  Der  Herr  Baron 
kann  doch  nicht  Bauer  werden  und  selbst  ackern,  Dünger  fahren  etc. 

Welche  Gründe  könnten  denn  sonst  wirken?  Liebe  zum 
eigenen  Grundbesitz  ?  Wir  haben  gezeigt,  dass  diese  durch  ein  kleines 
Gut  bereits  befriedigt  werden  müsste.  Oder  soll  vielleicht  nur  bei 
Rittergütern  ein  rationeller  Betrieb,  wie  er  von  einem  gebildeten 
Landwirth  zu  erwarten  ist,  nöthig  sein  und  bei  Bauerngütern 
nicht?  Irgend  einen  vernünftigen  Grund  muss  der  Ankauf  mit 
25 — 30  Procent  Anzahlung  doch  haben! 

Ist  es  vielleicht  das  Interesse  der  GesammtheitV  Jeder  Ritter- 
gutsbesitzer, der  sich  so  ankauft,  erklärt  ja  damit  „Ich  weiss,  dass 
ein  dauerndes  Sinken  der  Bodenpreise  um  25,  30  oder  40  Procent 
mich  ruinirt,  ein  Steigen  um  25,  30  oder  40  Procent  vergrössert 
hingegen  mein  Vermögen  um  100  Procent  und  mehr,  das  riskire 
ich  eben." 

Wie  die  vertretene  Theorie  mit  dieser  Praxis  in  Einklang  zu 
bringen  ist,  lässt  sich  nicht  leicht  einsehen.  Psychologisch  lässt 
sich  dieser  Widerspruch  sehr  leicht  erklären.  Der  Mensch  besitzt 
eben  ein  grosses  Talent,  sich  alles  glatt  zu  reden,  was  er  wünscht 
und  zu  glauben,  was  ihm  passt. 

Durch  die  Annahme  von  Restkaufgelder,  mögen  diese  nun  durch 
einen  indirecten  Zwang  motivirt  oder  als  „letzte"  Ursache  der  Ver- 
schuldung betrachtet  werden,  steht  der  Grundbesitzer  ganz  anders  da. 

1)  Die  Frage  „Warum  kaufen  denn  die  Rittergutsbesitzer 
Güter  mit    25 — 30  Procent  Anzahlung?  fällt  ganz  weg,  damit  auch 

2)  der  Widerspruch  zwischen  den  proklamirten  Grundsätzen 
und  den  eignen  Handlungen. 

3)  Das  Kapital,  oder  das  Geldkapital,  oder  das  bewegliche 
Kapital  ist  an  Allem  Schuld,  an  Krisen,  Subhastationen  etc. 

4)  Der  Rittergutsbesitzer  ist  jetzt  nicht  blos  nicht  schuldig, 
sondern  das  Opfer  des  Kapitals. 

Wenn  ungünstige  Verhältnisse  eintreten,  wie  es  in  gegenwärtiger 
Zeit  der  Fall  zu  sein  scheint,  so  kann  man  als  Opfer  des  Kapitals  hohe 
Schutzzölle,  Herabsetzung  der  Grundsteuern,  Schuldreduction  durch 
eine  neue  Grundentlastung  u.  s.  w.  fordern.  Heisst  es  hingegen:  „Der 
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Ankauf  mit  25 — 30  Procent  Anzahlung  ist  aus  egoistischen  Motiven 
erfolgt  und  zwar  im  Widerspruche  mit  den  eigenen  Principien,"  so 
kann  es  auch  leicht  heissen :  „Ihr  habt  es  ja  gewusst  und  riskirt,  dass 
ungünstige  Verhältnisse  Euch  ruiniren ;  volenti  non  fit  injuria. 
Mit  welchem  Recht  sollen  denn  die  Gläubiger  in  ihren  Rechten 
verletzt  oder  der  Gesammtheit  ein  Theii  Eurer  Schuldverpflich- 
tungen, höhere  Brodpreise  und  mehr  Steuern  auferlegt  werden?" 

Um  ausser  den  Zeugnissen  von  R.  und  Conrad  weitere  Belege 
für  die  Sitte,  sich  mit  25 — 30  Procent  Anzahlung  anzukaufen,  an- 
zuführen, braucht  man  nur  die  Annoncen  zu  lesen,  durch  welche 
Rittergüter  angeboten  werden.  Neben  dem  Preise  ist  fast  immer 
eine  verhältnissmässig  nicht  hohe  Anzahlung  genannt,  wenn  es  nicht 
heisst  „Anzahlung  nach  Uebereinkunft".  Oft  ist  die  Anzahlung 
allein  fixirt  und  der  Preis  nicht  genannt. 

Diejenigen,  welche  die  Ansicht,  dass  die  Rittergutsbesitzer  sich 
aus  egoistischen  Motiven  mit  25 — 30  Procent  Anzahlung  ankaufen, 
zu  widerlegen  suchen,  thun  ihre  Aufgabe  nur  halb,  wenn  sie  nicht 
die  Motive  angeben,  die  ihrer  Ansicht  nach  die  richtigen  sind. 
Denn  sonst  haben  sie  nur  erreicht,  dass  man  die  betreffenden 
Käufer  für  unüberlegt  halten  muss. 

Einschränkend  ist  zu  bemerken,  dass  ein  Theil  der  Käufer  als 
Schwiegersöhne  und  Söhne  noch  Erbschaften  zu  erwarten  hat. 
Hierdurch  sind  die  Mittel  der  meisten  Käufer  bedeutender  als  es 
nach  den  Anzahlungen  den  Anschein  hat.  Sie  werden  indessen  in  den 
meisten  Fällen  nicht  hinreichen,  um  die  Hälfte  des  Kaufpreises  zu 
decken.  Ferner  wird  es  manchmal  vorkommen,  dass  ein  verschul- 
deter Grundbesitzer  seine  eigenen  Hypotheken  erwirbt,  ohne  sie 
löschen  zu  lassen  oder  selbst  Gläubiger  Anderer  ist. 

Mit  unseren  Annahmen  steht  es  nicht  im  Widerspruche,  dass 
viele  Rittergüter  schuldenfrei  sind.  Grundbesitz,  der  nicht  vom 
Eigenthümer  selbst  bewirtschaftet  wird,  ist  in  der  Hauptsache 
nichts  wie  eine  verzinsliche  Kapitalanlage.  Dies  ist  auch  der  Fall 
bei  den  Rittergütern,  welche  durch  Verpachtung  oder  durch  faktischen, 
wenn  auch  nicht  nominellen  Betrieb  vermittelst  Administratoren,  be- 
nutzt werden.  Ausserdem  werden  auch  sehr  vermögende  selbstwirth- 
schaftende  Landwirthe  Rittergüter  besitzen. 

* 
Die  Lehren  von  R.  über  das  Unternehmereinkommen  und  die 
Consequenzen,    die   er   hieraus   zieht,    bilden    einen  wichtigen  Theil 
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der  „Creditnoth."  Das  Unternehmereinkommen  ist  nach  R.  im 
Ganzen  ein  überall  gleicher  Procentsatz  des  Kapitalbesitzes  der 
Unternehmer,  welcher  höher  als  der  Zinssatz  ist.  R.  taxirt  den 
Procentsatz  des  Unternehmereinkommens  annähernd  auf  den  doppelten 
Procentsatz  des  Kapitalzinses.  In  neuerer  Zeit  aber  haben  nach  R.  die 
Leih- Kapitalisten  Formen  gefunden,  durch  welche  sie  den  Kapitalgewinn 
ganz  für  sich  behalten  können,  soweit  er  nicht  durch  den  Lohn 
der  leitenden  Beamten  absorbirt  wird.  Der  Rest,  der  nach  Abzug  des 
Arbeitslohnes  der  leitenden  Beamten  übrig  bleibt,  beträgt  aber  viel 
mehr  als  der  landesübliche  sichere  Zinssatz.  Diese  Formen  sind 
nun  die  Individualunternehmung  mit  Administrationsbetrieb,  die 
Commandite  und  hauptsächlich  (L,  S.  49)  die  Aktiengesellschaft.  Die 
Folge  ist,  dass  die  reine  Individualunternehmung  immer  mehr  durch 
den  Administrationsbetrieb  verdrängt  wird,  bis  schliesslich  Unter- 
nehmungen, die  ausschliesslich  Eigenthum  ihrer  Leiter  sind,  nur 
noch  soweit  existiren  als  der  Administrationsbetrieb  nicht  möglich  oder 
nicht  thunlich  ist  und  fast  die  ganze  Produktion  in  Form  von  Ad- 
ministrationsbetrieben, besonders  von  Aktiengesellschaften,  vor  sich 
geht.  Gegenwärtig  sind  wir  in  diesem  Uebergangsstadium.  Da  die 
Leih-Kapitalisten,  besonders  bei  Actiengesellschaften,  als  Unternehmer 
ohne  Arbeit  ein  höheres  Einkommen  erzielen,  so  ist  der  Zinsfuss 
gestiegen  und  im  weitern  Steigen  begriffen  und  dies  hat  nach  R. 
die  Creditnoth  des  Grundbesitzes  verursacht. 

Die  Richtigkeit  dieser  Ausführungen  ist  von  vornherein  dadurch 
zweifelhaft,  dass  die  Form  der  Aktiengesellschaft,  besonders  aber 
die  Commandite  und  die  Individualunternehmung  mit  Administrations- 
betrieb (1868)  schon  so  lange  allgemein  bekannt  waren,  dass  das 
Uebergangsstadium  schon  längst  vorbei  und  der  Administrationsbetrieb 
die  Regel  hätte  sein  müssen.  Das  war  aber  nicht  der  Fall  und  ist  es 
auch  heute  noch  nicht.  Der  Zweifel  wird  noch  dadurch  gesteigert, 
dass  R.  seine  Anführungen  auf  das  ihm  hier  zunächst  liegende 
Gebiet,  die  Landwirtschaft,  nicht  anwendet  und  nicht  die  Consequenz 
zieht,  dass  der  Eigenbetrieb  in  der  Landwirthschaft  dem  Administrations- 
betriebe in  Form  der  Aktienunternehmung  oder  in  anderer  Form  weichen 
müsse.     Die  Argumentation  von  R.  ist  auch  in  der  That  nicht  richtig. 

R.  nimmt  an,  dass  z.  B.  bei  einer  Actiengesellschaft  der 
ganze  Gewinn,  der  nach  Bezahlung  der  Directoren  übrig  bleibt, 
unter  die  Actionäre  vertheilt  werden  könne.  Es  muss  aber  erst 
noch  die  Aufsichtsarbeit  des  Verwaltung^-  oder  Aufsichtsrathes  be- 
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zahlt  werden.  Diese  ist  bei  der  reinen  Individiialuntemehmung  nicht 
vorhanden,  sie  kommt  neu  hinzu  und  ist  eine  Vermehrung  der  Pro- 
ductionskosten,  welche  bewirkt,  dass  Unternehmungen  mit  Admini- 
strationsbetrieb im  Allgemeinen  nicht  mit  Unternehmungen,  die 
ausschliesslich  von  ihren  Eigentümern  geleitet  werden,  konkurriren 
können.  Andernfalls  würde  ja  die  reine  Individualunternehmung 
nicht  die  Regel  und  die  Adininistrationsbetriebe  die  Ausnahme  bilden, 
sondern  umgekehrt.  Es  trägt  sich  nur  noch,  ob  bei  Administrations- 
betrieben die  Eigenthümer  der  Unternehmungen,  nach  Bezahlung 
der  Administratoren  und  der  Aufsichtsarbeit,  im  Allgemeinen  mehr, 
ebenso  viel  oder  weniger  als  den  sichern  Zins  erhalten.  Mehr  kann 
es  nicht  sein,  sonst  würde  die  Concurreuz  der  Leih-Kapitalisten 
dieses  Plus  bald  beseitigen.  !)  Da  nun  das  Einkommen  der  Eigen- 
thümer von  Administrationsbetrieben  im  Allgemeinen  jedenfalls  nicht 
höher  ist  als  der  sichere  Zins,  so  kann  auch  ein  allgemeiner  Um- 
wandlungsprocess  nicht  vorliegen  und  mithin  die  Creditnoth  gegen 
Ende    der    60er  Jahre   nicht  hierdurch  hervorgerufen  worden  sein. 

Der  Personalkredit. 

Nach  R.  haben  die  Grundbesitzer  Darlehen  für  Betriebskapital 
auf  ihren  Personal-  oder  Wechselkredit  aufzunehmen  und  zwar  soll 
auf  diese  Art  ein  grosser  Theil  des  Mehrbedarfs  gedeckt  werden, 
der  wegen  des  Ueber^angs  zu  intensiverer  Wirthschaft  nöthig  ist. 
Hier  sei  der  Landwirth  im  Stande,  gekündigte  Kapitale  zurückzu- 
zahlen, weil  Betriebskapital  Kapital  sei,  das  sich  seinem  Werthe 
nach  umsetzt  und  erneut.  Bis  jetzt  fehle  indessen  die  Organisation 
für  den  Personalcredit,  so  dass  die  Landwirthe  sogar  genöthigt  seien, 
Betriebskapital  auf  ihren  Immobiliarkredit  aufzunehmen.  Zur  Ab- 
hilfe schlägt  R  ein  über  das  ganze  Land  verzweigtes  Netz  von 
isbanken  vor.  die  unter  einer  Centralleitung  stehen.  Die  Mittel 
für  die  Darlehen  seien  bereits  vorhanden  in  den  Baarbeständen, 
welche  die  Grundbesitzer  „zeitweilig  müssig"  in  ihren  Kassen  haben. 
Grundbesitz  habe  daher  die  Kapitalisten  auch  wegen  des  Be- 
triebskapitals nicht  nöthig;  er  ist  ein  „Riese",  der  bisher  nur  ge- 
schlummert hat. 

Das  einzig   Richtige  in  dieser  ganzen  Ausführung  ist,  dass  die 
Landwirthe    ihre    Barzahlungen,    soweit   als   zweckmässig,    durch 

»)  Ih  unsern  „Zwei  Fragen"   ist  diese  Krage  Ausführlich  behandelt. 
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Checks  auf  ihre  verzinslichen  Guthaben  bei  Banken  leisten  könnten. 
Der  Theil  ihrer  Kasse,  welchen  sie  bisher  für  diese  Zahlungen  zu 
Hause  bereit  hielten,  könnte  bei  den  Banken  verzinslich  angelegt 
und  bei  Bedarf  durch  Checks  darüber   verfügt  werden. 

Bedenklich  erscheint  uns,  dass  bei  den  R'schen  Kreisbanken 
die  Gläubiger  und  die  Schuldner  fast  ausschliesslich  Landwirthe  sein 
sollen.  Die  Gläubiger  werden  fast  alle  zu  gleichen  Zeiten  Einlagen 
machen  und  sie  wieder  zurückziehen,  weil  sie  das  gleiche  Gewerbe 
betreiben,  und  die  Schuldner,  gleichfalls  Landwirthe,  werden  fast 
alle  gerade  dann  Geld  am  nöthigsten  brauchen,  wenn  es  die  Gläu- 
biger zurückziehen  und  umgekehrt.  Dabei  sind  Depositenbanken 
kaum  möglich.  Die  Vorschussvereine  von  Schulze-Delitzsch  entspre- 
chen hier  allen  Anforderungen.  Sie  beschränken  sich  nicht  auf  ein 
Gewerbe  und  sie  bedecken  das  ganze  Land.  Es  sind  also  bereits 
brauchbarere  Organisationen  vorhanden  als  die  R'schen  Kreisbanken. 

Aber  selbst  wenn  wir  annehmen,  die  R'schen  Kreisbanken 
seien  vorhanden,  so  ist  nicht  einzusehen,  wie  die  von  diesen  ge- 
sammelten, zeitweilig  todten  Baarvorräthe  genügen  sollten,  um  den 
Personalcredit  der  Landwirthe  zu  befriedigen,  wenn  ein  beträcht- 
licher Theil  des  Betriebskapitals  bei  einer  grossen  Anzahl  Land- 
wirthe davon  beschafft  werden  soll,  wie  dies  R.  annimmt.  Selbst 
wenn  jeder  Rittergutsbesitzer  jährlich  im  Durchschnitte  M.  800 
baar  weniger  brauchte  und  diese  bei  der  Kreisbank  deponirte,  so 
gäbe  dies  bei  den  11,771  Rittergütern  der  R'schen  Tabelle 
M.  9,416,800,  wovon  etwa  7,000,000  ausgeliehen  werden  könnten. 
Man  sieht,  dass  die  Kräfte  des  „Riesen  Grundbesitz"  nicht  gar  so 
gross  sind.  Noch  unzulänglicher  würden  die  Kräfte  des  Riesen 
Grundbesitz  scheinen,  wenn  R.  sich  nicht  die  folgende  Inconsequenz 
hätte  zu  Schulden  kommen  lassen.  Das  Fundament  des  R'schen 
Werkes  bildet  der  Satz,  dass  der  Grundbesitz  in  Folge  der  Ab- 
lindungsschulden,  welche  durch  das  gleiche  Erbrecht  und  den 
indirecten  Zwang,  Restkaufgelder  stehen  zu  lassen,  entstünden,  in 
immer  grössere  Verschuldung  gerathe.  Unter  Grundbesitz  hat  man 
sich  bei  R.  Güter  ohne  Betriebskapital  vorzustellen,  denn  der 
Grundbesitzer  als  solcher  und  der  Landwirth  als  solcher  werden  bei 
ihm  strenge  geschieden.  Die  meisten  Rittergüter  in  Norddeutsch- 
land sind  nun  aber  nicht  verpachtet.  Bei  diesen  ist  also  nicht  ein- 
zusehen, warum  die  Abfindungsschulden  nicht  bewirken  sollen,  dass 
die    Landwirthe    für    einen    stets    wachsenden  Theil   des  Betriebs- 
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kapitals  verschuldet  werden  und  dafür  reichen  die  todten  Kassen- 
bestände der  Landwirthe  sicher  nicht. 

Ferner  behauptet  R,,  dass  der  Landwirth  Betriebskapital  auf 
seinen  Personalcredit  aufzunehmen  habe.  Denn  Betriebskapital  sei 
Kapital,  das  sich  beständig  seinem  Werthe  nach  umsetzt  und  er- 
neut und  könne  daher  die  Kündigung  ertragen.  Um  zu  zeigen,  wie 
wenig  zutreffend  der  Schluss  von  R.  ist,  wollen  wir  einen  Pächter 
annehmen,  der  die  Hälfte  des  zu  einem  rationellen  Pachtbetriebe 
nöthigen  Kapitals  angeliehen  hat.  Sein  Einkommen  hat  er  entweder 
verbraucht  oder  er  hat  erst  einen  geringen  Theil  der  Schuld 
kapitalisirt.  Jetzt  kündigt  ihm  der  Gläubiger  lange  vor  Ablauf 
der  Pacht  zeit.  Findet  ei  keinen  Ersatz  für  das  gekündigte  Kapital, 
so  wird  er  bankerott  oder  muss  im  günstigsten  Falle  seine  Pacht 
aufgeben,  trotzdem  er  nur  Kapital,  das  sich  seinem  Werthe  nach 
umsetzt  und  erneut,  anwendet.  Denn  bei  einem  richtig  bewirt- 
schafteten Gute  kann  nach  dem  Thünen'schen  Gesetze  der  Relativität 
der  Wirthschaftssvsteme  keine  nennenswerthe  Vermehrung  oder 
Verminderung  des  Betriebskapitals  ohne  bedeutenden  Schaden  statt- 
finden. Wie  oft  das  Betriebskapital  umgesetzt  wird,  ist  hierbei 
ganz  einerlei. 

Es  ist  eben  ein  allgemein  giltiger  Satz,  dass  keine  Unter- 
nehmung, die  zum  grossen  Theil  mit  geliehenem  Kapital  betrieben 
wird  und  deren  Kapitalbedarf  ohne  grossen  Schaden  nicht  ent- 
sprechend vermindert  werden  darf,  fortbestehen  kann,  wenn  für  die 
gekündigten  Kapitale  kein  Ersatz  gefunden  wird.  Hierbei  ist  es  ganz 
einerlei,  ob  das  Kapital  sich  alle  10  Jahre  oder  alle  Tage  umsetzt.  Hier- 
aus folgt  die  Unrichtigkeit  der  Behauptung  von  R.,  dass  der  Landwirth 
Betriebskapital  auf  seinen  Personalcredit  aufzunehmen  habe,  weil  Be- 
triebskapital als  Kapital  sich  seinem  Werthe  nach  umsetzt  und  repro- 
ducirt.  Der  Landwirth  kann  gekündigte  Betriebskapitale  ebenso  wie 
gekündigte  Hypotheken  in  der  Regel  nur  durch  Aufnahme  neuer 
Schulden  bezahlen  und  soll  daher  soweit  als  möglich  Betriebskapital 
als  Hypothek  aufnehmen  r).  Nur  bei  kleinern  Beträgen  ist  es  anders. 

Ebenso  unrichtig  ist  bei  R.  die  Eintheilung  des  Credits  in 
Personal-  und  Immobiliarcredit.  Knies2)  rügt  mit  Recht,  dass  hier- 
bei der  Credit  gegen  Verpfändung  beweglicher  Sachen,  der  Mobiliar- 
credit,  ganz  unberücksichtigt  bleibe,  wodurch  in  der  That  Alles  unklar 

•)  Aehnlich  Kniet:  Der  Credit,  S.  350  ff. 
2)  Der  Credit,  S.  300  f. 
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wird.  Bios  hierdurch  ist  es  zu  erklären,  dass  R  den  angeblichen 
Mangel  an  Personalcredit  auf  mangelhafte  Organisation  zurückführt 
und  die  Bestimmungen  des  preussischen  Landrechts,  wonach  das  Be- 
triebskapital den  Hypothekengläubigern  mit  verpfändet  ist,  gar 
nicht  erwähnt.  Es  sind  dies  I.  §  48,  2.  Titel,  I.  §  443,  §  445  und 
§  446,  20.  Titel.  In  dem  neuen  „Gesetz  über  den  Eigenthums- 
erwerb  und  die  dingliche  Belastung  der  Grundstücke,  Bergwerke 
und  selbständiger  Gerechtigkeiten"  von  1872  findet  sich  (§  30)  das- 
selbe Recht. 

Facit:  Die  Lehren  von  R.  über  den  Personalcredit  sind  u.E. 
unhaltbar  und  seine  praktischen  Vorschläge  nicht  ausführbar.  Hin- 
gegen soll  nicht  verkannt  werden,  dass  der  Contocorrentverkehr 
der  Landwirthe  mit  Bauken  und  Creditvereinen  noch  sehr  ausge- 
dehnt werden  kann.  Namentlich  vorübergehende  Creditbedürfnisse 
der  Landwirthe  könnten  auf  diese  Art  am  besten  befriedigt  werden. 

Aphorismen. 

In  dem  Folgenden  werden  einzelne  Stellen  und  Ansichten 
von  R,,  welche  auffällig  sind  und  nicht  systematisch  behandelt 
werden  können,  aphoristisch  besprochen.  Das  ganze  Werk  von  R. 
macht  den  Eindruck,  dass  R.  sich  mit  der  Vollendung  sehr  beeilt 
habe.  Das  erklärt  und  entschuldigt  auch  viele  der  folgenden 
Stellen. 

I.  S.  30  führt  R.  als  Beispiel  ein  Gut  von  100  000  Werth  an, 
das  in  dem  Kauffaile  mit —  100,000  also  100  Procent  belastet  wird. 

I.  S.  34  heisst  es:  „Wurde  der  ganze  Kaufpreis  eingetragen, 
so  fällt,  nachdem  der  Zinsfuss  auf  5  Procent  zurückgegangen,  der 
Verkäufer  bereits  mit  20,000  aus". 

I.  S.  53  heisst  es :  „Besitzveränderungen  dieser  Art  verschul- 
deten daher  immer  den  ganzen  Werth  des  Gutes,  vorausgesetzt, 
dass  nicht  der  Käufer  durch  eigenes  Vermögen  wieder  einen  Theil 
der  Schuld  abbürdete,  wo  man  dann  sagen  kann,  dass  er  sein 
eigener  Gläubiger  geworden  sei". 

R.  sieht  es  also  nach  diesen  Stellen  als  no  rmal  an,  dass  der 
Käufer  den  ganzen  Kaufpreis  schuldig  bleibt.  Anzahlungen  be- 
trachtet er  als  Abbürdung  von  Schulden,  wodurch  man  gleichsam 
sein  eigner  Gläubiger  wird. 

I.  S.  99  heisst  es:  „wenn  er  endlich  auf  diese  Erkenntniss 
hin  auch   nur  mit  Mitteln  kauft,   die  die  gewöhnlichen  Ernte-  und 
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Preischancen  auszuhalten  vermögen,  —  so  hat  ein  solcher  Käufer 
sowohl  gegen  sich,  wie  seinen  Verkäufer,  wie  auch  die  Nation 
seine  volle  Schuldigkeit  gethan.a 

Aehnlich  I,  S.  110  und  II,  S.  80. 

Also  die  Grundbesitzer  haben  ihre  Schuldigkeit  gegen  die 
Nation  gethan,  wenn  sie  sich  mit  einer  Anzahlung  ankaufen,  dass 
sie  die  gewöhnlichen  Preis-  und  Ernteschwankungen  auszuhalten 
vermögen.  Aussergewöhnliche  Schwankungen  aushalten  zu  können, 
fällt  gar  nicht  unter  ihre  Schuldigkeit  gegen  die  Nation.  Grund- 
schuldner, nicht  Grundbesitzer,  wäre  hier  der  richtige  Name. 

II,  S.  5  heisst  es:  „dass,  wenn  Freiheit  des  Grundeigenthums 
besteht  und  dann  nach  einer  Periode  niedrigen  Zinsfusses  wieder  ein 
Steigen  desselben  eintritt,  die  oben  bezeichneten  Missstände  des  Capital- 
princips  jedes  Mal,  und  nothwendig,  die  grössten  Vermögensverluste 
und  die  bitterste Creditnoth  über  den  Grundbesitz  verhängen  müssen." 

Wenn  der  ganze  Kaufpreis  eingetragen  wurde,  wie  in  den 
Beispielen  von  I,  S.  30  und  34,  sind  die  „grössten  Vermögens- 
verluste" der  Grundbesitzer  gar  nicht  leicht  mit  dem  Satze: 
„Wo  nichts  ist,  hat  auch  der  Kaiser  sein  Recht  verloren"  in  Ein- 
klang zu  bringen.  Die  bitterste  Creditnoth  ist  dagegen  bei  100% 
Verschuldung  sehr  begreiflich. 

Diesem  R'schen  Grundbesitzer  mit  100%  Schulden  kann  es 
gar  nicht  fehlen.  Er  braucht  sich  nur  immer  von  neuem  anzu- 
kaufen und  „den  ganzen  Kaufpreis  eintragen  zu  lassen."  Einmal 
müssen  doch  die  Schwankungen  zu  seinen  Gunsten  ausfallen,  und 
wenn  seine  Gläubiger  auch  sechs  Mal  vorher  Ausfälle  erleiden 
sollten.  Er  selbst  hat  nichts  zu  verlieren.  Selbst  den  Theil  des 
Betriebskapitals,  den  er  nicht  auf  seinen  Personalcredit  aufgenommen 
hat,  kann  dieser  unermüdliche  Käufer  immer  ganz  ruhig  behalten. 
Denn  das  Pfandrecht  der  Hypothekengläubiger  soll  sich  nach  R.  nicht 
hierauf  erstrecken  und  er  soll  ja  kein  persönlicher  Schuldner  sein. 
Das  alles  folgt  streng  logisch  aus  R. 

I,  S.  44  heisst  es:  „Im  Wege  der  Subhastation  müssen 
immer  erst  reich  gewordene  Capitalisten  die  verarmten  Grund- 
besitzer ablösen,  und  dies  Wechselspiel  würde,  wenn  die  bezeichneten 
Ursachen  !j  immerwährend  wirken  blieben,  sich  auch  immerwährend 
wiederholen  müssen." 

')  Nämlich  die  heutigen  Verschuldungsformen  bei  Freiheit  des  Grund- 
besitzes 
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Hier  erscheint  der  Grundbesitz  als  Circe.  Als  „reichgewordene 
Kapitalisten"  gehen  sie  der  Circe  ins  Netz  und  werden  Grund- 
besitzer. Verarmt  und  gänzlich  ruinirt  werden  sie  auf  dem 
Subhastationswege  sehr  unsanft  wieder  herausgeworfen  und  des 
grausamen  Spiels  wird  kein  Ende.  Unrecht  Gut  gedeiht  eben 
nicht.  Die  Rente  (d.  i.  Grundrente  und  Kapitalgewinn)  ist  ja  nach 
R.  überhaupt  nur  ein  unrechtmässiger  Abzug  vom  Arbeitsertrage  der 
Arbeiter.  Die  Grundbesitzer  haben  keinen  Segen  davon  ;  denn  sie  werden 
von  den  Kapitalisten  ausgeplündert  und  die  reichgewordenen  Kapitalisten 
auch  nicht,  weil  sie  der  Circe  Grundbesitz  in  die  Hände  fallen.  Es 
fragt  sich  nur,  wo  bleibt  denn  eigentlich  der  Abzug  vom  Arbeitsertrage? 

II,  S.  180:  „Denn  eine  Landwirtschaft  ist  in  dieser  Beziehung 
nicht  mit  einer  Fabrik  zu  vergleichen.  Für  letztere  kann  eine 
Arbeiternoth  oder  gar  eine  Arbeitseinstellung  zu  keiner  Zeit  die 
traurigen  Folgen  haben,  die  eine  solche  in  der  Landwirtschaft 
eines  Grossguts,  zur  Zeit,  wenn  die  Ernte  reif  ist,  haben  muss.  — " 

In  den  Socialen  Briefen  ist  es  eine  der  wichtigsten  Lehren, 
dass  auch  nach  Aufhebung  der  Sclaverei  die  „freien"  Arbeiter 
durch  das  Privateigenthum  an  Productionsmitteln  gezwungen  sind, 
sich  mit  dem  notwendigen  Lebensunterhalt  zu  begnügen.  „Was 
früher  Futter  hiess,  heisst  jetzt  nur  Lohn."  Hier  sehen  wir,  dass 
wenigstens  für  den  Grossgrundbesitz  dieses  traurige  Gesetz  nicht 
gelten  muss;  denn  die  Arbeiter  können  ja  ihre  Unentbehrlichkeit 
für  die  Ernte  benutzen ,  um  durch  Coalitionen  den  bisherigen 
„Futterlohn"  zu  beseitigen.  Bei  den  Rittergütern  im  Nordosten 
Deutschlands  ist  dies  sogar  ohne  Coalitionen  schon  längst  geschehen. 
R.  belehit  uns  nämlich  in  derselben  Anmerkung,  dass  die  Lohn- 
verhältnisse der  Arbeiter  derart  sind,  „dass  es  nicht  schwer  wird,  in 
wenigen  Jahren  für  eine  zahlreiche  Familie  das  Ueberfahrtsgeld 
nach  Amerika  zu  ersparen." 

II,  S.  251  heisst  es:  ,Es  haben  in  unserer  Zeit,  aus  Gründen 
der  Landescultur,  zum  Nachtheil  der  zeitweiligen  Grundbesitzer  und 
zum  Vortheil  der  gegenüberstehenden  Interessenten ,  so  viele 
Zwangsablösungen  stattgefunden,  dass  nicht  abzusehen  ist,  weshalb 
nicht,  ebenfalls  aus  Gründen  der  Nationalwohlfahrt ,  eine  solche 
auch  einmal  zum  Vortheil  des  Grundbesitzers  sollte  stattfinden 
können." 

Das  ist  ganz  neu.  Bisher  war  man  der  Ansicht,  dass  die 
Grundentlastung  sich  nur  zwischen  Grundbesitzern   abgespielt  habe 


und  dass  ausserdem  der  Staat  noch  Opfer  gebracht  hätte.  Nach  R. 
haben  die  Ablösungen  zum  Nachtheile  der  Grundbesitzer  und  zum 
Vortheile  der  , gegenüberstehenden  Interessenten"  stattgefunden. 
Hiernach  scheint  R.  nur  die  Rittergutsbesitzer,  nicht  aber  auch  die 
Bauern  unter  „Grundbesitzer"  zu  verstehen. 

II,  S.  269:  ,,Dass  ich  dabei  den  Credit  etwas  tiefer  zu  be- 
gründen suche,  wird  man  mir  nicht  übel  nehmen." 

Bei  Ricardo  und  Thünen  findet  man  solche  Stellen  nicht. 

In  der  Vorrede  zum  IL  Bande  spricht  R.  von  dem  „natür- 
lichen" Einkommen  der  Arbeiter,  Kapitalisten  und  Grundbesitzer. 
Knies  hat  den  „harten  Widerspruch"  dieser  Begriffe  mit  den 
socialen  Theorien  von  R.  bereits  hervorgehoben. 


Schlusswort. 

Wir  glauben  gezeigt  zu  haben,  dass  unser  in  der  Vorrede 
ausgesprochenes  Urtheil  über  die  rCreditnoth"  nicht  zu  schroff 
war  und  wollen  wir  hier  nochmals  einige  Ergebnisse  unserer  Unter- 
suchung zusammenfassen.  Selbst  da,  wo  R.  u.  E.  Anerkennung 
verdient  oder  wo  wir  ihm  zustimmen,  ist  auf  grosse  Mängel  auf- 
merksam zu  machen. 

Um  die  Lehren  der  letztern  Art  zuerst  anzuführen,  ist  es 
z.  B.  anzuerkennen,  dass  R  ,  und  zwar  wahrscheinlich  zuerst,  her- 
vorgehoben hat,  dass  bei  Aenderungen  des  Zinsfusses  das  Ver- 
hältniss  zwischen  Grundwerth  und  Kapitalwerth  der  Grundschulden 
sich  sehr  ändert.  Aber  er  verkennt,  dass  das  nur  bei  der  in 
kurzer  Frist  kündbaren  Kapitalschuld  zutrifft,  bei  der  nach  langer 
Frist  kündbaren  Kapitalschuld  ändert  sich  das  Verhältniss  zwischen 
Kapitalwerth  der  Grundschulden  und  Grundwerth  nicht  bedeutend 
und  bei  der  Amortisationshypothek  fast  gar  nicht.  Ferner  stimmen 
wir  R.  darin  zu,  dass  der  grösste  Theil  der  Hypothekenschulden 
durch  Erbfälle  und  Restkaufgelder  entstanden  sei.  Aber  es  ist  ein 
längst  widerlegtet  irrthum  und  folglich  ein  wissenschaftlicher  Rück- 
schritt, dass  I<\  lehrt,  die  Verschuldung,  die  durch  das  gleiche  Erb- 
recht bewirkt  wird,  wachse  in  geometrischer  Progression,  während 
sie  doch  hauptsächlich  von  Zunahme  der  grundbesitzenden  Bevöl- 
kerung abh;i  Ebenso  ist  die  Motivirung  der  Restkaufgelder 
durch  einen  indirecten  Zwang  überhaupt  nicht  als  Motivirung  an- 
zusehen   und    lä^st    die    Handlungsweise   der  Landwirthe   psycho- 
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logisch  ganz  unerklärt.  Diese  beiden  Ursachen,  welche  am  meisten 
zur  Verschuldung  des  Grundbesitzes  als  solchen  beitragen,  werden 
ohne  Grund  beim  Betriebskapital   als   nicht  vorhanden   angesehen. 

Hinsichtlich  der  folgenden  Punkte  können  wir  R.  auch  nicht 
mit  Einschränkungen  zustimmen.  So  sind,  um  mit  der  Lehre  von 
der  Schuldentilgung  anzufangen,  mystische  „irgend  welche  andere 
Quellen",  die  eine  Ursache  der  Schuldentilgung;  bei  der  andern 
Ursache  sucht  R.  durch  drei  Umschreibungen  für  den  Begriff  Er- 
sparnisse umsonst  den  Widerspruch  mit  seinen  Lehren  über  Sparen 
zu  verdecken.  Die  praktischen  Vorschläge  von  R.  sind  logisch  un- 
möglich und  können  nur  soweit  verbessert  werden,  dass  sie  prak- 
tisch unmöglich  bleiben.  Er  confundirt  beständig  zwei  verschiedene 
Bedeutungen  des  Wortes  „Kapital",  was  dazu  führt,  dass  einerseits 
der  Mösersche  Rentenkauf  ganz  überschwänglich  gepriesen  und 
andrerseits  unter  dem  Namen  „unkündbare  Kapitalschuld"  als  Wechsel- 
balg verhöhnt  wird.  Er  bestreitet,  dass  dem  Grundbesitzer  Amortisation 
der  Grundschulden  möglich  sei,  während  nach  seinen  eigenen  Leh- 
ren der  Grundbesitzer  gerade  durch  den  Ankauf  mit  Schulden  die 
Mittel  zu  einer  solchen  erhält.  Er  lehrt,  dass  das  Steigen  der  Grund- 
rente nur  wegen  Kapitalverwendungen  in  den  Boden  stattlinde  und 
lehrt  ebenso,  dass  die  Grundrente  überhaupt  die  Tendenz  habe  zu 
steigen,  aber  ohne  hieraus  auf  den  höheren  Tauschwerth  des  Grund- 
besitzes zu  schliessen.  Er  lehrt,  dass  fast  alle  Unternehmungen 
sich  im  Administrationsbetriebe  umwandeln  werden  und  wendet 
seine  Lehre  nicht  auf  die  Landwirtschaft  an. 

Bei  den  Ausführungen  über  den  Immobiliarkredit,  soweit  sie 
seine  praktischen  Vorschläge  betreffen,  fehlt  jede  Unterscheidung 
zwischen  sichern  und  unsichern  Schulden,  das  erste  Tausend  Rente 
soll  gerade  so  viel  Wrerth  sein  wie  das  letzte  Tausend ;  nur  in  der 
Polemik  gegen  die  übrigen  Verschuldungsformen  ist  es  anders.  Und 
so  Hessen  sich  noch  viele  Widersprüche  anführen. 

Wir  würden  zufrieden  sein ,  wenn  diese  Schrift  den  Erfolg 
hätte,  dass  einige  der  in  derselben  erörterten  Punkte  eingehendem 
Untersuchungen  unterworfen  würden.  Namentlich  hinsichtlich  der 
Verschuldung  des  Grundbesitzes  durch  die  Restkaufgelder  wäre 
dies  zu  wünschen. 


G9 
.A.  n  1  a  g*  e 

(zu  Seite  33). 

Auszug  aus  Meitzen  :    „Der  Boden   und   die  landwirtschaftlichen 
Verhältnisse  des  preussischen  Staates",  Bd.  III.,  S.  118  f. 

Der  Gesamrateindruck,  den  alle  diese  einzelnen  Beiträge  für 
die  Beurtheilung  der  Höhe  der  Realbelastung  im 
Staate  machen,  bleibt  in  Mangel  vollständiger  Erhebungen  not- 
wendig sehr  unbestimmt.  Für  einen  allgemeinen  Ueberschlag  scheint 
es,  dass  man  nur  die  grössten,  stark  in  Bauten  spekulirenden 
Städte,  etwa  Breslau,  Stettin  und  Magdeburg,  in  der  Belastung 
Berlin  gleich  stellen  darf.  Im  übrigen  kommt  es  selbstredend  eben 
so  auf  den  Werthanschlag,  als  auf  das  Schuldkapital  an.  Nimmt 
man  für  erstem  den  öOfachen  Grundsteuer-Reinertrag  und  den 
25fachen  Gebäudesteuernutzungswerth  an,  so  wird  man  hinter  den 
Erwerbspreisen  der  letzten  Jahre  noch  hinreichend  zurückbleiben, 
um  ungefähr  den  vollen  Werth  zu  erfassen.  Dieser  ist  bei  dem 
grossen  Privatgrundbesitze  gewiss  oft  nahezu  ganz  belastet,  durch- 
schnittlich aber  doch  wohl  nur  zu  2/3.  Nächst  diesem  wären  die 
städtischen  Häuser  einzureihen,  dann  der  mittlere  durch  Erbtheilung 
mehr  als  durch  eigentliche  Verschuldung  belastetete  bäuerliche 
Besitz,  nach  ihm  der  kleine  zu  wenig  kreditfähige  Parzellenbesitz, 
und  endlich  der  feste  korporative  und  Fideikommissbesitz,  der 
schwerlich  über  Vio  belastet  ist. 

Nicht  um  aus  diesen  und  ähnlichen  Vermuthungen  irgend  ein 
haltbares  Resultat  zu  ziehen,  sondern  nur,  weil  für  die  schwebenden 
.:en  ein  Schema  nützlich  sein  kann,  welches  die  notwendigsten 
Grundzahlen  enthält,  und  in  welches  Jeder  nach  seiner  eigenen 
Meinung  und  Erfahrung  seine  Anschläge  einzutragen  vermag,  ist 
die  nachstehende  Berechnung  über  Werth  und  Verschuldung  des 
Grundbesitzes  der  acht  alten  Provinzen  des  Staates  nach  den  in 
ihr  im  einzelnen  nachgewiesenen  Anhaltspunkten  aufgestellt. 

(Die  Tabelle  ist  auf  der  folgenden  Seite  abgedruckt  unter  Weglassung  der  hier 

irrelevanten    zweiten  Spalte,   welche   nur  Hinweise    auf   den    vierten  Band    des 

Meitzen'achen  Werkes  enthält.) 
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